10.

11.

Bekanntgabe
einer 6ffentlichen Sitzung

zur 20. Sitzung des Stadtrates
am Mittwoch, 25.11.2015, um 16:30 Uhr

Beginn mit Ortstermin Jugendherberge
Fortfihrung der Sitzung im Rathaus, Sitzungssaal

mit folgender Tagesordnung:

Ortstermin Jugendherberge
Birgerfrageviertelstunde
Bericht des Oberbiirgermeisters

Anfragen aus dem Stadtrat

Bericht Herrn Stadtrat Huber und Herrn Oberbirgermeister Dr. Hammer
zur Chinareise / Ansiedlung TCM-Klinik

Sanierung der Jugendherberge Dinkelsbihl - Aufnahme verschiedener
KfW-Kredite durch die Stadt Dinkelsbihl

Sanierung Jugendherberge Dinkelsbinhl
- Vergabe 024 Fliesenarbeiten

Sanierung Jugendherberge Dinkelsbihl
- Vergabe 034 Anstricharbeiten

Errichtung eines Fahrradservicestitzpunktes in Dinkelsbihl -
Finanzierung

Neubau Radweg Dinkelsbihl - Segringen (St 2220)
- Vergabe der Stral3en - und Briickenbauarbeiten

Aufstellung des Bund-Lander-Stadtebauférderungsprogramms 2016
Grundung einer Arbeitsgruppe "Parkplatz"

Bebauungsplan Gewerbegebiet "Wassertrudinger Straf3e Nord" und 06.
Anderung des Flachennutzungsplanes - Behandlung der Einwendungen,
Billigung und o6ffentliche Auslegung

Bebauungsplan "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost" - 03.
Anderung; Flachennutzungsplan - 09. Anderung; Behandlung der
Einwendungen (Abwagung der privaten und 6ffentlichen Belange),
Billigung der Planentwiirfe i.d.F. vom 25.11.2015; Offentliche Auslegung

11. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Dinkelsbiihl;
Herausnahme der bahnparallen Trasse (B25); Aufstellungs- und
Auslegungsbeschluss



12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

Vergabe der Tiefbauarbeiten 2016 fiir die Stadt Dinkelsbtihl
(Jahresausschreibung) - Kanalhausanschliisse im 6ffentlichen Grund,
Stral3enunterhaltungsarbeiten, Wasserrohrbriiche,
Schieberauswechslung, Kabelfehler usw.

Bericht des Rechnungsprifungsausschussvorsitzenden Uber die
Prifungstatigkeit im Rahmen der Jahresrechnung 2014

Freiwillige Feuerwehr Weidelbach - Bestatigung der Kommandanten und
ihrer Stellvertreter

Feststellung der Jahresrechnung 2014 der Stadt Dinkelsbihl gem. Art.
102 GO

Feststellung der Jahresrechnung 2014 der Hospitalstiftung Dinkelsbihl
gem. Art. 102 GO

Neufassung der stadtischen Satzung tUber die Erhebung von Gebiihren
fur die Benutzung ihrer Bestattungsreinrichtungen sowie flr damit in
Zusammenhang stehende Amtshandlungen (Friedhofsgebiihrensatzung)

Jahresabschlussprifung Stadtwerke fur das Jahr 2015

Genehmigung der Niederschrift

AnschlieRend findet eine nichtéffentliche Sitzung statt.

Dinkelsbunhl, 18.11.2015

Christoph Hammer
Oberbirgermeister



Sitzu?vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 2/041/2015

Berichterstatter: Herr Walter Wegert

Betreff: Sanierung der Jugendherberge Dinkelsbuhl - Aufnahme

verschiedener KfW-Kredite durch die Stadt Dinkelsbiihl

Sachverhaltsdarstellung:

Im Haushalt 2015 hat die Stadt Dinkelsbihl Kreditaufnahmen in Héhe von 1,7 Mio € eingeplant,
die als Investitionszuschisse an die Hospitalstiftung zur Finanzierung der Renovierungsarbeiten
weitergeleitet werden.

Es wurden fir das Haushaltsjahr 2015 KfW-Kredite aus folgenden Programmen beantragt:

- Energiekredit Kommunal Bayern 800.000 €
(KfW-Effizienzhaus Denkmal)
Zinssatz 10 Jahre fest, 0 % Zinsen derzeit —entscheidend
ist Zinssatz bei Abruf-, Laufzeit 30 Jahre, 5 Jahre
tilgungsfrei, Tilgungszuschuss 7,5 % = 60.000 €

- Inklusionskredit Kommunal Bayern 150.000 €
Zinssatz 10 Jahre fest, 0 % Zinsen derzeit —entscheidend
ist Zinssatz bei Abruf-, Laufzeit 20 Jahre, 3 Jahre
tilgungsfrei

- Investkredit Kommunal Bayern 450.000 €
Zinssatz 10 Jahre fest, 0,65 % Zinsen derzeit —entscheidend
ist Zinssatz bei Abruf-, Laufzeit 30 Jahre, 5 Jahre
tilgungsfrei
Im Jahr 2016 werden wir einen weiteren
- Investkredit Kommunal Bayern 300.000 €
Zinssatz 10 Jahre fest, 0,65 % Zinsen derzeit —entscheidend
ist Zinssatz bei Abruf-, Laufzeit 30 Jahre, 5 Jahre tilgungsfrei
beantragen.

Finanzierungsplan KfW 2015

Offentliche Mittel 1.250.000 €
KfW Energiekredit Kommunal Bayern 800.000 €
KfW Inklusionskredit Kommunal Bayern 150.000 €
KfW Investkredit Kommunal Bayern 450.000 €
Ubrige Eigenmittel 126.000 €
Gesamtinvestition 2.776.000 €

Vorschlag zum Beschluss:
Mit der Aufnahme der vorstehenden KfW-Kredite besteht Einverstandnis.
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Sitz@vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 3/118/2015

Berichterstatter: Gattler, Holger

Betreff: Sanierung Jugendherberge Dinkelsbinhl

- Vergabe 024 Fliesenarbeiten

Sachverhaltsdarstellung:
Fur o.a. Malznahme findet eine beschrankte Ausschreibung statt. Das rechnerische und fach-
technische Endergebnis liegt zur Sitzung vor.

Haushaltsrechtliche Vermerke:

1. Die Gesamtausgaben der Mal3nahme/Vergabe betragen 3.110.000 €

2. Haushaltsmittel vorhanden: ja bei HSt.: 1.4689.9400 02
ie-tibe RerplanmaRige-Ausaabenin-Hoéhe von werden-gede durch:

Vorschlag zum Beschluss:
Es wird beschlossen, den Auftrag an den wirtschaftlichsten Bieter zu erteilen.

20. Sitzung des Stadtrates Tagesordnungspunkt Nr. 13
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Sitzﬁvorlage Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 3/119/2015

Berichterstatter: Gattler, Holger

Betreff: Sanierung Jugendherberge Dinkelsbinhl

- Vergabe 034 Anstricharbeiten

Sachverhaltsdarstellung:
Fur o.a. Malznahme findet eine beschrankte Ausschreibung statt. Das rechnerische und fach-
technische Endergebnis liegt zur Sitzung vor.

Haushaltsrechtliche Vermerke:

1. Die Gesamtausgaben der Mal3nahme/Vergabe betragen 3.110.000 €

2. Haushaltsmittel vorhanden: ja bei HSt.: 1.4689.9400 02
ie-tibe RerplanmaRige-Ausaabenin-Hoéhe von werden-gede durch:

Vorschlag zum Beschluss:
Es wird beschlossen, den Auftrag an den wirtschaftlichsten Bieter zu erteilen.

20. Sitzung des Stadtrates Tagesordnungspunkt Nr. 14
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Situ5vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 2/048/2015

Berichterstatter: Wegert, Walter

Betreff: Errichtung eines Fahrradservicestitzpunktes in Dinkelsbuhl -

Finanzierung

Sachverhaltsdarstellung:

Die Stadt Dinkelsbuihl mdchte auf der Freiflache neben der Jugendherberge (Teilflache aus
Flst.Nr. 240, Klosteranlage) einen Fahrradservicestiitzpunkt errichten. Die Anlage besteht aus
zwei Gebauden. Im ersten Gebaude sind 40 Fahrradstellplatze mit abschlieBbaren Spinden mit
Elektroladestation untergebracht. Im zweiten Bauwerk befindet sich die Werkstatt einschlie3lich
Waschmaschine und Trockner sowie eine WC-Anlage. Die Einrichtung wurde als Einzelprojekt
bei der ,LAG An der romantischen Stralle“ im Rahmen des Leaderprogrammes angemeldet und
vom dortigen Steuerkreis bereits abgesegnet.

Auch die E-Bikes des TSD sollen vom Altrathausplatz an den Stitzpunkt verlagert werden.

Die Einrichtung dient dazu, das LAG-Gebiet als Fahrrad-Destination zu etablieren. Durch das
Konzept der neuen Jugendherbergspachter, das ebenfalls verstarkt auf Radreisende setzt, wird
das Projekt in idealer Weise erganzt.

Die Finanzierung stellt sich folgendermalen dar:

Geplante Gesamtkosten 170.000 €

Geplante Finanzierung:

- Leader (60 %) 102.000 €
- Eigenmittel Stadt Dinkelsbihl (40 %) 68.000 €
170.000 €

Derzeit wird von Seiten der Stadt Dinkelsbuhl versucht, noch eine Kooperation mit der ,LAG
Hesselberg“ zustande zu bringen. Sollte das gelingen, wirde sich die Leaderférderung um 10 %
bzw. 17.000 € erhohen.

Vorschlag zum Beschluss:
Mit der Durchfiihrung und Finanzierung der vorstehenden MalRnahme besteht Einverstandnis. Im
Haushalt 2016 sind die Mittel vorzusehen.
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Sitzu@vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 3/117/2015

Berichterstatter: Gattler, Holger

Betreff: Neubau Radweg Dinkelsbiihl - Segringen (St 2220)

- Vergabe der Stral3en - und Briickenbauarbeiten

Sachverhaltsdarstellung:

Der Stadtrat wurde in der Sitzung am 29.07.2014 uber den aktuellen Stand der Planung

fur die Radwegverbindung Dinkelsbiihl- Segringen informiert.

Zwischenzeitlich wurde mit dem Staatlichen Bauamt und der Regierung von Mittelfranken eine
Ausfiihrungsplanung und Ausschreibung erarbeitet.

Fur die StraRen- und Brickenbauarbeiten wurde eine 6ffentliche Ausschreibung durchgefihrt.
Die BaumalRnahme wird von Freistaat Bayern nach Art.13 f Finanzausgleichsgesetz (FAG) ge-
fordert.

Die Foérderung des Vorhabens wird durch Gewahrung eines Festbetrages erfolgen.

Grundlage fir die Berechnung der zuwendungsfahigen Kosten wird das Ausschreibungsergebnis
sein.

Eine Kostenvereinbarung ist mit der den Zuschuss gebenden Stelle abzuschlieRen.

Der Er6ffnungstermin fand am 12.11.2015 statt.

Nach fachtechnischer und rechnerischer Priifung ergab sich folgender Preisspiegel
(incl. MwSt.)

1. Fa. Thannhauser u. Ulbricht, Fremdingen 337.376,27 €

369.303,39 €
374.058,23 €
376.869,19 €
399.755,36 €
420.192,43 €
424.396,86 €
427.506,29 €
586.387,77 €

CoNoOkWN

In der Angebotssumme sind nicht zuwendungsfahige Baukosten enthalten:

Ausbau Verlangerung Wirtschaftsweg ca. 27.808.- € Stadt Dinkelbunhl
Kabel- und Leitungsbauarbeiten ca. 20.150.- € SWD Dinkelsbuhl

Haushaltsrechtliche Vermerke:

1. Die Gesamtausgaben der Malinahme betragen 500.000.-€
2. Haushaltsmittel vorhanden: ja 200.000,00 € bei HSt.:1.6300.9501
3. Die Mehrausgaben in Hohe von 300.000,00 € werden gedeckt durch:

- Veranschlagung im Haushalt 2016

Vorschlag zum Beschluss:

Seite 1 von 2



Es wird beschlossen, den Auftrag fur die Stral3en- und Briickenbauarbeiten der Baumalnahme

Geh- und Radweg Dinkelsbihl — Segringen dem Bauunternehmen
Thannhauser u. Ulbricht, Fremdingen, in Hohe von 337.376,27 € zu erteilen.

20. Sitzung des Stadtrates Tagesordnungspunkt Nr. 6
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Sitzu n?vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 2/051/2015

Berichterstatter: Wegert, Walter

Betreff: égise;tellung des Bund-Lander-Stadtebauférderungsprogramms

Sachverhaltsdarstellung:

Fur die Aufstellung und Fortschreibung des Bund-Lander-Stadtebauférderungsprogrammes 2016
ist der Regierung von Mittelfranken eine Jahresanmeldung vorzulegen. Im Wesentlichen handelt
es sich um eine Fortschreibung/Aktualisierung der Anmeldung fiir das Programmjahr 2015.

Die Bedarfsmitteilung dient insbesondere der Bereitstellung der Mittelkontingente, eine Entschei-
dung tber die Durchfihrung und Finanzierung von Einzelmafinahmen ist damit nicht verbunden.
Der Fordersatz betragt grundsétzlich 60 Prozent der forderfahigen Kosten.

Wegen der allgemeinen Mittelknappheit im Bund-Lander-Stadtebauférderungsprogramm ist da-
von auszugehen, dass die angemeldeten forderfahigen Kosten sowohl 2016 als auch in den
Fortschreibungsjahren 2017 — 2019 reduziert werden.

Die Jahresanmeldung wird in der Sitzung verteilt.

Vorschlag zum Beschluss:
Mit der vorgelegten Bedarfsmitteilung fir das Programmjahr 2016 besteht Einverstandnis.
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Sitzu8vorlage

am

Vorlagen-Nr.:

Stadtrat 6ffentlich

25.11.2015

3/113/2015

Berichterstatter:

Betreff:

Sachverhaltsdarstellung:

Hammer, Christoph

Grindung einer Arbeitsgruppe "Parkplatz"

Nachdem dieses Thema bereits wahrend der Klausurtagung und auf einer separaten Bauaus-
schusssitzung diskutiert wurde, empfiehlt die Verwaltung, nicht zuletzt auch in Hinblick auf eine
mogliche Entwicklung ,City-Outlet®, eine Projektgruppe zu bilden, um Lésungsvorschlage flr zu-
satzliche stadtnahe Parkplatze und ein Parkkonzept zu erarbeiten. Es ist geplant, die Arbeits-
gruppe mit jeweils einem Fraktionsmitglied sowie mit Vertretern aus der Verwaltung und externen

Beratern zu bilden.

Ein weiterer Sachvortrag hinsichtlich der Besetzung erfolgt in der Sitzung.

Vorschlag zum Beschluss:

Mit der Bildung einer Arbeitsgruppe ,Parkplatz® besteht Einverstandnis.

20. Sitzung des Stadtrates

Tagesordnungspunkt Nr. 9
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Sitz@vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 3/114/2015

Berichterstatter: Wistner, Klaus

Betreff: Bebauungsplan Gewerbegebiet "Wassertridinger Strafl3e Nord"

und 06. Anderung des Flachennutzungsplanes - Behandlung der
Einwendungen, Billigung und offentliche Auslegung

Sachverhaltsdarstellung:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 24. Juli 2013 den Bebauungsplan fir ein Gewerbegebiet
mit der Bezeichnung ,Bildstockle” und dazu die 06. Flachennutzungsplananderung zur Aufstel-
lung beschlossen. Anlass war eine konkrete Anfrage eines ortsansassigen Betriebes und die
verkehrsginstige Lage des Standortes durch die geplante Umgehung im Rahmen der Verlegung
der B 25.

Die Entwiirfe des Bebauungsplanes und der 6. Anderung des Flachennutzungsplanes lagen mit
Begrindungen und Umweltbericht zur Vorinformation bei der Stadt Dinkelsbiihl in der Zeit vom
02. September 2013 bis 04. Oktober 2013 aus. Mit der Bekanntmachung in der Zeitung am 20.
August 2013 wurde zur Beteiligung an der Bauleitplanung eingeladen. Aus der Burgerschaft gin-
gen wahrend dieser Zeit keine Stellungnahmen ein.

In der gleichen Zeit wurden die Trager oOffentlicher Belange gehdrt. Von den informierten Behor-
den und sonstigen Tragern offentlicher Belange haben sich das Bayerische Landesamt fiir
Denkmalpflege, das Wasserwirtschaftsamt Ansbach, die N-ERGIE Netz GmbH, die Regierung
von Mittelfranken, der Regionale Planungsverband Westmittelfranken, das Amt flr Ernahrung
Landwirtschaft und Forsten, die Deutsche Telekom, der Bayerische Bauernverband, das Staatli-
che Bauamt Ansbach, die Gemeinde Wilburgstetten, die Stadtwerke Dinkelsbiihl, der Bund Na-
turschutz in Bayern e.V. und das Landratsamt Ansbach in Form von Bedenken, Hinweisen und
mit Bitten um Beriicksichtigung ihrer Belange geduf3ert. Weitere 13 Behdrden haben erklart, dass
sie keine Einwendungen haben.

Die Anlage 01 enthalt dazu in der linken Spalte die AuBerung der Behorden bzw. der sonstigen
Trager offentlicher Belange und in der rechten Spalte jeweils die AuRerung bzw. Stellungnahmen
des Stadtrates. Die Beschlisse zur Abwagung wurden schon einmal in der Sitzung am 25. Juni
2014 gefasst. In gleicher Sitzung wurde der Entwurf des Bebauungsplanes mit Stand vom 28.
Mai 2014 gebilligt. Die Anlage 01 (mit den Blattern 01 bis 18) vom 25. November 2015 wurde
gegenlber der Fassung vom 25. Juni 2014 geringfligig erganzt und ist mit den Stellungnahmen
der Stadt Dinkelsbihl/Stadtrat (jeweils in der rechten Spalte) Bestandteil der vorliegenden Be-
schlussvorlage.

Parallel zum Bauleitplanverfahren wurden Verhandlungen zum Grunderwerb gefiihrt. Ziel war es,
dass sich alle Grundstiicke innerhalb des Geltungsbereichs It. dem Aufstellungs-Planentwurf vom
24. Juli 2013 im Eigentum der Stadt Dinkelsbiihl befinden. Nach mehreren Verhandlungen war es
der Stadt Dinkelsbiihl nicht méglich, die Flachen nérdlich der Heiningerstralie zu erwerben. Aus
diesem Grund wurden die Flachen ndrdlich der Heiningerstral3e wieder aus dem Geltungsbereich
herausgenommen (vgl. auch Sachverhaltsdarstellung zum Beschluss des Stadtrates vom 25.
Juni 2014). Der Geltungsbereich wurde damit um ca. ein Drittel verkleinert. Die Flachennut-
zungsplananderung, als vorbereitende Bauleitplanung und ohne Anspruch auf Baurecht fiir die
Grundstiickseigentiimer nérdlich der Heiningerstrae, soll dagegen von der Anderung unberiihrt
bleiben.

Der Stadtrat hat sich zu den Bedenken und Hinweisen zuletzt bei einer Sitzung am 25. Juni 2014
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gedulRert und hat die Erweiterung des Bebauungsplanes in Richtung Osten (jenseits der geplan-
ten Trasse zur Ostumgehung B 25) durch Festsetzung einer Grinflache und eines Regenriick-
haltebeckens auf dem stadt. Grundsttick (aus FIst.Nr. 1525 Gmkg. Dinkelsbuhl beschlossen.
Grund fur diese Erweiterung war die Ausweisung von Ausgleichsflachen als Antwort auf den Ein-
griff bei den Flurstlicken 1526, 1527 und 1527/1 Gemarkung Dinkelsbihl und eine ausreichend
grof3e Regenrickhaltung. Der Stadtrat hat am 25. Juni 2014 auch beschlossen, dem Bebau-
ungsplan die Bezeichnung ,Wassertridinger Stral’e Nord“ zu geben (bis zu diesem Zeitpunkt
nannte sich der Bebauungsplanentwurf ,Bildstockle®).

Neuerliche Berechnungen haben nun ergeben, dass die Flache fur das Regenriickhaltebecken
im norddstlichen Teil, westlich der geplanten Umgehung, ausreicht. Eine weitere Rickhalteflache
(vgl. Plan in der Fassung vom 28. Mai 2014), dstlich der Umgehung ist nach dieser neuen Be-
rechnung technisch nicht sinnvoll und auch nicht erforderlich. Aus diesem Grunde kann die Fest-
setzung 0stlich der geplanten Trasse (B 25) aufgegeben werden.

Im weiteren Planungsverlauf wurde zudem eine spezielle artenschutzrechtliche Prufung (saP)
durchgefiuhrt. Diese hat ergeben, dass innerhalb des Geltungsbereichs schiitzenswerte Tierarten
vorkommen, fiir die ErsatzmalRnahmen erforderlich sind. Es handelt sich unter anderem um die
Knoblauchskrote, die Feldlerche, die Wiesen-Schafstelze und den dunklen Wiesenknopf-
Ameisenblauling. Auf der Grundlage des saP — Gutachtens wurde die Griinplanung Uberarbeitet
und wurden die Ausgleichsmalinahmen neu festgelegt. Es wurde festgestellt, dass um dem na-
turschutzfachlichem Ausgleich Rechnung tragen zu kénnen, die Ausgleichsmaflinahmen weder
im Plangebiet noch 6stlich der Plantrasse (vgl. Planfassung vom 28. Mai 2014), sondern weit
aul3erhalb des Geltungsbereichs an einer geeigneteren Stelle umzusetzen sind. Die Ausgleichs-
flachen sind im Planentwurf mit Stand vom 25. November 2015 dargestellt.

Aus den o0.g. Grunden ist die Flache des Flurstiuicks 1525, ostlich der geplanten Umgehung nicht
mehr erforderlich und ist auf dem neuen Planentwurf vom 25. November 2015 nicht mehr Be-
standteil des Geltungsbereichs. Der Geltungsbereich beinhaltet nunmehr die Flurstiicke 1526,
1527, 1527/1, 1524, 1525, 1500, 1484 - 1484, 1471, 1471/1, 1471/2, 1521, 1520/2 der Gematr-
kung Dinkelsbuhl und hat eine GréRRe von ca. 5,4 ha. Die Flachennutzungsplananderung, als
vorbereitende Bauleitplanung und ohne Anspruch auf Baurecht fur die Grundstiickseigentiimer,
bleibt von der Anderung weiterhin unberiihrt.

Die Verwaltung legt den Uberarbeiteten Entwurf des Bebauungsplanes ,Wassertridinger Stral3e
Nord“ mit der 06. Anderung des Flachennutzungsplanes einschlieRlich den Begriindungen und
dem Umweltbericht als gesonderter Teil der Begriindung jeweils i.d.F. vom 25. November 2015
zur Beschlussfassung vor.

Zum weiteren Verfahren bedarf es zunéchst der Billigung der aufgestellten und gednderten Plan-
entwirfe mit der Bezeichnung Gewerbegebiet ,\Wassertridinger Stral’e Nord“ in der Fassung
vom 25. November 2015 durch den Stadtrat, der 6ffentlichen Auslegung auf die Dauer eines Mo-
nats und hernach eines Feststellungsbeschlusses zur Flachennutzungsplananderung und eines
Satzungsbeschlusses beim Bebauungsplan.

Dieser Billigungsbeschluss vom 25. November 2015 ersetzt den Billigungsbeschluss vom 25 Juni
2014.

Anlagen:
Anlage-01 — Abwégung-Trager-6ff-Bel - (25.11.15) mit Stadtratsbeschluss

Anlage-02 — Bebauungsplan - i.d.F. vom 25.11.2015
Anlage 03 - Flachennutzungsplan — 06. Anderung i.d.F. vom 25.11.2015

Andere Anlagen wie die Begriindung zum Bebauungsplan (25.11.2015), den Umweltbericht (25.11.2015), die
Begriindung zur 06. Flachennutzungsplandnderung ( 25.11.2015),der Grinordnungsplan — Text (25.11.2015) sowie die
Schallimmissionsschutztechnische Untersuchung und Beurteilung (gem. DIN 18005, DIN 45691 und TA Larm) kénnen
im Stadtbauamt Dinkelsbuhl (Zi. 2.08) eingesehen oder auch auf Anfrage mittels E-Mail angefordert werden.
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Vorschlag zum Beschluss:

Die It. der Anlage 01 (Zusammenstellung der Hinweise, Anregungen und Bedenken von Behdrden und
sonstigen Tragern &ffentlicher Belange vom 25. November 2015) beschriebenen Stellungnahmen je-
weils in der rechten Spalte sind die Antwort des Stadtrates auf die Hinweise, Bedenken, Anre-
gungen und Einwendungen der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange im Rahmen
der frihzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB. Im Rahmen der friihzeitigen Burgerbeteili-
gung gem. 8§ 3 Abs. 1 BauGB gingen keine Stellungnahmen ein. Die Antworten bzw. Stellung-
nahmen des Stadtrates in der Anlage 01 (rechte Spalte) sind Bestandteile des Beschlusses.

Der Stadtrat Dinkelsbihl billigt den Entwurf des Bebauungsplanes fiir das Gewerbegebiet mit der
Bezeichnung ,Wassertridinger Stral’e Nord“ mit integriertem Griinordnungsplan (und gesonder-
ten Textteil), die Begriindung, den Umweltbericht sowie die 06. Anderung des Flachennutzungs-
planes mit integriertem Landschaftsplan der Stadt Dinkelsbiihl, der Begriindung und Umweltbe-
richt als gesonderter Teil der Begriindung mit den beschlossenen Anderungen und Ergéanzungen
jeweils in der Fassung vom 25. November 2015 und beschlief3t die Offentliche Auslegung nach §
3 Abs. 2 BauGB mit gleichzeitiger Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager offentlicher
Belange gem. 8§ 4 Abs. 2 BauGB durchzufihren.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind von
den gefassten Beschliissen zu unterrichten und Gber Ort und Dauer der Offentlichen Auslegung
zu informieren.
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O

zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbiihl

9 Abwagungstabelle zum Bebauungsplan “Gewerbegebiet Wassertridinger Stral3e Nord“ sowie

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal § 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr.

Behérden und
sonstige TOB

Stellungn.
JA

NEIN

Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl.
Belange sowie der Nachbargemeinden

Stellungnahme /
Abwagung der Gemeinde

Bayerisches Landesamt
fir Denkmalpflege
18.09.2013

X

Herr Nadler, stellv. Referatsleiter

Bebauungsplan ,Bildstéckle®:

Vielen Dank fiir die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Nach unse-
rem bisherigen Kenntnisstand besteht gegen die o. g. Planung von
Seiten der Bodendenkmalpflege kein grundséatzlicher Einwand. Nach
derzeitigem Kenntnisstand sind im Planungsgebiet keine Boden-
denkmaler bekannt. Wie weisen jedoch darauf hin und bitten, alle an
der Bauausfuhrung Beteiligten darauf hinzuweisen, dass eventuell zu
Tage tretende Bodendenkmaler (unter anderem auffallige Bodenver-
farbungen, Holzreste, Mauern, Metallgegenstande, Steingeréate,
Scherben und Knochen) der Meldepflicht an das Bayerische Landes-
amt fir Denkmalpflege (Dienststelle Nurnberg) oder die Untere
Denkmalschutzbehdrde gem. Art. 8 Abs. 1-2 DschG unterliegen (vgl.
Hinweis im Plan).

Die Untere Denkmalschutzbehodrde erhélt einen Abdruck dieses
Schreibens mit der Bitte um Kenntnisnahme und ggf. Veranlassung.

6. Anderung des Flachennutzungsplanes:

Vielen Dank fir die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Nach unse-
rem bisherigen Kenntnisstand besteht gegen die 0. g. Anderung von
Seiten der Bodendenkmalpflege kein Einwand. Nach derzeitigem
Kenntnisstand sind im Anderungsgebiet keine Bodendenkmaéler be-
kannt.

Die Untere Denkmalschutzbehérde erhalt einen Abdruck dieses
Schreibens mit der Bitte um Kenntnisnahme und ggf. Veranlassung.

Der Hinweis zur Meldepflicht wird in
der Planung beachtet (vgl. Begrun-
dung Pkt. 8)

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Markt DUrrwangen
17.09.2013

Herr Winter (1. Blrgermeister)

Der Marktgemeinderat Durrwangen hat in seiner Sitzung am Freitag,
den 13.09.2013 lhre 0. g. Anderungen behandelt und beschlossen
"keine Einwénde" dagegen zu erheben.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde
3 |Wasserwirtschaftsamt X Frau MarowskKi

Ansbach
16.09.2013

Offentliche Wasserversorgung:
Die Trinkwasserversorgung ist durch die Erweiterung des bestehen-
den Ortsnetzes sichergestellt.

Abwasserentsorgung:

Fur die Behandlung des Niederschlagswassers und die Beurteilung
der Regenwasserrickhaltung sind das ATV-Merkblatt M153 und das
ATV-Arbeitsblatt A117 zu beachten.

Es ist nachzuweisen, ob der Durchlass unter der Staatsstral3e St
2218 (gepl. B 25) ausreichend bemessen ist.

Im Rahmen der ErschlieBungsplanung wird zum Uberlauf des ge-
planten Regenriickhaltebeckens in die Wornitz ein wasserrechtliches
Verfahren durchgefihrt.

Uberschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewéassern / Schutz vor
Hochwasser:

Auf die Allgemeinen Sorgfaltspflichten im Zusammenhang mit Hoch-
wasserereignissen wird hingewiesen. Gemall § 5 WHG ist jede Per-
son, die durch Hochwasser betroffen sein kann, im Rahmen des ihr
Mdglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemal3-
nahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur
Schadensminimierung zu treffen, insbesondere die Nutzung von
Grundsticken den mdéglichen nachteiligen Folgen fir Mensch, Um-
welt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.

e Die Erhaltung und Verbesserung der Ruckhalte- und Speicherfa-
higkeit der Landschaft ist anzustreben. (Nr. 3.3.1.1. Teil BI LEP /
Grundsatz)

e Es ist von besonderer Bedeutung, Uberschwemmungsgebiete von
konkurrierenden Nutzungen, insbesondere von Bebauung, freizu-
halten (Nr. 3.3.1.1. Teil BI LEP / Grundsatz).

e Es ist anzustreben, in naturlichen Rickhalterdumen die Boden-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Der Hinweis zur Behandlung des
Niederschlagwassers wird zur
Kenntnis genommen und im Rah-
men der ErschlieRungsplanung be-
achtet.

Da Uberschwemmungs- und Was-
serschutzgebiete von dem Bebau-
ungsplan nicht betroffen sind und
auch keine Angaben zu Altlasten
bekannt sind, werden die allgemei-
nen Hinweise zu

- Uberschwemmungsgebieten

- Grundwasser

- Lage zu Gewassern

- Wasserabfluss

- Altlasten und

- Wasserschutzgebieten
zur Kenntnis genommen.
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nutzung auf die wasserwirtschaftlichen Anforderungen anzustim-
men (Nr. 3.3.1.1. Teil BI LEP / Grundsatz).

e Der Erhaltung oder Wiederherstellung regelméRig uberfluteter
Flachen als Auwald oder Griinland kommt besonderer Bedeutung
zu. Es ist von besonderer Bedeutung, dass landwirtschaftliche
Flachen in der Regel nicht hochwassergeschiitzt werden (Nr.
3.3.1.1. Teil BI LEP / Grundsatz).

e Gebiete auRerhalb wasserrechtlich festgesetzter Uberschwem-
mungsgebiete sowie geeignete (re)aktivierbare Flachen, die flr
den vorbeugenden Hochwasserschutz benétigt werden, sollen als
Vorranggebiete fir den Hochwasserabfluss und -riickhalt (Vor-
ranggebiete fir Hochwasserschutz) in den Regionalplanen gesi-
chert werden (Nr. 3.3.1.2. Teil Bl LEP (Ziel) i. V. m. 8 1 Abs. 4
BauGB)

o Esist anzustreben, dass trotz aller Mal3nhahmen zur Sicherstellung
des Hochwasserschutzes auch das vorhandene Schadenspoten-
zial reduziert wird (Nr. 3.3.1.3. Teil BI LEP / Grundsatz).

Der Geltungsbereich des B-Plans kollidiert nicht mit festgesetzten
bzw. vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebieten.

Lage zu Gewéassern:

Eine Genehmigungspflicht fir Anlagen an Gewassern lll. Ordnung im
Gebiet der Stadt Dinkelsbihl wird durch Art. 20 Abs. 2 BayWaG i. V.
m. Verordnung der Regierung von Mittelfranken tber die Genehmi-
gungspflicht fir Anlagen in oder an Gewassern Ill. Ordnung v.
05.10.1992 nicht begriindet.

Auf die besonderen Pflichten (hier: Anlieger) bei der Gewasserunter-
haltung gem. § 41 WHG i. V. m. Art. 25 BayWG wird hiermit verwie-
sen.

Wasserschutzgebiete:
Festgesetzte Wasserschutzgebiete sind von dem B-Plan nicht betrof-
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fen.
Grundwasser / Grundwasser- und Bodenschutz:
Soweit durch die BaumaRnahme bestehende Dranungen angeschnit-
ten werden, sind diese im Einvernehmen mit den zustandigen
Grundstiickseigentiimern wieder herzustellen.
Aus der Anlage geht hervor, dass sich im 6stlichen Bereich des Ge-
bietes "Bildstockle" und im westlichen Bereich von "Hammerfeld"
Dranagen befinden.
Wasserabfluss:
Der natlrliche Ablauf wild abflieBenden Wassers darf nicht zum
Nachteil eines tiefer liegenden Grundstiicks verstarkt oder auf andere
Weise verandert werden (8 37 Abs. 1 WHG).
Altlasten / Verdachtsflachen / Altlastenverdéchtige Fléche:
Dem WWA Ansbach liegen - nach interner Uberpriifung des Fla-
chenumgriffs des 0. g. B-Plans - keine Angaben Uber Altlasten bzw.
einer schadlichen Bodenveranderung vor.
Fur die weiteren Verfahrensschritte bitten wir um die Ubersendung
von Planunterlagen in Papierform.
Das Landratsamt Ansbach - SG 43 - sowie das IB Heller erhalten
einen Abdruck dieser Stellungnahme.
4 | Fernwasserversorgung X Herr Mersi
Franken Die Uberpriifung hat ergeben, dass im geplanten Bereich keine Be- | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
09.09.2013 rihrungspunkte mit Anlagen der Fernwasserversorgung Franken|genommen.
bestehen.
Zu unserer Entlastung legen wir die uns vorgelegten Unterlagen wie-
der bei.
5 | N-ERGIE Netz GmbH X Frau Riedel / Herr Humpfer

10.09.2013

In der Anlage erhalten Sie einen Bestandsplan tber unsere und die
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von uns ggf. im Rahmen einer Betriebsfihrung mit betreuten Versor-
gungsanlagen im o. g. Bereich.

Der Bestandsplan enthalt Anlagen der N-ERGIE Netz GmbH und
besitzt nur informellen Charakter.

Zusatzlich zu den auf dem Uberlassenen Plan gekannt gegebenen
Anlagen kdnnen sich vor Ort weitere im Eigentum Dritter stehende
Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder Leitungen zum Anschluss
von Erneuerbaren Energieanlagen - befinden, fir die wir nicht zu-
standig sind. Uber diese kénnen wir keine Auskunft geben und diese
sind deshalb auch nicht im Planwerk dokumentiert. Hierfur ist der
jeweilige Anlagenbetreiber zustandig.

Zu den beiden Anderungen des Flachennutzungsplanes bestehen
keine Einwande oder Anregungen seitens unseres Unternehmens.
Wir bitten Sie jedoch die Bezeichnungen der Freileitungen von FUW
in N-ERGIE anzuéndern.

Zum Bebauungsplan "Bildsttckle" bestehen ebenfalls keine Einwan-
de oder Anregungen, da der Geltungsbereich vollstandig au3erhalb
des Baubeschrankungsbereiches unserer 20 kV-Freileitung liegt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Hammerfeld" wird von
unsere 20 kV-Freileitung Uberquert. Den Leitungsverlauf und die
Schutzzone (Baubeschrankungsbereich) haben wir eingetragen. Die
MaRe beziehen sich auf die Mitte des jeweiligen Spannfeldes. Eine
Reduzierung des Baubeschrankungsbereiches in Richtung der Lei-
tungsmaste ist maglich.

Zwischen einer Bebauung und der vorhandenen 20 kV-Kabeltrasse
ist ein Abstand von 1,00 m einzuhalten.

Zwischen geplanten Baumstandorten und Versorgungsleitungen, ist

Der Hinweis, dass keine Auskunft zu
im Eigentum Dritter stehenden Anla-
gen gegeben werden kann, wird zur
Kenntnis genommen.

Die Bezeichnung der Freileitung wird
in der FNP-Anderung berichtigt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Der Bebauungsplan ,Hammerfeld*
wird derzeit nicht weiterverfolgt.

Der Hinweis zum Abstand zwischen
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nach dem DVGW Regelwerk, Arbeitsblatt GW 125 "Baumpflanzun- | unterirdischen Versorgungsleitungen
gen im Beriech unterirdischer Versorgungsleitungen" ein Abstand von | und geplanten Baumstandorten wird
2,50 m einzuhalten. Wir bitten Sie, dies bei Ihrem Planungsvorhaben | zur Kenntnis genommen und beach-
zu bericksichtigen. tet.

Wir bitten Sie, die 0. g. Punkte in den Erlauterungsbericht mit aufzu- | Die relevanten Punkte werden in der
nehmen und zu veranlassen, dass wir bei allen 6ffentlichen und pri- | Begriindung zum Bebauungsplan
vaten Planungen und Bauvorhaben wie z. B. Strallen- und Kanal- | erganzt.
bauarbeiten, Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den Verfahrensab-
lauf eingebunden werden.

6 |Gemeinde Krel3berg X Frau Macho

11.09.2013 Zu den o. g. Bebauungsplanen und Flachennutzungsplananderungen | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

haben wir keine Anregungen oder Bedenken, von der Planung sind | genommen.
wir nicht berihrt.

7 | Regierung von Mittel- X Herr Rahn, Oberregierungsrat

franken
11.09.2013

Mit der 6. Anderung des Flachennutzungsplanes und paralleler Auf-
stellung des Bebauungsplanes "Bildstdckle" soll im Anschluss an das
"Industriegebiet I" bis zur geplanten Trasse der Ortsumgehung fir die
Bundesstralle 25 ein Gewerbegebiet ausgewiesen werden, Dafir
werden im Flachennutzungsplan landwirtschaftliche Nutzflachen im
Umfang von 1,64 ha in gewerbliche Bauflachen und 0,59 ha in Grin-
flaichen umgewidmet. Dartber hinaus werden im Flachennutzungs-
plan die kinftigen Verkehrsflachen fur die Ortsumgehung und deren
Anbindung dargestellt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Bildstockle umfasst ca.
7,69 ha. Er weist auf 5,86 ha Gewerbegebiet aus.

Am 01.09.2013 ist eine Neufassung des Landesentwicklungspro-
gramm Bayern in Kraft getreten. Generell sollte daher auf die ein-
schlagigen Ziele und Grundsétze des neuen LEP abgestellt werden.
Aus unserer Sicht sind insbesondere die nachfolgenden Ziele und
Grundséatze heranzuziehen:
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Stellungnahme /
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Relevante Ziele und Grundsatze der Raumordnung:
"Flachensparende Siedlungs- und ErschlieBungsformen sollen unter
Beriicksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet
werden" (Grundsatz LEP 3.1 Abs. 2).

"In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der In-
nenentwicklung méglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zu-
lassig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfliigung
stehen” (Ziel LEP 3.2).

"Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbeson-
dere bandartige Siedlungsstruktur sollen vermieden werden" (Grund-
satz LEP 3.3 Abs. 1). "Neue Siedlungsflachen sind méglichst in An-
bindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen" (Ziel LEP 3.3
Abs. 2 Satz 1).

"Geeignete raumliche Rahmenbedingungen flir eine ausgewogene
Versorgung mit Handwerks- und sonstigen Dienstleistungsbetrieben
sowie fur die Sicherung des Bestands und der Weiterentwicklung und
die Neuansiedlung von leistungsfahigen kleinen und mittelstandi-
schen Unternehmen sowie der Freien Berufe sollen gewahrleistet
werden" (Grundsatz Art 6 Nr. 5 BayLplG).

"Die Standortvoraussetzungen fur die bayerische Wirtschaft, insbe-
sondere fur die leistungsfahigen kleine und mittelstandischen Unter-
nehmen sowie fur die Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe, sol-
len erhalten und verbessert werden" (Grundsatz LEP 5.1 Abs. 1).

"In den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten soll die Sicherung und
Erhaltung besonders schutzwiirdiger Landschaftsteile bei der Abwa-
gung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein beson-
deres Gewicht beigemessen werden" (Ziel RP 8 B 12.1.1).
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"In den Vorranggebieten Wasserversorgung soll der Sicherung der
offentlichen Wasserversorgung Vorrang gegenuiber konkurrierenden
raumbedeutsamen Nutzungen eingerdumt werden" (Ziel RP 8 B |
3.2.2.3).

Bewertung aus landesplanerischer Sicht:

Der Bebauungsplan "Bildstockle" ist Uberwiegend aus dem rechts-
wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt. Nur der norddstliche
Teilbereich ist dort bisher als landwirtschaftliche Nutzflache darge-
stellt. Diese Darstellung wird im Zuge der 6. Anderung des Flachen-
nutzungsplanes entsprechend geéandert.

Soweit der Bebauungsplan aus dem rechtswirksamen Flachennut-
zungsplan entwickelt ist, sind Einwendungen aus landesplanerischer
Sicht nicht zu erheben. Dariber hinaus steht die Planung streng ge-
nommen mit dem o. g. Ziel LEP 3.2 nur dann in Einklang, wenn der
Nachweis erbracht wird, dass Potenziale der Innenentwicklung nur
zur Verfigung stehen. Es handelt sich aber nur um eine geringfugige
Arrondierung und die gemeinsame Uberplanung mit der bereits als
gewerbliche Bauflache dargestellten Flache erscheint an dem Stand-
ort im Hinblick auf eine flachensparende ErschlieBung (vgl. Grund-
satz LEP 3.1 Abs. 2). zweckmaRig.

Das Plangebiet liegt teilweise im zeichnerischen Unschéarfebereich
des Vorranggebietes fir die Wasserversorgung TR 9 Stadt Dinkels-
bihl / Gemeinde Wilburgstetten (vgl. Tekturkarte 4 zu Karte 2 "Sied-
lung und Versorgung") und auch eines landschaftlichen Vorbehalts-
gebietes. Vor dem Hintergrund des bereits vorhandenen Gewerbe-
gebietes und der geplanten UmgehungsstralRe, erscheint eine Ausle-
gung der zeichnerischen Unscharfe vertretbar, wonach den Belangen
der Wasserversorgung erst dstlich der geplanten Umgehung Vorrang
eingeraumt wird und den Belangen des Landschaftsbildes auch erst
dort besonderes Gewicht eingerdumt wird.

Die oben genannten, relevanten
Ziele der Raumordnung werden in
die Planung mit aufgenommen und
bertcksichtigt.

Die Anmerkungen zu den Potentia-
len der Innenentwicklung und fla-
chensparenden ErschlieRung wer-
den zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis zur Lage des Plange-
bietes im Bereich des Vorranggebie-
tes fur die Wasserversorgung und
eines landschaftlichen Vorbehalts-
gebiet wird zur Kenntnis genommen.
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Einwendungen aus landesplanerischer Sicht werden nicht erhoben. Die Zustimmung der Landespla-
nungsbehoérde wird zur Kenntnis
Der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben mit Nahversorgungsbe- | genommen.
darf und Innenstadtbedarf wird aus landesplanerischer Sicht begrifit,
weil dadurch der zentrale Versorgungsbereich gestarkt und die Ver-
sorgung auf verbrauchernahe Standorte gelenkt wird.
8 | Gemeinde Langfurth X Herr Miosga, 1. Burgermeister
12.09.2013 Der Gemeinderat Langfurth hat in seiner Sitzung am 10.09.2013 | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
festgestellt, dass keine Einwé&nde gegen die Aufstellung des B-|genommen
Planes "Bildstéckle", sowie der 6. Anderung des Flachennutzungs-
planes der Stadt Dinkelsbihl bestehen.
9 |Regionaler Planungsver- X Herr Lammel, Ltd. Regierungsdirektor

band Westmittelfranken
16.09.2013

In der GroRen Kreisstadt Dinkelsbiihl soll mit der 6. Anderung des
Flachennutzungsplanes und der Aufstellung des Bebauungsplanes
"Bildstockle" im Parallelverfahren ein Gewerbegebiet im Anschluss an
die bestehende gewerbliche Nutzung ausgewiesen werden. Der
Uberplante Bereich hat ein Gro3e von ca. 4,2 ha. Die Stellungnahme
umfasst beide Bauleitplanungen.

Regionalplanerische Wertung:

Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl plant derzeit mit der 6. und 7. An-
derung des Flachennutzungsplanes und jeweils parallel durchgefuihr-
ten Bebauungsplanungen die Entwicklung zweier gewerblicher Bau-
flachen. Aus unserer Sicht sind beide Planungen auf Grund ihrer
raumlichen N&he als Einheit zu betrachten. Es handelt sich insge-
samt um die Entwicklungsplanung der Gewerbeflachen in diesem
Bereich des Stadtgebietes. Durch diese gemeinsame Betrachtung
der Gewerbeflachenentwicklungen sollen diese Bereiche auch nicht
gegeneinander abgewogen werden. Denn insgesamt handelt es sich
um eine an dieser Stelle logische und im Umfang fir ein Mittelzent-
rum angemessene Ausweisung. Es handelt sich um eine Ergédnzung
der bestehenden gewerblichen Bauflachen in direktem Anschluss an
den Bestand. Eine ubermalige Zersiedelung der Landschaft findet
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zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbiihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behtérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal § 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl. Stellungnahme /
' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde

aus regionalplanerischer Sicht nicht statt. Es handelt sich insgesamt
um eine organische Entwicklung.
Mit 0. a. Bauleitplanung im Rahmen der 6. Anderung des Flachen- | Die positive regionalplanerische
nutzungsplanes einschliel3lich Bebauungsplan "Bildstéckle™ wird zum | Wertung wird zur Kenntnis genom-
einen eine Abrundung des bestehenden Gewerbegebietes erreicht, | men.
zum anderen erfolgt perspektivisch ein Lickenschluss zur geplanten
Umgehungsstrale. Das geplante Gewerbegebiet liegt - wie auch | Das Wasserwirtschaftsamt ist am
teilweise bereits der Bestand an gewerblichen Bauflachen in diesem | Verfahren beteiligt und hat keine
Bereich - im Vorranggebiet fur die Wasserversorgung TR 9. Im Sinne | Bedenken bezuglich des Vorrang-
der o. a. gewerblichen Gesamtentwicklung finden sich keine regio- | gebietes fiir Wasserversorgung.
nalplanerischen Ziele und Grundsétze, die der Planung entgegenste-
hen, sofern von wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken hin-
sichtlich des Vorranggebietes TR 9 bestehen.

10 | Gemeinde Mdnchsroth X Frau Paznocht

13.09.2013 Der Gemeinderat der Gemeinde Ménchsroth hat in seiner Sitzung am | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

12.09.2013 von obigen Flachennutzungsplananderungen der Stadt | genommen.
Dinkelsbuhl Kenntnis genommen und erhebt keine Einwande dage-
gen.
Die uns Ubersandten Planunterlagen geben wir Ihnen in der Anlage
zu unserer Entlastung zuriick.

11 | Stadt Feuchtwangen X Herr Soldner, 2. Blirgermeister

06.09.2013 Die Stadt Feuchtwangen bedankt sich fir die Beteiligung an den o. g. | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

Bauleitplanverfahren und teilt mit, dass keine Einwénde bestehen. genommen.

12 |Bundesamt fur Infrastruk- X Herr Staudinger

tur, Umweltschutz und
Dienstleistungen des
Bundeswehr
Kompetenzzentrum
Baumanagement Min-
chen

05.09.2013

Seitens des BAIUD Bw - Kompetenzzentrum Miinchen bestehen
keine Einwéande gegen die o. g. Planungen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbiihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
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' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde
13 | Amt fur Landliche Ent- X Herr Kramer, Baurat
wicklung Mittelfranken Aus der Sicht der Landlichen Entwicklung bestehen gegen die 6. und | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
02.09.2013 7. Anderung des Flachennutzungsplanes sowie gegen die Aufstel- | genommen.
lung der Bebauungsplane "Bildstéckle" und "Hammerfeld" der Stadt
Dinkelsbuihl keine Bedenken.
Im Planungsraum ist derzeit ein Verfahren nach dem Flurbereini-
gungsgesetz weder geplant noch anhéngig. Eine weitere Beteiligung
des Amtes fiur Landliche Entwicklung Mittelfranken am o. a. Verfah-
ren ist, soweit sich keine Anderungen im flachenmaRigen Umfang
des Planungsgebietes ergeben, nicht erforderlich.
14 | IHK Nuarnberg fur Mittel- X Frau Haase
franken Nach Prifung der 0. g. Bebauungspléane / Flachennutzungsplane fiir | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
30.08.2013 die Stadt Dinkelsbihl und nach Rucksprache mit unserem IHK-|genommen.
Gremium Dinkelsbuhl durfen wir lhnen mitteilen, dass von Seiten
unserer IHK keine Bedenken gegen die vorgesehenen Festsetzun-
gen / Ausweisungen bestehen.
15 |Landratsamt Ansbach X Herr Teutsch, Hygienekontrolleur
Gesundheitsamt Keine Einwendungen Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
27.08.2013 genommen.
16 | Amt far Erndhrung, X Herr Schneider

Landwirtschaft und Fors-
ten Ansbach
27.09.2013

Zur vorliegenden Planung nimmt das Amt fur Ernahrung, Landwirt-
schaft und Forsten Ansbach wie folgt Stellung:

Gegen die Bebauungsplane "Bildstockle” und "Hammerfeld" sowie
die 6. und 7. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkels-
buhl bestehen aus unserer Sicht grundséatzlich keine Einwendungen.

Jedoch méchten wir darauf hinweisen, dass der zusatzliche Verlust
an landwirtschaftlicher Kulturflaiche fur den okologischen Ausgleich
vor allem die Leistungsfahigkeit landwirtschaftlicher Betriebe
schwécht.

Ackerflachen und Grinlandflachen sind in der Stadt Dinkelsbuhl

Wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis zum zusatzlichen Ver-
lust an landwirtschaftlicher Flache
wird zur Kenntnis genommen.
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' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde

knapp. Bedingt ist dies durch den Flachenbedarf vor allem fir vor-
handenen viehhaltenden Betriebe und Biogasanlagen.
Um die agrarstrukturellen Belange starker zu berlcksichtigen, wére
es sinnvoll verstarkt auf produktionsintegrierte Kompensationsmalf3-
nahme zu setzen.

17 | Gemeinde Fichtenau X Herr Piott, Burgermeister

24.09.2013 Vielen Dank fiir die Beteiligung am Verfahren und Ubersendung der | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

Planunterlagen. Seitens der Gemeinde Fichtenau werden keine Ein- | genommen.
wendungen gegen die Planung vorgebracht.

18 | Deutsche Telekom X Herr Kruger / Frau Eichhorn

25.09.2013

Wir bedanken uns fir die Bekanntgaben der o. g. MaRnahme.

Im Ausbaubereich liegen keine Telekommunikationsanlagen der Te-
lekom Deutschland GmbH.

Zur Versorgung des Baugebietes "Bildstdckle" und "Hammerfeld" mit
Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung
neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und aufRerhalb des
Plangebietes einer Priifung vorbehalten.

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eige-
nen oder lhnen bekannten Malinahmen Dritter im Bereich des Plan-
gebietes stattfinden werden.

Bitte setzen Sie sich zur Abstimmung der Baumaflinahme mindestens
3 Monate vor dem Beginn der ErschlieBungsmallnahme mit uns in
Verbindung.

Hinsichtlich evtl. geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Gber
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen” der
Forschungsgesellschaft fiur StraBen- und Verkehrswesen, Ausgabe
1989; siehe hier u.a. Abschnitt 3 zu beachten. Einer Uberbauung
unserer Telekommunikationslinien stimmen wir nicht zu, weil dadurch

Wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Die Bekanntgabe der geplanten
Mafinahmen erfolgt im Rahmen der
ErschlieBungsplanung.

Die 3 Monate vor Baubeginn werden
eingehalten.
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Abwagungstabelle zum Bebauungsplan “Gewerbegebiet Wassertridinger Stral3e Nord“ sowie

zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbiihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal § 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr.

Behérden und
sonstige TOB

Stellungn.
JA

NEIN

Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl.
Belange sowie der Nachbargemeinden

Stellungnahme /
Abwagung der Gemeinde

der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung verhindert wird und ein
erhebliches Schadensrisiko fir die Telekommunikationslinie besteht.
Sollten im Né&herungsbereich zu bestehenden Kabel- und Rohranla-
gen SchutzmalRnahmen notwendig werden, sind die hierdurch ent-
stehenden Kosten durch den Veranlasser der Baumpflanzungen zu
Ubernehmen.

Der Hinweis zu erforderlichen
SchutzmalRnhahmen im Naherungs-
bereich bestehender Kabel und
Rohranlagen werden zur Kenntnis
genommen und beachtet.

19

Bayerischer Bauernver-
band
26.09.2013

Herr Eisen

Mit obigen Schreiben haben Sie uns Planungsunterlagen zu o. g.
Planungen der Stadt Dinkelsbihl im Rahmen der friihzeitigen Beteili-
gung Trager 6ffentlicher Belange zur Stellungnahme Gbersandt.

Aus landwirtschaftlicher Sicht nehmen wir dazu wie folgt Stellung:

Mit der Anderung des FNP und der Aufstellung des Bebauungspla-
nes werden die planungsrechtlichten Voraussetzungen fur eine Ge-
werbegebietserweiterung geschaffen.

Wir weisen schon heute darauf hin, dass die Flachen derzeit noch
landwirtschaftlich genutzt werden. Mit den jeweiligen Pachter / Be-
wirtschaftern und Eigentimern sind fur die Restlaufzeit entsprechen-
de Vereinbarungen zu treffen.

Evtl. durch die Baumalinahmen in Mitleidenschaft gezogene Wege
und StralRen durch den Bauwerber entsprechend saniert werden
mussen. Gleiches gilt fur Drainagen, Vorfluter und Graben. AulRer-
dem ist die Zufahrt zu den angrenzenden Flachen wéahrend der Bau-
zeit sicherzustellen, Flur- und Aufwuchsschéaden sind zu erstatten.

Bei den bendtigten Ausgleichsflachen ist darauf zu achten, dass mit
den jeweiligen Eigentimern und Bewirtschaftern entsprechende Ver-
einbarungen getroffen werden. Dabei sind weniger ertragreiche
Standorte vorzuziehen.

Randbegrinungen sowie im Rahmen der Ausgleichsmaf3hahme not-

Wird zur Kenntnis genommen und
beachtet.

Wird zur Kenntnis genommen und
beachtet.

Wird zur Kenntnis genommen und
beachtet.
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zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbiihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
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Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl. Stellungnahme /
' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde
wendige Baume und Hecken sollten so angelegt werden, dass eine
Beeintrachtigung von Nachbargrundstiicken und Wegen nicht erfolgt.
Wir empfehlen dazu einen Abstand von mindestens 4 Metern.
20 | Staatliches Bauamt Ans- X Herr Walzlein

bach
26.09.2013

Im Nahbereich der 0. g. Baugebiete verlauft die Ortsumgehung Din-
kelsbihl im Zuge der B 25. Die Trasse verlauft in diesem Bereich in
Dammlage.

Durch das Bundesverkehrsministerium wird ein neuer Bundesver-
kehrswegeplan aufgestellt. Das Staatliche Bauamt hat die Ortsumge-
hung Dinkelsbihl erneut fir den Bundesverkehrswegeplan 2015 an-
gemeldet. Inzwischen hat der Ministerrat die bayernweite Bedarfszu-
sammenstellung in seiner Sitzung am 12. Mérz 2013 gebilligt. Derzeit
lauft die Bewertung der angemeldeten MaRnahmen durch den Bund.
Diese wird zeigen, ob und mit welcher Dringlichkeit die MalBhahme in
den neuen Bedarfsplan fur Bundesstralen eingestuft wird.

Bebauungsplan Bildstdckle:

Der Geltungsbereich des Gewerbegebietes "Bildstockle" liegt rd. 10
m vom Fahrbahnrand der geplanten Umgehung entfernt, die Bau-
grenze ist mit einem Abstand von 25 m eingezeichnet.

Anderung des FNP:
Es wird begrif3t, dass die Stadt Dinkelsbiihl die Ortsumgehungsstra-
Re in den FNP aufgenommen hat.

In der 6. Anderung des FNP (wg. B-Plan "Bildstockle”) reicht das
Gewerbegebiet bis an die Einmindung B 25 / Wassertridinger Stra-
Re / St 2218 heran und ist nicht - wie im B-Plan Bildstockle" darge-
stellt - durchgehend durch eine Grinstreifen von der Trasse getrennt.
Zwar war dieser Bereich bereits im vorherigen FNP als Gewerbege-
biet ausgewiesen, doch sollte hier auch der durchgéngige Grinstrei-
fen auf dem B-Plan tibernommen werden.

Die Darstellung in der FNP — Ande-
rung wird geman dem Bebauungs-
plan angepasst.
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Abwagungstabelle zum Bebauungsplan “Gewerbegebiet Wassertridinger Stral3e Nord“ sowie

zur 6. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbiihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal § 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr.

Behérden und
sonstige TOB

Stellungn.
JA

NEIN

Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl.
Belange sowie der Nachbargemeinden

Stellungnahme /
Abwagung der Gemeinde

In der 7. Anderung des FNP (wg. B-Plan "Hammerfeld") wird die ge-
mischte Bauflache in Gewerbeflache umgewandelt, dies ist fur die
Verbreiterung der Staatsstrale unschadlich.

Das Staatliche Bauamt stimmt der Aufstellung der beiden Bebau-
ungsplane grundsatzlich zu. Direkte Zufahrten und Zugéange von den
Baugebieten zur kinftigen Umgehungsstrale muissen ausgeschlos-
sen werden. Der Vorhabenstrager hat flr einen angemessenen
Larmschutz zu sorgen (im Hinblick auf die kiinftige OU Dinkelsbuhl).

Wird zur Kenntnis genommen.

Es sind keine direkten Zufahrten
geplant.

Entlang der geplanten Umgehung
sind geschlossene Einfriedungen —
ohne TUr und Tor — spétestens bis
zur Fertigstellung der Geb&ude zu
errichten. (vgl. Festsetzungen B 7.3)
Der Hinweis zum Larmschutz wird
berlcksichtigt.

21

Gemeinde Wilburgstetten
20.09.2013

Herr Bargermeister Kisch

Die Gemeinde Wilburgstetten erhebt gegen die Bebauungspléane
"Bildstdckle" und "Hammerfeld" grundsatzlich keine Einwande. Wir
begrifRen es, wenn die Ansiedlung von Gewerbebetrieben Arbeits-
platze sichert bzw. neue geschaffen werden kénnen.

In Bezug auf die geplante Ansiedlung eines Baufachmarktes haben
wir jedoch Bedenken, dass dadurch die vorhanden Struktur von klei-
neren Baufachméarkten in der Region u. a. in Dinkelsbihl (BayWa), in
Feuchtwangen (OBI, Hetzel), Schopfloch (Stabilo) und Wilburgstetten
(Ruf) geféahrdet werden kdnnte. Wir befiirchten durch einen weiteren
Baufachmarkt in Dinkelsbuhl einen mdglichen Kaufkraftabfluss, so
dass die o. g. Betriebe in ihrer Existenz gefahrdet werden.

Daher bitten wir diesen relevanten Sortimentsbereich nach § 1 (5)
und (9) BauNVO auszuschlieRen bzw. in seiner Grol3e so zu be-
schranken, dass dadurch die vorhandene Struktur der Baufachmarkte
in der Region erhalten werden kann.

Der geplante Baufachmarkt der Fir-
ma Dauberschmidt Baustoffe GmbH
besteht bereits in Botzenweiler.

Mit dem Neubau ist lediglich eine
Umesiedlung des Standortes nach
Dinkelsbiihl vorgesehen.

Das Sortiment und die GroRRe der
Verkaufsflache &ndert sich nur un-
wesentlich. Die umliegenden
Baumarkte sind somit keines Falls
betroffen.
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' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde

Wir regen an, dass ggf. durch ein Einzelhandelsgutachten nachge-
wiesen wird, dass negative Auswirkungen auf die vorhandenen Bau-
fachmarkte nicht zu befurchten sind.

22 | Stadtwerke Dinkelsbiihl X Frau Kabel

24.09.2013 Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 21.08.2013 teilen wir Ihnen | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

mit, dass im Bereich Heininger Str., Wassertridinger Stral3e, Flst.-Nr. | genommen und beachtet.
1331 und 1332 Versorgungsleitungen der Stadtwerke liegen.
Fur die Stromversorgung der neuen Gewerbegebiete ist ein Standort
fiir eine Ubergabestation einzuplanen.

23 |Bund Naturschutz in X Herr Altreuther (Geschéaftsfuhrer)

Bayern e.V.
01.10.2013

Wir bedanken uns fiir die Beteiligung an o. g. Vorhaben und nehmen
dazu wie folgt Stellung:

Sofern tatsachlich Bedarf fir ansiedlungswillige Betriebe mit einem
akzeptablen Verhéltnis zwischen Arbeitsplatzen und Flachenbedarf
besteht, ist der Erweiterung bestehender, an die Bebauung angeglie-
derter Gewerbegebiete im Sinne einer organischen Entwicklung der
Vorzug vor einer problematischen Neu-Ausweisung an nicht vorbe-
lasteten Standorten zu geben. Insofern besteht grundsatzlich Einver-
standnis mit der Erweiterung.

Die Koppelung an die geplante Ortsumgehung lehnen wir entschie-
den ab. Wir haben in der Vergangenheit ausreichend deutlich ge-
macht und begriindet, dass eine Ortsumgehung nicht menschen- und
umweltvertraglich zu bauen ist, kein Bedarf besteht und im Ubrigen
kontraproduktiv ist. Zudem ist in der Realitdt ohnehin davon auszu-
gehen, dass die Umgehung nie gebaut wird. wir fordern die ersatzlo-
se Herausnahme der StraRendarstellung aus den beiden Flachen-
nutzungsanderungen.

Wird zur Kenntnis genommen.

Laut staatlichem Bauamt Ansbach
ist die Ortsumgehung Dinkelsbunhl
erneut fur den Bundesverkehrs-
wegeplan 2015 angemeldet. Inzwi-
schen wurde die Bedarfszusammen-
stellung gebilligt. Derzeit lauft die
Bewertung durch den Bund, die
zeigen wird, ob und mit welcher
Dringlichkeit die MalRnahme in den
neuen Bedarfsplan fur Bundesstra-
3en eingestuft wird.
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' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde
24 |Landratsamt Ansbach X Frau Sand:

30.09.2013

Das Landratsamt nimmt zu den o. g. Verfahren Stellung und teilt Fol-
gendes mit:

Herr Koller - SG 64 Untere Naturschutzbehdrde

Aus hiesiger Sicht ist die Berechnung des Ausgleichsbedarfs nach
dem einschlagigen Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft" nicht ganz korrekt durchgefuihrt. Das Herausrechnen der
Eingrinungsstrukturen ist nach hiesiger Meinung nicht mit der Vor-
gehensweise des Leitfadens konform, da diese innerhalb des Gel-
tungsbereiches liegen und auch dazu dienen, den Ausgleichsfaktur
ZuU minimieren.

Die Verquickung der beiden Gewerbegebiete bei der Ausgleichsbe-
rechnung ist prinzipiell méglich, aber zunachst etwas verwirrend und
in manchen Teilen nicht ganz nachvollziehbar. In der Berechnung
taucht beispielsweise flr eine anzurechnende Flache eine extensive
Wiese von 30 000 m2 auf. Diese Zahl ist nach hiesiger Einschatzung
falsch berechnet.

Zur Ubersichtlichkeit wiirde beitragen, wenn die groRen Regenriick-
haltemalRnahmen im Siden des Gebietes "Hammerfeld" alles separa-
te Ausgleichsflache (auRerhalb des Geltungsbereiches) dargestellt
wirde. Dies ist jedoch nur ein moglicher Weg, um die Ausgleichsbe-
rechnung etwas transparenter zu machen. Eine entsprechende Ab-
stimmung des Planes und der Unteren Naturschutzbehérde ist not-
wendig. Fur die Auslegung der Plane ist die Berechnung zu Uberar-
beiten und mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen. Die
prinzipielle Vorgehensweise ist in Ordnung, auch die Faktoren sind
nachvollziehbar gewahlt. Fachlich ist die Art der Eingriffskompensati-
on durchaus mdéglich und sinnvoll.

Alle weiteren am Verfahren beteiligten Sachgebiete haben die Gber-

In der geédnderten Planung sind die
Eingrinungsstrukturen als auszu-
gleichender Eingriff bewertet.

Die Ausgleichsflachen innerhalb des
Geltungsbereiches werden nach
Rucksprache mit Hr. Koller nicht als
Eingriff bewertet.

Die Berechnung des notwendigen
Ausgleichsbedarfes wurde der ge-
anderten Planung angepasst.

Die Verquickung mit dem Gewerbe-
gebiet ,Hammerfeld® entfallt.

Als Regenrickhaltebecken wird die
Grinflache im Nord-Osten des Ge-
bietes vorgehalten. Der Ausgleichs-
bedarf wird auBerhalb des Gel-
tungsbereichs umgesetzt.
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' sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde
sandten Unterlagen ohne Anmerkungen zur Kenntnis genommen.
25 |Markt Schopfloch X Herr Czech, 1. Birgermeister

08.10.2013

Da die Belange des Marktes Schopfloch gegen die vorgesehene
Aufstellung des Bebauungsplanes "Bildstockle" in der Gemarkung
Dinkelsbiihl, Stadt Dinkelsbiihl und der 6. Anderung des Flachennut-
zungsplanes der Stadt Dinkelsbuhl im Bereich des Bebauungsplanes
im Parallelverfahren nicht beeintrachtigt werden, erfolgen hierzu kei-
ne Einwendungen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Aufgestellt: 25.11.2015

Ingenieurbidro Willi Heller
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1926 Breite ca. 40 m, Lange ca. 200 m

Flurnr. 1924 und 1926 Gmk. Dinkelsbiihl (0,8476 + 0,7056 h, -
1924 Breite ca. 100 m, Lange ca. 156 m =

Flurnr. 1644 und 1644/1 Gemarkung Dinkelsbiihl (0,3303 + 0,2383 ha)

Zielarten:

D. AUSGLEICHSMASSNAHMEN

Flurnr. 1488 Gmk. Dinkelsbiihl (0,4337 ha)

Breite ca. 16 m, Lange ca. 270 m

Zielarten:

Knoblauchkrote, Feldlerche

MaflRnahmen:

- Dauerbrache (Sukzession) des westlichen

14830

Dauerbrache
[Sukzessionsflache)
ca. 6 m Breite

148710

Extensive
Grunlandnutzung,
Rotationsbrache auf
jewells einer Halfte
{Nord- oder Sudhalfte)
der Flache

Monitoring:

Streifens (Breite 6 m) ab Sommer 2015,
langerfristig im Falle von stérkerer Verbuschung

sukzessiver Geholzruckschnitt
(jahrlich max. 20 %, verteilt Uber mehrere Abschnitte)
- Extensive Grunlandnutzung (zweimalige Mahd
zunachst ab Anfang Juni, keine Dlingung,

kein Schleppen oder Walzen) jeweils der Nord-oder Studhélfte
- Rotationsbrache auf jeweils einer Halfte der Wiesenflache
(alternierendes Brachlegen der Nord-oder Sudhalfte fur
jeweils ein gesamtes Jahr)

Akzeptanzkontrolle Feldlerche, nach 3 Jahren Uberpriifung
der MalRnahmen.
Flurnr. 1498 Gmk. Dinkelsbiihl (0,7549 ha)

Zielarten:

Maflnahmen:

Breite ca. 60 m, Lange ca. 120 m
Knoblauchkréte, Feldlerche, Dunkler Wiesenknopf-Ameisenblauling

- Aufbau eines stufigen Waldrandes mit vorgelagertem Krautsaum,
nur bei Bedarf lenkende Eingriffe durch Gehdlzentnahme oder Mahd

- Dauerbrache (Sukzession) auf ca. 10 m Breite am Ostrand ab
Sommer 2015, langerfristig im Falle von starkerer Verbuschung
sukzessiver Gehdlzriickschnitt (jahrlich max. 20 %, verteilt tber
mehrere Abschnitte).

- Rotationsbrache auf jeweils einem Drittel der Wiesenflache
(reihum Brachlegen der einzelnen
Streifen flr jeweils ein gesamtes Jahr)

- Extensive Grunlandnutzung der Restflache (zunéchst
dreimalige, nach 3 Jahren zweimalige Mahd Anfang Juni
und Ende August, keine Dingung, kein Schleppen oder Walzen)

- flacher streifenweiser Humusabtrag (< 10 cm) alle 3 Jahre auf
jeweils max. 10 % der Wiesenflache, beginnend 2016

- Sudteil zweimalige Mahd Anfang Juni und Mitte September
(Zielart Dunkler Wiesenknopf-Ameisenblauling, MaRnahme

Rotationsbrache auf jeweils einem (SR
Drittel der Flache, [
Extensive Grinlandnutzung der
Restfiache,

flacher streffenwelser

Hurmusabtrag

Zwelmalige Mahd Anfang Juni
und Mitte September

Aufhau eines stufigen
Waldrandes mit vorgelagertem
Krautsaum durch Sukzession

) Dauerbrache
1 (Sukzessionsflache)
ca. 10 m Breite

1498/0

164500

164410

Dauerbrache ;
N (Sukzessionsflache) [
il ca. 5 m Breite :
\ i

wechselseitig extensiver

Ll Anbau Kartoffeln und
Wintergetreide, nach-
folgend jeweils Grubbern
und Brachejahr

16431

1644 Breite ca. 27 m, Lange ca. 120 m

1644/1 Breite ca. 20 m, Lange ca. 120 m
Zielarten:

Knoblauchkréte, Feldlerche, Wiesen-Schafstelze

Maf3nahmen:
- Dauerbrache (Sukzession) des zentralen Streifens (ca. 5 m Breite) ab Sommer 2015,

langerfristig im Falle von starkerer Verbuschung sukzessiver Gehélzriickschnitt
(jahrlich max. 20 %, verteilt Gber mehrere Abschnitte).

- Beiderseitige Ackerstreifen im Wechsel Hackfrucht-(bevorzugt Kartoffel) und
Wintergetreideanbau ohne Biozideinsatz, Gulle-und Mineraldiingung (Dingung
mit Festmist und Humus méglich). Nach der Ernte Grubbern, ohne weitere
Bodenbearbeitung einjahrige Brache bis zur Neubestellung im Ubernachsten Jahr.
Monitoring:

Akzeptanzkontrolle Feldlerche und Wiesen-Schafstelze,

alle 3 Jahre Uberprufung der MaBnahmen

Flurnr. 1918 Gemarkung Dinkelsbihl (2,2714 ha)
1918 Breite ca. 70 -95 m, L&nge ca. 270 m
Zielarten:

Knoblauchkrote, Feldlerche, Wiesen-Schafstelze

Maf3nahmen:
- Dauerbrache eines uferparallelen Streifens (ca. 5-15 m Breite) ab Sommer 2015

zur Pufferung des Walkweihers gegen Nutzungseinflisse und Entwicklung von

‘| Rotationsbrache auf jeweils einem
| Drittel der Flache; flacher
¢ | streifenweise Humusabtrag

j
/

.-.II. L,' l... sy
.| Deverbrache Y
D (Sukzessionsfische) |
| ca. 10m Breite |

- | wechsleaitig extensiver
Anbau Kartoffeln und

y treide, nachfolgend

@ Dauerbrache zur

Pufferung des Grubbermn und Brachejahr

Baches und

Entwicklung von

Ufervegetation

Flurnr. 1920 und 1918/1 Gmk. Dinkelsbiihl (0,7390 ha + 0,1380 ha)

1920 Breite ca. 40 m, Lange ca. 220 m
1918/1 Breite ca. 14 m, Lange ca. 100 m

Ufervegetation
- darauf Pflanzung von 5 Silber-und 25 Grauweiden mit Einzelschutz

(Estrichgitter + Pflanzpfahl)
- Rotationsbrache eines zentralen Keils (bis ca. 10 m Breite) und eines ufernahen
Streifens (6 m Breite) ab Sommer 2015, Grubbern in zweijahrigem Abstand
(alternierend) nach der Ernte der angrenzenden Anbaustreifen
- Dauerbrache (Sukzession) eines Streifens am Stidrand (bis ca. 6 m Breite) ab
Sommer 2015, langerfristig im Falle von starkerer Verbuschung sukzessiver
Geholzrickschnitt (jahrlich max. 20 %, verteilt Uber mehrere Abschnitte)
- Ackerstreifen beiderseits des zentralen Brachekeils im jahrlichen Wechsel Anbau von Hackfrucht
(bevorzugt Kartoffel) und Wintergetreide ohne Biozideinsatz, Gulle-und Mineraldiingung
(Dingung mit Festmist und Humus mdéglich), nach der Ernte Grubbern, ohne weitere Bodenbearbeitung

einjahrige Brache bis zur Neubestellung im Gibernéchsten Jahr
- Aufweitung des vorhandenen Grabens um 2-5 m nach Nordwesten, flach auslaufend

Monitoring:
Akzeptanzkontrolle Feldlerche, Wiesen-Schafstelze und nach 3 Jahren Knoblauchkréte (Zaunkreuze),

alle 3 Jahre Uberprifung der MaRnahmen.

Zielarten:
Knoblauchkréte
Malnahmen:

- Uferaufweitungen auf 2-5 m Breite entlang des bestehenden, bisher grabenférmigen Baches
- Dauerbrache (Sukzession) auf ca. 10 m Breite entlang des Baches ab Sommer 2015 zur
Pufferung gegen Nutzungseinflisse und zum Aufbau von Ufervegetation

- Extensive Grunlandnutzung (zweimalige Mahd zunachst Anfang Juni und Ende August,

keine Dlngung, kein Schleppen oder Walzen)

- Rotationsbrache auf jeweils einem Drittel der Wiesenflache (reihum Brachlegen der

einzelnen Streifen fur jeweils ein gesamtes Jahr)

A Grinlandnulzung

Aufweitung des verhandenen
Grabens um 2-5 m Breite nach
Nordwesten, lach auslaufend

Extensive Grilnlandnutzung,;
Rotatiensbrache auf jewels snem
Dvittel der Flache

Knoblauchkrote, Feldlerche, Wiesen-Schafstelze
MalRnahmen:

grabenférmigen Baches

80 -200 m Gro6Re, einfache Ablassvorrichtung

Nord-Ecke des Ackers

keine Dlngung, kein Schleppen oder Walzen)

fur jeweils ein gesamtes Jahr)
Monitoring:
Akzeptanzkontrolle Zielarten (Knoblauchkréte 2016 und
Laichplatzkontrolle, 2018 mittels Zaunkreuzen),
alle 3 Jahre Uberprifung der MaRnahmen.

- flacher streifenweiser Humusabtrag (< 10 cm) alle 3 Jahre auf jeweils max. 10 % der

Wiesenflache, beginnend 2016

- Ostlich des Weges Ausdehnung der Wiese bis an die Flurstlicksgrenze, nachfolgend

extensive Grinlandnutzung (s. 0.)
Monitoring:
Alle 3 Jahre Uberpriifung der MaRnahmen.

- Ackerstreifen, im jahrlichen Wechsel Anbau von Hackfruch
(bevorzugt Kartoffel) und Wintergetreide ohne Biozideinsatz,
Gllle-und Mineraldiingung (Diingung mit Festmist und Humus
mdglich), nach der Ernte Grubbern, ohne weitere Bodenbearbeitung
einjahrige Brache bis zur Neubestellung im tUbernéachsten Jahr
- Uferaufweitungen auf 2-5 m Breite entlang des bestehenden, bisher

- Anlage zweier permanent Wasser flihrender Laichgewasser von je

- Dauerbrache (Sukzession) entlang des Walkweiher-Ufers und in der

- Extensive Grinlandnutzung entlang des Walkweiher-Ufers
(zweimalige Mahd zunéchst Anfang Juni und Ende August,

- Rotationsbrache auf jeweils einem Drittel der Wiesenflache
von Flurnr. 1926 (reihum Brachlegen der einzelnen Streifen

&

2017

fur Ortsumfahrung Dinkelsbihl)
Monitoring:
Akzeptanzkontrolle Feldlerche und Schafstelze, nach 3 Jahren
Uberpriifung der MalRnahmen.
o o o 5 R - Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl erlasst aufgrund
g § § - § o - 67 i I - der 88 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I. S. 2414), C H | NWE'SE
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. .. . . T~ — — 7 7 - u ] - in Verbindung mit Artikel 23 der Gemeindeverordnung fir den Freistaat Bayern (GO) - BayRS 2020-1-1-1,
gewerbliche Bauflache Verkehrsraum gewerbliche Bauflache : - ) / - P s P -~ - — in der Fassur?g vom 22.08.1998, zuletzt geandert amgzo.12.2011, GVBI S.)é89 (GO) - Bay Acer pseudoplatanus (Bergahorn) . bestehende Wohn- /Nebengebaude
L 110 L N I ~— e T Y Y, - die Aufstellung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet "Wassertriidinger Strae Nord" als 5ra>|<mus exf:eg\'lo%(bGem‘)ame Esche)
1 , 1 ~ _ —ri e S - — _ P N uglans regia (Nubaum
~ - N -~ - 5438 Satzung Prunus avium (Vogelkirsche) ~
N P - ~_ N\ /5 + ;F s e R —+ C e — 4% — = Héhenlinie (Z&hllinienabstand 1m)
~ i N N : . ~ - = Quercus robur (Stiel-Eiche)
- - ' S ‘ / - . C& i Sorbus aucuparia (Eberesche)
~__ P L'L_—ll 3 N . - _ P 4 7 _ - /J) 165 §1 GeltUHQSbGFGICh Sorbus domestica (Speierling) 1. Denkmalschutz
~ l ~ T — . . / / . A .
— — \\ h \ _ / T - — - - g s - P / - / P Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines raumlichen Geltungsbereiches fest (§ 9 (7) BauGB). ?iloi:)ggrg];fng?ﬁér%ﬁgg Mehlbeere) Bodendenkmaéler sind im Planungsgebiet bisher nicht bekannt. Da bei Baumafinahmen grundsétzlich
- N\ ( T T ==~ I\ — — — e - A ; P . Obstbaumhochstamm mit arch@ologischen Fundstellen zu rechnen ist, wird auf die Meldepflicht gemaf Art. 8 Abs. 1-2
. . ~ | — BN — R p - Der raumliche Geltungsbereich wird wie folgt abgegrenzt: ; . . .
| : ] : | — — ~ _ \ J — |- . _ P ~ P o4 ~im Stiden durch die "Wassertriidinger Strate" Ausgleichsfléche Denkmalschutzgesetz (DSchG) an da}s Bay_ensch.e Landesamt fur Denkmalpflege (Dienststelle Nirnberg)
. ! ! . ~ _ N ® N - TN 0 / e P N\ - im Osten durch die geplante Umgehung oder der Unteren Denkmalschutzbehdrde hingewiesen.
_ ~ . s .. " " N .
I ! _ ! I ~ N N 71/2\/ VY kv D”PPellIeifu” : — P 7 e - im Norden durch die "Heininger StraBe . o o Im Flurstk. 1525 werden mehrere Tiimpel zur Riickhaltung des anfallenden Oberflachenwassers anlegt. 5> Bauvorlagen
| | | | ~ N / ) - == — 9 W=ergie ps 113\ - P s - im Westen durch die Grenzen des Geltungsbereichs des Gewerbegebiets "Industriegebiet | Der gedrosselte Uberlauf der Tumpel wird in die éstlich gelegenen "Himmelsweiher"(Flurstk. 1507) geleitet. . bau o!
| S O | ~ I ~ —— - 163 Die Wiesenflachen um die Tumpel werden mit einer ,Fettwiesenmischung” Saatgutmischung Um eine angemessene Gestaltung der Grinflachen zu erzielen, ist mit dem Bauantrag ein Freiflachen-
| | —_ e o V2 . . . .. . . . ” A g ] .
| | o e | N A N L / ~ Y. _ Der Geltungsbereich beinhaltet die Flurstiicke 1526, 1527, 1527/1, sowie Teilflachen der Flurstiicke 1524, 1525 angesét. Die Flache wird nicht gediingt. Maximal einmal jahrlich wird im Marz der Altbestand gemaht gestaltungsplan vorzulegen, der Aussagen zur beabsichtigten ErschlieRung, Stellplatzordnung,
| N \ N \ - 1500, 1484 - 1484, 1471, 1471/1, 1471/2, 1521, 1520/2 der Gemarkung Dinkelsbuhl. s " . . .
| i | | N \ . _ / und das Mahgut abgeraumt. Versieglungsumfang und —material, zur Entwésserung, zur Lage und zum Umfang der
| ! ! | N . N\ - RZ | — — 47— = — = / _ - MaRgebend ist die Abgrenzung im It. Planteil M 1:1000, vom 28.05.2014 _ begriinten Grundsticksflachen, Standort, Arten Emd Pflanzgroien der vorgesehenen Gehdlze n]acht.
/||/ 50 ’IL 6.5 ’IL 20 ’IL 50 ’IL . N / O?V ] - | - — 5. Wasserrechtliche Belange Den|1 Ges;al';unﬁ§plan muss crin’lar\};iestt(?ns ein Qiar;desrschngt E?wegeli], in tc)iem th Lage der Gebaude,
N / ~ergj geplante Aufschittungen un grabungen in AufmafR und Héhe erkennbar sind.
8 8 \ N 471 J y ’ gie AG S\ / / §2 Inhalt des Bebauungsplanes / Festsetzungen (89 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB) Der Freiflachengestaltungsplan bedarf der Baugenehmigung.
E § \ ~ P y = — — Prs / Es wird empfohlen das erforderliche Riickhaltevolumen fur Oberflichenwasser auf dem Grundstick mit Werbeanlagen bediirfen der Baugenehmigung.
> = > \ \ N - P - = = ~ / o — Der vom Ingenieurbiiro Willi Heller ausgearbeitete Planentwurf mit integrierter Griinordnung vom 24.07.2013 in der 300m3/ 10.000 m2 befestigter Flache vorzuhalten.
© S :g S ) \ \ | e y, / 1484 e Ao - / % Fassung vom 28.05.2014 mit der Bezeichnung Gewerbegebiet "Wassertridinger Stra3e Nord” bildet mit Planteil
% 2 2. 2 ;&‘) \ \ C s p ~ - " ) e und den Festsetzungen durch Planzeichen (Teil A), den textlichen Festsetungen (Teil B) sowie den Hinweisen Abzuleitendes Oberflachenwasser von Parkierungsanlagen, Lagerplatzen und befestigten Betriebsflachen ist,
= o cc O = —— _ - ® (Teil C) den Bebauungsplan. erforderlichenfalls vorgeklart, in den Schmutzwasserkanal einzuleiten.
T = o5 = T \ / _ - )
m o >N O m \ , P P s / ¥ y A. PLANZEICHEN In den o6ffentlichen Kanal darf nur solches Abwasser eingeleitet werden, das den Vorgaben der
; / ~ % 5438100 . GroRen Kreisstadt Dinkelsbiihl entspricht.
=\ J S P _|_ 5438100
® 1467,/T St p + - +_
< N -~ ~ 1487 ~ o
o \ ® /\5 \ - - / - > 6. Schallimmissionsschutz
\ ~ - WO S\ N\ p / 1488 P 1489 Il B Grenze des raumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB) Die nachfolgenden Festsetzungen wurden auf der Grundlage der schallimmissionsschutztechnischen §3 Inkrafttreten
\ — — — P \@ - B - - ) Untersuchungen der Wolfgang Sorge Ing.-Buro fur Bauphysik GmbH & CoKG, Bericht 11918.2 erarbeitet.
o } - / -7 — - s _ Gewerbegebiet (§ 8 BauNvO) . . o Der Bebauungsplan wird gemaf: § 12 Baugesetzbuch mit der Bekanntmachung lber das durchgefiihrte
1445/1 / - -~ s Zulassig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) deren Gerdusche die in der folgenden Tabelle Anzeigeverfahren rechtsverbindlich.
| - s ~ ———— B § 23 Abs. 3 BauNVO issi ' ’
k _ - / Y - augrenze ( S-9 batl ) angegebenen Emissionskontingente L nach DIN 45691 weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch
\ -7 15t - e P =T 0,8 Grundflachenzahl als Héchstzahl nachts (22.00 - 6.00 Uhr) tberschreiten:
— — - T — - — - - / '
// \ — — P / ‘ - / / @ Geschossflachenzahl als Héchstgrenze Bezeichnung Emissionskontingent Le in dB(A)
Y, \ F P C s . P e b der Teilflache
\ 7 _ . T o — _ - TH<12,00m Traufhohe als Hochstgrenze "tags" "nachts”
\ / 5 N -\ -7 06.00 - 22.00 Uhr 22.00 - 06.00 Uhr VERFAHRENSVERMERKE
— -\ e /
/ ~ ~ - Y GE 1 63 45
— o — — =
- _/ P . - 7 y - / / I:I offentliche Verkehrsflache GE 2 63 45
- ya / / Y 1. Der Stadtrat Dinkelsbihl hat in seiner Sitzung vom 24.07.2013 die Aufstellung des Bebauungsplanes
® o | / - - 7 P Gewerbegebiet "Wassertridinger Straf3e Nord" beschlossen.
% I - o~ e - e Oben genannten Festsetzungen gelten in Rlchtung Wohngebaude im Bebauungsplangeblet Der AUfSte”unngeSChluss wurde in der Frankischen Landeszeitung am ...
00 - — / -~ 748 — / : - . 5% . J . : bl
(/vs,k ——1 _ Y, ) - 6 v 7 Geh- und Radweg "Am Grillenbuck”. In dstlicher Richtung (Wohngebaude Weiherhaus und Weihaus) ortsliblich bekannt gemacht.
— — - — / s .. . - .
é _ _ o e /\S\ P -~ 7 P -~ _ land- und forstwirtschaftlicher Weg gelten zusétzlich folgende Zusatzkantingente: 2. Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl hat mit dem Beschluss des Stadtrates vom 24.07.2013 den Planentwurf zur
. - o - ] — — — - } P Aufstellung des Bebauungsplans in der Fassung vom 24.07.2013 bestatigt bzw. gebilligt.
/vo) — o T - - : y s - Bezeichnung Zusatzkontingent Ly in dB(A) ? 95 J ? 9o
e QOQ — g —|— — = - — 456"—/‘/\ T == .' —|— -7 '\L ) - g —|— 2438000 der Teilflache 3. Die frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung geméaR § 3 Abs. 1 BauGB mit 6ffentlicher Darlegung und Anhérung
- - -7 - = o ™ S - -7 T A - o - _ Verkehrsgrinfidche 06.00 _taZ%SOO Uhr 22 oon.a(():gtcs)o Uhr far den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 24.07.2013 hat in der Zeit
4? E%b‘/ 5 _ - P P - PR : Offentliche Griinflache SET > - vom 02.09.2013 bis 04.10.2013 stattgefunden.
— e o . - -
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v _ - P - > - _ P o tr den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 24.07. atin der Zei
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\ Ny - - S Ein Vorhaben erfillt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der
=5 -y Lo 9 N Wasserflache Beurteilungspegel den Immissionsrichtwerten nach TA Larm um mind. 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze). 5. Der Egt\évurf ges Bebauungsglanes in der Fassung ng vom 28-05-2%14 \INut:de mit lBegrUndung
— e / geman § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ................ IS cieereeeiiens offentlich ausgelegt.
= \\~\\ \ Die Prufung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5 und ist im Zuge des Bauantrages bzw. Die Bekanntmachung der Auslegung erfolgte in der Frankischen Landeszeitung vom .................
Ty vor Baubeginn nachzuweisen
.7 anzupflanzuende Baume und Straucher 6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 28.05.2014 wurden die Behérden und sonstigen
\ | TNNT . Trager offentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ................... bis ..o beteiligt.
~ ) 7. Ortliche Bauvorschriften
~ \ / e
~ 8 /
~ N\ | e / L - (Art. 81 BayBO) 7. Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl hat mit Beschluss des Stadtrates vom .............. den
N\ QN N I \\ RRB P Teilflachen der Flachenquellen 7.1 AuRere Gestaltung der baulichen Anlagen Bebauungsplanes geméaR § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ................ als Satzung beschlossen.
\ - | \ ’
J \ A < c ) TS o Stadt Dinkelsbiihl, den ..............ccco.........
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U~ /
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\ / N N N \ ] /E\_ . _ N \ N i - reflektierend sind. Dr ecthrlirs%g)rEel—linirmer
: K o 1. Art der baulichen Nutzung ' :
: GE \ 1 =S \ \ . . N 1508 . . ] . - (Siegel)
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: N i \ ! 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 88 1-11 BauNVO | ; e : " . "
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Derzeit gultiger Flachennutzungsplan

VERFAHRENSVERMERKE

.‘.‘:?\
2\ - | \ T PN -
e | ' - AN 3 © Qi ©)} y 1. Der Stadtrat Dinkelsbuhl hat in der Sitzung vom 24.07.2013 die 6. Anderung des Flachennut@_
\ ' . [, plans beschlossen. Der Anderungsbeschluss wurde am ................... ortsliblich bekanntgemacht.

2. Die fruihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemal § 3 Abs. 1 BauGB mit 6ffentlicher Darlegung
und Anhérung fiir den Vorentwurf der 6. Anderung des Flachennutzungplans in der Fassung
vom 24.07.2013 hat in der Zeit vom 02.09.2013 bis 04.10.2013 stattgefunden.

3. Die friihzeitige Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager offentlicher Belange geman
§ 4 Abs. 1 BauGB fiir den Vorentwurf der 6. Anderung des Flachennutzungsplans in der
Fassung vom 24.07.2013 hat in der Zeit vom 02.09.2013 bis 04.10.2013 stattgefunden.

: ! s ! 4. Zu dem Entwurf der 6. Anderung des Flachennutzungsplan in der Fassung vom ...................
% 5" 2 2 iTF ; wurden die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2 BauGB in
| = " TTeilej . : der Zeit vom ................... (T beteiligt.
AUS L M - . 9

5. Der Entwurf der 6. Anderung des Flachennutzungsplan in der Fassung vom ...................
wurde mit der Begriindung und Umweltbericht gemaf § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
................... bis ................... 6ffentlich ausgelegt.

6. Die Grol3e Kreisstadt Dinkelsbuhl hat mit Beschluss des Stadtrates vom ...................
die 6. Anderung des Flachennutzungsplans in der Fassung vom ................... festgestellt.

Oberblrgermeister

Dr. Christoph Hammer (Siegel)

7. Die Regierung von Mittelfranken hat die 06. Anderung des Flachennutzungsplanes mit Bescheid

(V0] 1 1 I AZ ..o, gemal § 6 BauGB genehmigt.
(Siegel)
8. Ausgefertigt
Stadt Dinkelsbihl, den .......................... Q
Oberburgermelster ........................................................................... ]

Dr. Christoph Hammer

9. Die Genehmigung der 6. Anderung des Flachennutzungsplans wurde gemaR 6 Abs. 5 BauGB
am ., ortsublich bekannt gemacht.

Die 6. Anderung des Flachennutzungsplan wurde mit der Bekanntmachung wirksam.

Oberburgermeister

Dr. Christoph Hammer (Siegel)

LEGENDE

1. Art der baulichen Nutzung

[Z777] wohnbauiache (81 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO)
B Gemischte Bauflachen (81 Abs. 1 Nr. 2 BauNvO)
@ Gewerbliche Bauflachen (81 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO)

- Sonderbauflachen (81 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO)

GROSSE KREISSTADT

Dinkelsbuhl

2. Verkehrsflachen

|:| StralRenverkehrsflachen

3. Hauptversorgungsleitungen

€—4@— 20KV - Leitung

4. Grinflachen

- offentliche Griinflachen

5. Flachen fir die Wasserwirtschaft

- Wasserflachen

6. Flachen fur die Landwirtschaft und Wald

|:| Flachen fir die Landwirtschaft
- Flachen fiir Wald

6. Sonstiges

m Grenze des raumlichen
Geltungsbereichs der Anderung

6. Anderung Flachennutzungsplan

Planteil Mal3stab 1:5000

2013114/01_6.FNP-Anderung.PLT //
/ Bauleitplanung

Ingenieurburo Willi Heller Strafienbau

Abwasserbeseitigung/
Schernberg 30, 91567 Herrieden, Tel.: 09825/9296-0, Fax: 09825/9296-50 Wasserversorgung
Internet: www.ib-heller.de, E-Mail: info@ib-heller.de Vermessung/Geoinformation

24.07.2013 /28.05.2014/25.11.2015 CARD/T




Sitzuflsv@e Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 3/116/2015

Berichterstatter: Wistner, Klaus

Betreff: Bebauungsplan "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost" - 03.

Anderung; Flachennutzungsplan - 09. Anderung; Behandlung der
Einwendungen (Abwagung der privaten und éffentlichen Belange),
Billigung der Planentwiirfe i.d.F. vom 25.11.2015; Offentliche
Auslegung

Sachverhaltsdarstellung:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 28.Mai 2014 die Anderung des bestehenden Bebauungs-
planes ,Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost* (03.Anderung) und parallel dazu die 09.
Anderung des Flachennutzungsplanes beschlossen. Anlass war konkrete Erweiterungsabsicht
der Fa. Lattonedil zwischen dem bestehenden Bau und der KreisstraRe AN 43 (nordlich des Ge-
werbegrundstiicks).

Die Entwiirfe des Bebauungsplanes und der 9. Anderung des Flachennutzungsplanes lagen mit
Begrindungen und Umweltbericht zur Vorinformation bei der Stadt Dinkelsbiihl in der Zeit vom
16. Juni 2014 bis 18. Juli 2014 aus. Mit der Bekanntmachung in der Zeitung am 7. Juni 2014
wurde zur Beteiligung an der Bauleitplanung eingeladen. Aus der Blrgerschaft gingen wéahrend
dieser Zeit zwei Stellungnahmen (mit Einwendungen gegen die Erweiterung der gewerblichen
Bauflache (im Flachennutzungsplan) bzw. des Gewerbegebietes (im Bebauungsplan) ein. Die
Anlage 01 (mit den Blattern 01 bis 10) ist mit den Stellungnahmen der Stadt Dinkelsbiihl/ Stadtrat
(jeweils in der rechten Spalte) Bestandteil der Beschlussvorlage.

In der gleichen Zeit wurden de Trager 6ffentlicher Belange gehdrt. Von den informierten Behdor-
den und sonstigen Tragern offentlicher Belange haben sich der Bayerische Bauernverband, das
Landratsamt Ansbach, die Regierung von Mittelfranken, das Wasserwirtschaftsamt Ansbach, die
Stadtwerke Dinkelsbihl, die Deutsche Telekom GmbH und die N-ERGIE Netz GmbH in Form
von Bedenken, Hinweisen und mit Bitten um Berlicksichtigung ihrer Belange geduRRert. Weitere
20 Behorden haben erklart, dass sie keine Einwendungen haben. Die Anlage 02 enthalt dazu in
der linken Spalte die AuRerung der Behorden bzw. der sonstigen Trager offentlicher Belange und
in der rechten Spalte jeweils die AuRBerung bzw. Stellungnahmen des Stadtrates. Die Anlage 02
(mit den Blattern 01 bis 16) ist mit den Stellungnahmen der Stadt Dinkelsbuhl/ Stadtrat (jeweils in
der rechten Spalte) Bestandteil der Beschlussvorlage.

Die Entwiirfe der Bauleitplane wurden nach der friihzeitigen Birgerbeteiligung und der friihzeiti-
gen Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange Gberarbeitet. Diese
Uberarbeitung war veranlasst aufgrund von Hinweisen und Einwendungen aus der Biirgerschaft,
aufgrund von Mitteilungen von Behorden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange, aber auch
aufgrund von Veranderungen bei den Grundstiicksverkaufen, den bekannt gewordenen Planun-
gen der Betriebsinhaber und auf der Grundlage der aktuellen Grundstiicksvermessungen. Die
Schallschutztechnische Untersuchung vom 12. Mai 2014 wurde durch eine ergédnzende Beurtei-
lung der Verkehrsgerdauschimmissionen an der Kreisstraf3e AN 43 und der Staatsstrafle St 2218
vom 06. August 2015 angepasst. AuRerdem wurde der naturschutzfachliche Ausgleichsbedarf
neu ermittelt und das Ergebnis in die 03. Anderung des Bebauungsplanes in der Fassung vom
25. November 2015 eingearbeitet.

Die Verwaltung legt den Uberarbeiteten Entwurf des Bebauungsplanes ,Gewerbe- und Industrie-

gebiet Waldeck — Ost“ (03.Anderung) mit der 09. Anderung des Flachennutzungsplanes ein-
schlie3lich Begriindungen und Umweltbericht als gesonderter Teil der Begriindung jeweils i.d.F.
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vom 25. November 2015 zur Beschlussfassung vor.

Zum weiteren Verfahren bedarf es zunéchst der Billigung der aufgestellten und jetzt gednderten
Planentwiirfe zur 3. Anderung des Bebauungsplanes mit der Bezeichnung Gewerbegebiet ,Ge-
werbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost“ und zur 9. Anderung des Flachennutzungsplanes
durch den Stadtrat, der 6ffentlichen Auslegung auf die Dauer eines Monats und hernach eines
Feststellungsbeschlusses zur 09. Flachennutzungsplandnderung und eines Satzungsbeschlus-
ses zur 03. Bebauungsplananderung.

Anlagen

Anlage 01 — Anhoérung- Abwéagung-Bulrger - Zusammenstellung der Blirgereinwendungen (2) mit
Stadtratsbeschluss (als Antwort auf die Stellungnahmen)

Anlage 02 — Beteiligung-Abwagung-ToeB - Zusammenstellung der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange mit Stadtratsbeschluss

Anlage 03 — Beb-Platz-Satzung-Planteil/03. Anderung i.d.F. vom 25.11.2015

Anlage 04 — Beb-Plan-Satzung-Teil- textliche Festsetzungen

Anlage 05 — FNP-Flachennutzungsplan — 09. Anderung i.d.F. vom 25.11.2015

Andere Anlagen wie die Begriindung und einen Umweltbericht zur 3. Bebauungsplan-Anderung (Entwurf jew. vom
25.11.2015), die Begriindung zur 06. Flachennutzungsplanéanderung (Entwurf 25.11.2015) den Griinordnungsplan
(25.11.2015) sowie die Schallimmissionsschutztechnische Untersuchung und Beurteilung (gem. DIN 18005, DIN 45691
und TA Larm) vom 12. Mai 2014 mit einer ergdnzenden Beurteilung der Verkehrsgerduschimmissionen an der Kreis-
strale AN 43 und der StaatsstralRe St 2218 vom 06. August 2015 kénnen im Stadtbauamt Dinkelsbiihl (Zi. 2.08) einge-
sehen oder auch auf Anfrage mittels E-Mail angefordert werden.

Vorschlag zum Beschluss:

Einwendungen aus der Birgerschaft — Erklarung des Stadtrates:

Die It. der Anlage 01 beschriebenen Stellungnahmen jeweils in der rechten Spalte sind die Ant-
wort des Stadtrates auf die Hinweise, Bedenken, Anregungen und Einwendungen von Seiten der
Burgerschaft im Rahmen der friihzeitigen Anhérung gem. 8§ 3 Abs. 1 BauGB. Die Antworten bzw.
Stellungnahmen des Stadtrates in der Anlage 01 sind Bestandteile des Beschlusses.

Einwendungen, Hinweise — Behdrden, Trager 6ff. Belange — Erkldrung des Stadtrates:

Die It. der Anlage 02 beschriebenen Stellungnahmen jeweils in der rechten Spalte sind die Ant-
wort des Stadtrates auf die Hinweise, Bedenken, Anregungen und Einwendungen der Behérden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs.
1 BauGB. Die Antworten bzw. Stellungnahmen des Stadtrates in der Anlage 02 sind Bestandteile
des Beschlusses.

Billigung der Planentwiirfe, der Begriindungen, Umweltbericht und des Griinordnungsplanes in
der Fassung vom 25. November 2015

Der Stadtrat Dinkelsbihl billigt den Entwurf des Bebauungsplanes fur das Gewerbegebiet mit der
Bezeichnung ,Gewerbe- und Industriegebiet WALDECK — OST* mit integriertem Grinordnungs-
plan (und gesonderten Textteil), die Begriindung, den Umweltbericht sowie die 09. Anderung des
Flachennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan der Stadt Dinkelsbiihl, die Begrindung
und den Umweltbericht als gesonderter Teil der Begriindung mit den beschlossenen Anderungen
und Erganzungen jeweils in der Fassung vom 25.11.2015 und beschlieRt die Offentliche Ausle-
gung nach 8 3 Abs. 2 BauGB mit gleichzeitiger Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager
offentlicher Belange gem. 8§ 4 Abs. 2 BauGB durchzufiihren.

Offentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind von
den gefassten Beschliissen zu unterrichten und tiber Ort und Dauer der Offentlichen Auslegung
zu informieren.
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20. Sitzung des Stadtrates Tagesordnungspunkt Nr. 10
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ebauungs

09. Anderung des Fldachennutzungsplanes - Stadt Dinkelsbiihl
Behandlung der Einwendungen - Biirger

| Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost" (03. Anderung)/
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Aufstellung der 3. Anderung des Bebauungsplanes , Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost und

09. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Dinkelsbiihl

Behandlung der Einwendungen im Rahmen der frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB

Die Anhorung der Birger gemalR 8§ 3 Abs. 1 BauGB wurde in der Zeit vom 16.06.2014 bis einschlief3lich 18. Juli 2014 durchgefihrt.

. Gerda und Erwin Gottwald, Waldeck 9, Dinkelsbiihl:

Nach Durchsicht der Planunterlagen wird festgestellt,
dass die geplante Erweiterung des Gewerbegebietes im
Norden zu nah an den Stadtteil Waldeck heranrtickt. Des
Weiteren ist mit erheblichen Larmbelastigungen zu rech-
nen. Auf unserem Grundstiick befinden sich (dem Gewer-
begebiet zugewandt) drei bebaubare Grundstticke. Hierfur
wurden bereit ErschlieBungsbeitrage bezahlt. Mit der Er-
weiterung des Gewerbegebietes ist davon auszugehen,
dass eine Bebauung wegen Larmbelastigung nicht mehr
maoglich ist.

Stellungnahme der Stadt Dinkelsbuhl:

Von Seiten der Stadt Dinkelsbiihl werden die Beflrchtungen der
Eheleute Gottwald nicht bestétigt. Schon jetzt grenzen die betreffen-
den Grundstiicke mit den Flst.Nrn. 48 und 24 Gmkg. Waldeck unmit-
telbar an die Darstellung gewerblicher Bauflachen (vgl. Flachennut-
zungsplan). Es besteht dariiber hinaus kein besonderer Schutz hin-
sichtlich der Larmimmissionen, weil die genannten Flachen nicht in
einem Allgemeinen oder Reinem Wohngebiet eines Bebauungspla-
nes liegen. Lt. Darstellung im Flachennutzungsplan handelt es sich
hier um eine Gemischte Bauflache. Im Ubrigen geben die Schal-
limmissionsschutztechnische Untersuchung und Beurteilung (gem.
DIN 18005, DIN 45691 und TA Larm) vom 12. Mai 2014 und die er-
ganzende Beurteilung der Verkehrsgerauschimmissionen an der
Kreisstrale AN 43 und der Staatsstral3e St 2218 vom 06. August
2015 keinen Anlass zu der Besorgnis, dass die erwdhnten Bau-
grundstticke durch die Erweiterung des Gewerbegebietes an Wert
verlieren oder eine Bebauung dieser Grundsticke unmoglich wird.

Fortsetzung — Seite 02:

FT



ANLAGE 01

Bebauungsplan ,Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost" (03. Anderung)/

-~
'
._I;_’__{-,—"{"

e_

T
e
RS
G
=
iR

Rz

09. Anderung des Fldachennutzungsplanes - Stadt Dinkelsbiihl
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2. Bach Hermann und Cornelia, Waldeck 23, Dinkelsbiihl:

Einwendungen, vorgetragen durch ein Schreiben der Anwalts-
kanzlei Meyerhuber Ansbach (Frau Rain Dr. S. Meyerhuber) vom
18.07.2014:

Wie sich den ausgelegten Planungsunterlagen ergibt, ist insbesonde-
re beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir konkre-
te Erweiterungsabsichten der Firma Lattonedil im Geltungsbereich
des Flachennutzungsplanes sowie des Bebauungsplanes ,,Gewerbe-
gebiet Waldeck-Ost* aus dem Jahr 2002 zu schaffen. Dem stehen die
berechtigten Interessen unserer Mandanten entgegen.

I. Unsere Mandanten sind Eigentiimer des Grundstticks FI.-Nr. 44,
Gemarkung Waldeck. Auf dem Grundstiick befindet sich ein
Brunnen. Im Siiden des Grundstiicks schlie3t der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans ,Gewerbegebiet Waldeck-Ost" an, der
im noérdlichen Bereich Griinflache festsetzt. Im Flachennutzungs-
plan ist das Gebiet als 6ffentliche Grunflache dargestellt und wird
landwirtschaftlich genutzt. Dieser Bereich soll nun durch die An-
derungen des Flachennutzungsplanes sowie des Bebauungspla-
nes neu Uberplant werden.

1. Inden ausliegenden Planunterlagen, u.a. dem Umweltbericht
zur 9. Anderung des Flachennutzungsplanes, Seite 5, wird
ausgefihrt, es liege eine konkrete Bauvoranfrage vor. Mit E-
Mail-Schreiben vom 02.078.2014 teilten Sie jedoch mit, ein
Bauantrag oder ein Antrag auf Vorbescheid fur die geplante
Erweiterung lagen der Stadt Dinkelsbihl nicht vor.

2. Die Anderung des Bebaungsplanes umfasst eine Flache von
ca. 3,15 ha. Ca. 2,95 ha landwirtschaftlich genutzte Flache

Antwort zum Schreiben von Frau Dr. Meyerhuber fir deren Mandan-
ten Hermann und Cornelia Bach — Erklarung des Stadtrates

zu den vorgetragenen Einwendungen:
1. Geplante Baumalitnahmen der Fa. Lattonedil:

Die Firma hat der Stadt Dinkelsbthl ein Konzept tber die geplante
Entwicklung der nachsten drei Jahre vorgelegt. Noch in diesem Jahr
wird die Erweiterung des bestehenden Lagerplatzes ostlich der beste-
henden Halle verwirklicht werden. Der Lagerplatz hat die Ausmalle
von ca. 107 m x 50 m. Ferner wird die Be- und Entladezone Uberdacht
Die geplanten Baumalinahmen sind im beiliegenden Lageplan rot
dargestellt.

Daruber hinaus soll bis zum Jahr 2018 eine weitere Produktionshalle,
ahnlich wie die bereits bestehende, errichtet werden (im beiliegen-
den Lageplan rot dargestellt). Die dahinter liegende Flache wird als
Lagerflache genutzt.

Es liegt zwar noch kein Antrag beim Landratsamt Ansbach nach Bun-
desimmissionsschutzgesetz vor, der Bauausschuss hat sich jedoch in
seinen Sitzungen im Februar und April mit den geplanten Baumai-
nahmen mehrheitlich einverstanden erklart und somit das gemeindli-
che Einvernehmen erteilt.
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sollen durch die Anderungen der Plane in gewerbliche Bau-
flachen umgewandelt werden. Flachen mit insgesamt ca.
3,23 ha sollen versiegelt werden.

Es besteht derzeit keine Bodenversiegelung im nérdlichen
Bereich des zu Uberplanenden Gebiets.

Der Umweltbericht zur Anderung des Bebauungsplanes
kommt zu dem Ergebnis, dass eine Umweltvertréaglichkeits-
prufung nicht erforderlich sei, da der Standort aus natur-
schutzfachlicher Sicht als gering bedeutend bewertet werden
kénne.

Den ausliegenden Planungsunterlagen, also den Umweltbe-
richten und Begriindungen der Anderung des Flachennut-
zungsplanes wie des Bebauungsplanes, wird zu Grunde ge-
legt, dass die von der Anderungsplanung betroffenen Flachen
landwirtschaftlich genutzt wiirden und daher von geringer
Okologischer Wertigkeit mit geringem Konfliktpotential seien.
Geplante AusgleichsmalRnahmen werden im Grinordnungs-
plan der 3. Anderung des Bebauungsplanes festgesetzt. Bei
der Ermittlung des Umfangs des erfolgreichen Auwsgleichs
wird das Uberplante Griinland der Kategorie | ,,Gebiete gerin-
ger Bedeutung“ zugeordnet. Weiter wird ausgefuhrt, der Ein-
griff kdnne nicht vermieden werden, da vor ort den Erweite-
rungswinschen von Gewerbebetrieben nachgekommen wer-
den miusste.

Die zufahrt zum geplanten Gewerbegebiet soll Uber die
Kreisstralie AN43 erfolgen. Wie den Entwurfsplanungen zu
entnehmen ist, sollen Belastungen durch zuséatzlichen Ver-
kehr und die daraus folgenden Emissionen seien fir die Be-
volkerung nicht gegeben.

In textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes werden
Emissionskontingent festgesetzt. TF 9, die geplante Erweite-
rungsflache, ist als Industriegebiet ausgewiesen.

2. Bebauungsplanverfahren

Im aktuellen Bebauungsplanverfahren werden die vorliegenden Ein-
wendungen abgearbeitet. Eine erneute Auslegung bzw. die 6ffentli-
che Auslegung nach 8§ 3 Abs. 2 BauGB wird fur die Dauer eines Mo-

nats in der Zeit von Anfang Dezember 2015 bis Mitte Januar 2016 er-
folgen.

Hinsichtlich des Larmschutzes wurde beztglich des Einwandes die
Schallimmissionsschutztechnische Untersuchung und Beurteilung
(gem. DIN 18005, DIN 45691 und TA Larm) vom 12. Mai 2014 inzwischer
mit einer in Auftrag gegebenen erganzenden Beurteilung der Ver-
kehrsgerauschimmissionen an der Kreisstralle AN 43 und der Staats-
stralle St 2218 vom 06. August 2015 aktualisiert. Zu diesem Zweck wur-
den Verkehrszahlungen vorgenommen, so dass auch der Verkehr des
DPD-Betriebes in das Larmschutzgutachten einflie3t. Ferner hat sich
der Betrieb (Lattonedil) von sich aus bereit erklart, im Norden des
Baugrundstiickes entlang der KreisstralRe einen 5 Meter hohen be-
grunten Larmschutzwall zu errichten. Diese Mallnahme wird auch er-
folgen, wenn sie aus Larmschutzgriinden gar nicht notwendig ist.

Ein LKW- oder Staplerverkehr wird wie bisher auch auf den neuen La-
gerflachen keinesfalls wahrend der Nachtzeit stattfinden.

Immense Gerauschimmissionen, so wie von Ihnen vorgebracht, gab
es bisher nicht.

FT
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Der Berechnung der Emissionskontingente liegt die schal-
limmissionsschutztechnische Untersuchung und Beurteilung
des Ingenieurbiros Sorge vom 22.11.2013 zu Grunde. Dieser
schalltechnischen Untersuchung wurden Verkehrsdaten einer
Verkehrszahlung aus dem Jahr 2010 zugrunde gelegt. Das
Grundstlick unserer Mandanten wurde als Gewerbegebiet
eingestuft.

Im derzeitig geltenden Bebauungsplan ,Gewerbegebiet Wal-
deck-Ost* vom 27.03.2002 wird unter Ziff. 1.8.2 die nérdliche
Flache als Ausgleichsflachei. S. d. § 8 a Abs. 1 BNatSchG
festgesetzt.

In der Begrindung zum Bebauungsplan 2002 wird aufgrund
der durch die Planausweisung bedingten Versiegelung der
Flachen eine Kompensationsflache in Hohe von 71.403 m?
errechnet. Diese sind nach den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes 2002 innerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes zu schaffen. Diese Flache ist in 6kologischen
und wasserwirtschaftlichen Belangen entsprechend zu ge-
stalten und zu bepflanzen. Dach- und Tiefgaragendacher sind
zu begrunen. Unter Ziff. 1.10 des Textteils zum Bebauungs-
plan 2002 werden Pflanzgebote festgesetzt. Insbesondere
wird normiert, dass ,auf den im Plan angegebenen Bereichen
bzw. den im Plan eingetragenen Standorten* Baume und
Straucher zu pflanzen und fachgerecht dauerhaft zu unterhal-
ten sind. Ausfélle sind durch gleichwerte Nachpflanzungen zu
ersetzen.

Unsere Mandanten sind als unmittelbare Nachbarn des
streitgegenstandlichen Gewerbegebiets bereits jetzt unzu-
mutbaren Larmbeldstigungen ausgesetzt. Der Betrieb des

Larmmessungen des Umweltingenieurs des Landratsamtes fuhrten zu
keinen Beanstandungen. Trotzdem wurden die Gerausche des Ab-
luftgeblases nach Einwendungen der Familie Bach durch Schall-
dammmafRnahmen erheblich verringert. Dass die Firma auf ein gutes
nachbarliches Verhaltnis bedacht ist, zeigt auch, dass selbst Beleuch-
tungseinrichtungen, die lhre Mandantschaft als storend empfand,
umgehend ausgeschaltet wurden.

Im Ubrigen ist die Gerauschentwicklung aus dem Produktionsbereich
beim gegenuberliegenden Anwesen Bach nicht zu vernehmen. Die
Stapler laufen mit Elektromotor und sind somit sehr gerauscharm. Der
Verladeplatz fur LKWs wird auch in Zukunft im Osten des Baugrund-
stiickes abgewickelt, so dass die Mandantschaft davon gar nicht be-
troffen sein wird.

Dass der Grundstticksverkehr unter der von lhnen genannten Bedin-
gung erfolgte, ist aus der Verkaufs-Urkunde nicht abzulesen. Jedenfalls
sind derartige Zusicherungen nicht bekannt.

Im Flachennutzungsplan sind die Grundstlucke jenseits der Kreisstralle,
so auch das Grundstiick der Familie Bach, als gewerbliche Flache
ausgewiesen (s. Anlage) Von einem Heranricken eines Industrie- bzw.
Gewerbegebietes an ein ,,Wohngebiet* kann hier deshalb nicht ge-
sprochen werden.

FT
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Unternehmens Lattonedil verursacht auch nach 22:00 Uhr
immense Gerauschemissionen, insbesondere durch das Ab-
luftgeblase, das Walzen und Wellen von Bleck sowie an- und
abfahrende Lkws im Bereich der bestehenden Feuerwehrum-
fahrung, insbesondere im Norden des Betriebes.

6. Unsere Mandanten haben die Errichtung des Betriebs durch
Verkauf des Grundstiicks FI-Nr. 189 erst ermdglicht. Der Ver-
kauf des Grundstiicks erfolgte ausschlie3lich, um den wirt-
schaftlichen Interessen des ansiedelnden Betriebes nicht
entgegen zu stehen.

Dem Grundsticksverkauf wurde jedoch nur unter der Bedin-
gung zugestimmt, dass die derzeit vorhandene Grinflache,
die nun Gberplant werden soll, wie im Bebauungsplan 2002
festgesetzt, realisiert wird. Unsere Mandanten haben sich bei
der VeraulRerung darauf verlassen, dass der Grinstreifen als
Pufferzone zwischen der Wohnbebauung und dem Gewerbe-
gebiet wie von der Stadt Dinkelsbihl festgesetzt umgesetzt
wird und insbesondere ein Heranrlicken von Gewerbebetrie-
ben verhindert. Diese planungsrechtliche Zusicherung der
Stadt war Geschaftsgrundlage des Verkaufs.

Il. Die geplante Anderung des Flachennutzungsplanes sowie des
Bebauungsplanes verletzen die subjektiven Rechte unserer Man-
danten, insbesondere das Recht auf gerechte Abwagung gem.

§ 1 Abs. 7 BauGB.

Nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die betroffenen 6ffentlichen und pri-
vaten Belange bei der Aufstellung von Bauleitpldnen gegenein-
ander und untereinander gerecht abzuwagen.

Der naturschutzrechtliche Ausgleich fur die Bebauungsplanerweite-
rung als auch fur den Bestand auf der Grundlage des Bebauungspla-
nes in der Fassung der 2. Anderung (rechtskréftig seit dem 19.06.2013)
wurde mit dem Landratsamt (SG Naturschutz) und der Regierung von
Mittelfranken abgestimmt und der Ausgleichsbedarf ist zumindest jetzt
in der Planfassung vom 25. November 2015 berucksichtigt. Die Bewer-
tung des Eingriffs und Festlegung der Ausgleichsflachen erfolgten im
Rahmen der geltenden Gesetze und Richtlinien (s. auch Grinordnung
- Text/Plan —i.d. F. 25. November 2015).

Eine UVP-Pflicht sieht das UVP-Gesetz weder flr die Bebauungs-
planerweiterung noch fur die geplanten Baumalinahmen vor.

Beeintrachtigungen fur das Brunnenwasser der Mandantschaft durch
die geplanten BaumaBnahmen sind nicht zu befirchten. Im Ubrigen
wird das zustandige Wasserwirtschaftsamt sowohl im Erweiterungsver-
fahren (Bauleitplanung) als auch im BiImSch-Verfahren als Trager 6f-
fentlicher Belange gehort.
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Das Abwagungsgebot ist die zentrale Verpflichtung einer Bauleit-
planung, um rechtsstaatlichen Anforderungen gerecht zu werden.
Dies betrifft sowohl den Abwagungsvorgang als auch das
Abwagungsergebnis.

mittlung und Bewertung samtlicher fur die Abwagung erheblicher
Belange voraus. Weiter ist im Rahmen der Abwagung das Gebot

der Bauleitplanung zugrunde liegende Konzept folgerichtig und nisse der Familie Bach ernst genommen werden.
widerspruchsfrei umgesetzt werden.

Die Mal3gaben werden nicht beachtet.

1. Die erforderliche Abwagung, die vor Aufstellung bzw. Ande-
rung der Bauleitplanung zwingend erforderlich ist, setzt zu-
nachst voraus, dass alle betroffenen Belange zutreffend und
umfassend festgestellt werden.

Hieran fehlt es.

1.1 In den vorliegenden Planunterlagen, in den textlichen
Festsetzungen der geplanten Anderung des Bebauungs-
planes sowie des Flachennutzungsplanes als auch den
Umweltberichten wird davon ausgegangen, dass es sich
bei der Uberplanten Flache, insbesondere dem nérdlichen
Teil, um landwirtschaftlich bewirtschafteten Flachen han-
delt, die eine geringen Bodenwert aufweisen.

Dies ist fehlerhaft.

Nach Auskunft der Fa. Lattonedil ist diese nach wie vor bestrebt, eine
gut nachbarliche Beziehung mit der Familie Bach zu pflegen. Die bis-
herigen Betriebsablaufe haben gezeigt, dass die Firma sich einerseits
. _ . an die behdrdlichen Vorgaben halt und andererseits immer bestrebt
Die gerechte Abwagung setzt daher nicht nur die zutreffende Er- | \\ 5, Einwendungen seitens der Mandantschaft abzuhelfen. Auch die
Bereitschaft einen zusatzlichen Larmschutzwall zu errichten, ohne dass
der VerhaltnismaRigkeit zu beachten. Hieraus folgend muss das | hierfur eine gesetzliche Verpflichtung besteht, zeigt, dass die Besorg-
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1.2

Die betreffenden Flachen sind im Bebauungsplan ,Ge-
werbegebiet Waldeck” von 2002 als Kompensationsfla-
chen ausgewiesen. Weiter werden Festsetzungen fir die
Art und Weise der Bepflanzung getroffen.

Die Stadt Dinkelsbuhl ist verpflichtet, den Festsetzungen
des Bebauungsplanes 2002 nachzukommen. Diese Ver-
pflichtung kann nicht umgangen werden, indem eine An-
derungsplanung veranlasst wird.

Bei der streitgegenstandlichen Anderungsplanung muss
jedenfalls der tatsachliche 6kologische Wert der tber-
planten Flache zugrunde gelegt werden.

Den Flachen weisen somit keineswegs eine ,geringe 6ko-
logische Wertigkeit* auf. Im Gegenteil: den Flachen
kommt als Kompensationsflachen der bestehenden Bau-
leitplanung ein immenser 6kologischer Wert zu.

Der Entwurfsplanung, insbesondere dem Umweltbericht,
fehlt jede Grundlage. Auch die Folgerung, eine UVP sei
nicht durchzuflihren, ist fehlerhaft.

Die Berechnung der Emissionskontingente ist ebenfalls
fehlerhaft.

Zundachst wird bei der Berechnung der durch den Stra-
Renverkehr entstehenden Emission fehlerhaft die Ver-
kehrszahlung aus dem Jahr 2010 zugrunde gelegt.
Hierbei wird unbericksichtigt gelassen, dass durch den
bestehenden Gewerbebetrieb Lattonedil sowie das DPD-
Depot eine erhebliche Steigerung des Schwerlastver-
kehrs auf der Kreisstrale AN43 verursacht wurde, die bei
der Verkehrszéahlung 2010 noch nicht gegeben war.

Die Larmbelastigungen sind insoweit héher als angesetzt.
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1.3

1.4

Dariiber hinaus ist das Grundstiick unserer Mandanten
nicht als Gewerbegrundstiick einzustufen.

Der Handwerksbetrieb wurde aufgegeben.

Insoweit sind weitaus héhere Larmschutzwerte zugunsten
des Grundstiicks unserer Mandanten anzunehmen.

In diesem Zusammenhang ist weiter zu berlicksichtigen,
dass die Larmbelastigung, die vom bestehenden Betrieb
ausgehen, unzumutbar sind. Hieran fehlt es.

Auch die Immissionsberechnung ist fehlerhaft und kann
keine ausreichende Grundlage fiir die Bebauungsplanan-
derung bzw. Flachennutzungsplananderung darstellen.

In den bisherigen Planentwiirfen wird nicht darauf einge-
gangen, dass durch das vorgesehene Bauvorhaben mas-
siv in das Grundwasserniveau eingegriffen wird.

Es ist jedoch zu erwarten, dass durch die geplante Aus-
weisung ein vorhaben realisiert werden kann, das dem
bestehenden Brunnen unserer Mandant das erforderliche
Wasser entzieht. Dies ist unzumutbar.

Nachdem es nachweislich an einer zutreffenden Ermitt-
lung und Bewertung samtlicher fir die Abwagung erhebli-
cher Belange fehlt, ist die bisherige Bauleitplanung
rechtswidrig.
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2. Der Uberplanung der nérdlichen Bebauungspléane als Ge-
werbe- bzw. Industriegebiet stehen zudem schitzenswerte
Rechtspositionen unserer Mandanten entgegen.

Wie ausgefihrt, konnte die Realisierung des hier maf3gebli-
chen Gewerbegebiets letztlich nur erreicht werden, da die
VeraulRerung des Grundstiicks FI.-Nr. 189 durch unsere
Mandanten erfolgte.

Der Verkauf erfolgte jedoch ausschlief3lich auf der Grundlage,
dass die derzeit Uberplante Griinflache als Pufferzone festge-
setzt und ein Heranriicken des Gewerbegebiets an die Wohn-
bebauung ausschlie3t. Nur unter diesen Voraussetzungen
waren unser Mandanten zum Verkauf des Grundstiicks be-
reit.

Durch die bestehende Bauleitplanung 2002 wurde durch die
Stadt Dinkelsbihl eine Vertrauensposition geschafft.

Diese Vertrauensposition schlief3t die Ausweisung der streit-
gegenstandlichen Flache als Gewerbe- bzw. - Industriegebiet
aus.

3. Die Plananderungen sind zudem als Vorratsplanung unzulés-
sig. Gemeinden haben Bauleitplane grundséatzlich nur aufzu-
stellen, sobald und soweit es fur die stadtebauliche Entwick-
lung erforderlich ist.

Eine konkrete Voranfrage des Unternehmens Lattonedil liegt
nach lhren Angaben nicht vor. Ein Erfordernis, weitere FI&-
chen auszuweisen, besteht somit nicht.
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Uberdies ist die Erweiterungsflache des Betriebs im Siiden
des Betriebsgelandes bereits vorgesehen. Es sind damit aus-
reichende Erweiterungsmdoglichkeiten vorhanden, die bereits
eine planungsrechtliche Grundlage haben. Es fehlt damit
auch am stadtebaulichen Erfordernis der geplanten Auswei-
sungen.

Zudem ist, entgegen der Ausfihrung in den Planungsunterla-
gen eine weitere Versiegelung der Flachen vermeidbar. Auch
unter diesem Aspekt fehlt es insoweit an den zutreffenden
Feststellungen der betroffenen Belage (vgl. hierzu die Aus-
fuhrungen zu 11.1.)

4. Die Planung verst63t zudem gegen das Abwagungsgebot, da
die betroffenen Belange unserer Mandanten im Rahmen der
erforderlichen Abwagungen nicht beachtet werden. Sie wer-
den weder festgestellt noch ermittelt.

Der Abwéagungsvorgang, das gerechte Abwégen der be-
troffenen Belange gegeneinander und untereinander, fehlt.
Sie wirden Uberdies zu dem Ergebnis fiihren, dass die Aus-
weisung eines Industriegebiets unmittelbar angrenzend an
ein Wohngebiet unzulassig ist. Auch dies bestéatigt die
Rechtswidrigkeit der bisherigen Planung.

Wir gehen davon aus, dass die berechtigten Einwande unserer
Mandanten bertcksichtigt werden. Von der Ausweisung des Ge-
werbe-/Industriegebiets im ndrdlichen Bereich des Uberplanten
Gebiets ist abzusehen.

-10 -



Abwéagungstabelle zur 3. Anqerung des Bebauungsplanes “Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost* sowie O:
zur 9. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbthl
Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger dffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Stellungnahme /
Abwé&gung der Gemeind

Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl.
sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden
1 |Amt fur Landliche Ent- X Herr Kramer
wicklung Mittelfranken Aus der Sicht der Landlichen Entwicklung bestehen gegen die 3. | Stellungnahme wird zur Kenntnis
23.06.2014 Anderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet Wal- | genommen.
deck - Ost" mit paralleler 9. Anderung des Flachennutzungsplanes
der Stadt Dinkelsbiihl keine Bedenken.
Auf die Beteiligung im Rahmen des
Im Planungsraum ist derzeit ein Verfahren nach dem Flurbereini- | § 4 Abs. 2 BauGB wird verzichtet, da
gungsgesetz weder geplant noch anhéngig. Eine weitere Beteiligung | sich keine Anderungen im flachen-
des Amtes fur Landliche Entwicklung Mittelfranken am o.a. Verfahren | maR3igen Umfang ergeben.
ist, soweit sich keine Anderung im flachenmaRigen Umfang des Pla-
nungsgebietes ergeben, nicht erforderlich.
2 |Bayerischer Bauernver- X Herr Eisen, Fachberater

band
15.07.2014

Mit Schreiben vom 10.06.2014 haben Sie uns den Entwurf zu den
Planungen in der Stadt Dinkelsbiihl im Rahmen der Beteiligung Tréa-
ger offentlicher Belange zur Stellungnahme berlassen. Aus landwirt-
schaftlicher Sicht nehmen wir zu diesen Planungsvorhaben wie folgt
Stellung:

Zu den Planungen werden unsererseits grundséatzlich keine Be-
denken erhoben, aber folgende Anregungen und Hinweise ge-
geben:

1. Ein Teil der Uberplanten Flache wird derzeit landwirtschaftlich
genutzt. Mit den Pé&chtern bzw. Bewirtschaftern sind entsprechen-
de Vereinbarungen fir die Restlaufzeit moglicher Pachtvertrége
einzuhalten.

2. Bei den nétigen Ausgleichsflachen ist darauf zu achten, dass mit
den jeweiligen Eigentimern und Bewirtschaftern entsprechende
Vereinbarungen getroffen werden. Dabei sind weniger ertragrei-
che Standorte vorzuziehen. AuflRerdem ist die Pflege der Aus-
gleichsflachen sicher zu stellen.

Der Hinweis zu den méglichen
Pachtvertrdgen wird beachtet.

Der Hinweis zu den Ausgleichsfla-
chen wird beachtet.
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Nr

Behorden und
sonstige TOB

Stellungn.
JA

NEIN

Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager offentl.
Belange sowie der Nachbargemeinden

Stellungnahme /
Abwégung der Gemeinde

3. Vorhandene Drainagen und Vorfluter dirfen in ihrer Funktionsfa-
higkeit nicht beeintrachtigt werden.

4. Den Unterlagen ist zu entnehmen, dass eine Randbegriinung
eingeplant ist. Um kiinftige Nachbarschaftsstreitigkeiten zu ver-
meiden, empfehlen wir als Abstand zwischen Bepflanzungen und
angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstiicken 4 Meter einzu-
halten.

Wir bitten um Beachtung und stehen fiir weitere Rickfragen gerne
zur Verfigung.

Der Hinweis zur Funktionsfahigkeit
vorhandener Drainagen und Vorflu-
ter wird beachtet.

Der Hinweis zur Randeingriinung
wird beachtet.

Bayerisches Landesamt
fur Denkmalpflege
04.07.2014

Herr Nadler, Referatsleiter

9. Anderung des Flachennutzungsplanes:

Vielen Dank fiir die Beteiligung an dem oben genannten Verfahren.
Nach unserem bisherigen Kenntnisstand besteht gegen die 0. g. An-
derung von Seiten der Bodendenkmalpflege kein grundsatzlicher
Einwand. Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Anderungsgebiet
keine Bodendenkmaler bekannt.

Die Untere Denkmalschutzbehtrde erhalt einen Abdruck dieses
Schreibens mit der Bitte um Kenntnisnahme und ggf. Veranlassung.

3. Anderung des B-Plan "Waldeck-Ost"

Vielen Dank fir die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Nach unse-
rem bisherigen Kenntnisstand besteht gegen die o. g. Anderung von
Seiten der Bodendenkmalpflege kein grundsatzlicher Einwand. Nach
derzeitigem Kenntnisstand sind im Planungsgebiet keine Boden-
denkmaéler bekannt.

Wir weisen jedoch darauf hin und bitten, alle an der Bauausfiihrung
Beteiligten darauf hinzuweisen, dass evtl. zu Tage tretende Boden-
denkmaéler (unter anderem auffallige Bodenverfarbungen, Holzreste,

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Der Hinweis zur Meldepflicht an das
Bayerische Landesamt oder die
untere Denkmalschutzbehérde wird
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sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwégung der Gemeinde

Mauern, Metallgegenstande, Steingeréte, Scherben und Knochen) | beachtet.
der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt oder die Untere
Denkmalschutzbehérde gem. Art. 8 Abs. 1-2 DschG unterliegen (s.a.
Begriindung, S 10).
Die Untere Denkmalschutzbehtrde erhélt einen Abdruck dieses
Schreibens mit der Bitte um Kenntnisnahme und ggf. Veranlassung.

4 | Fernwasser Franken X Herr Mersi Stellungnahme wird zur Kenntnis

01.07.2014 Die Uberpriufung der Planunterlagen hat ergeben, das im Bereich der | genommen.
geplanten Anderungen des o. g. Bebauungs- und Flachennutzungs-
planes, Stadt Dinkelsbuhl, keine Berthrungspunkte mit Anlagen der | Da im Bereich des Bebauungspla-
Fernwasserversorgung Franken stehen. nes keine Beriihrungspunkte mit
Anlagen der FWF sind, wird auf die

Zu unserer Entlastung legen wir die uns vorgelegten Unterlagen wie- | Beteiligung gem. 8§ 4 Abs. 2 BauGB
der bei. verzichtet.

5 |Landratsamt Ansbach X Frau Sand

15.07.2014

Das Landratsamt Ansbach nimmt zu den o. g. Verfahren Stellung und
teilt folgendes mit:

Herr Wimmer - SG 32 - Landwirtschaft und Forsten
ReviergrofRe 319 ha; sollt sich die ReviergréRe auf 249 ha verringern,
|6st sich das Gemeinschaftsjagdrevier Waldeck kraft Gesetzes auf.

Frau Flemming - SG 44 - Techn. Naturschutz

Stellungnahme der hauptamtlichen Fachkraft fir Naturschutz
(SG 44)

Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht bestehen Bedenken
gegen das Vorhaben. Die Bilanzierung und die Darstellung der Aus-
gleichsflachen sind zum jetzigen Zeitpunkt als mangelhaft zu bewer-
ten.

Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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NEIN
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Belange sowie der Nachbargemeinden

Stellungnahme /
Abwégung der Gemeinde

Bei der 9. Anderung des Flachennutzungsplanes und 3. Anderung
des Bebauungsplanes "Waldeck Ost" sollen im nérdlichen Bereich
2,8 ha und im sudlichen Bereich 0,15 ha zuséatzliche gewerbliche
Bauflache entstehen. Insgesamt werden somit ca. 2,95 ha landwirt-
schaftliche Nutzflache in gewerbliche Bauflache umgewandelt.

Der gesamte Geltungsbereich des Gewerbe- und Industriegebietes
hat eine GréRe von mehr als 22 ha. Geplant ist die GRZ von bis zu
0,8, so dass das Gewerbe- und Industriegebiet umfangreiche Kom-
pensationsmalRnahmen erfordert.

Da davon auszugehen ist, dass das Gewerbegebiet auch zukiinftig
erweitert wird, ist die Umsetzung der Ausgleichsflachen und -
MafRnahmen auflerhalb des Geltungsbereiches in jedem Fall zu be-
vorzugen.

Bei der Prufung der Planungsunterlagen wurde festgestellt, dass
insbesondere hinsichtlich der Festlegung der Ausgleichsflachen drin-
gender Uberarbeitungsbedarf besteht.

Betrachtung und Beurteilung der bestehenden Ausgleichsflachen:
Durch die Ausweitung des Gewerbegebietes werden Bereiche
(Flurnr. 187/0) iiberplant, die im Bayerischen Okoflachenkataster als
Ausgleichsflachen fur das bestehende, ausgewiesene Gewerbege-
biet der Stadt Dinkelsbiihl festgelegt sind. Die Verpflichtung zur Her-
stellung, Entwicklung und zum Erhalt der 6kologisch aufgewerteten
Flachen besteht seit Inkrafttreten des Bebauungsplanes im Jahr
2001.

Bis heute ist die Umsetzung der Ausgleichsflachen nicht erkennbar.
Die Flachen werden weiter landwirtschaftlich genutzt. Teilweise wur-
den sie vermutlich sogar tUberbaut.

Die Ausgleichsflachen werden au-
Rerhalb des Geltungsbereichs um-
gesetzt. (vgl. Planentwurf vom
25.11.2015)

Die Festlegung der Ausgleichsfla-
chen erfolgte in Abstimmung mit
dem SG 44 und wurde entsprechend
Uberarbeitet.
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Stellungnahme /
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Die Verpflichtung zur Umsetzung der Ausgleichsflaichen und Mal3-
nahmen zu dem bestehenden Bebauungsplan des "Gewerbe- und
Industriegebietes Waldeck Ost" hat jedoch weiterhin Bestand. Sie
kann keinesfalls durch Formulierungen in der Satzung (vgl. Seite 2
textliche Festsetzungen A- Raumlicher Geltungsbereich) aufgehoben
werden.

e Demnach sind durch den Eingriffsverursacher die gesamten
Ausgleichsflachen vollstandig an anderer Stelle zu ersetzen.

Begrundet wird dies zum einen dadurch, dass die nach der Erweite-
rung verbleibenden Flachen fir den Ausgleich nicht mehr die nétige
Grol3e aufweisen, um den 6kologischen Funktionsverlust durch das
Baugebiet zu kompensieren. Zum anderen werden die betroffenen
Bereiche in der neuen Planung fiir grinordnerische Maflinahmen
beansprucht. Auch muss mit einer stetigen Erweiterung des Gewer-
be- und Industriegebietes gerechnet werden. Griinordnerische Malf3-
nahmen sind grundsatzlich nicht als AusgleichsmafRnahmen anre-
chenbar.

Fur die Bilanzierung des Kompensationsbedarfs der beanspruchten
Ausgleichsflache ist als hypothetischer Ausgangszustand jener Zu-
stand anzusetzen, den die Flache bei korrekter Umsetzung der ge-
forderten Ausgleichsmal3nahmen von 2001 bis heute eingenommen
hatte.

e Eine fachmannische Bilanzierung des Eingriffs und des Aus-
gleichsbedarf auf Grundlage des hypothetischen Ausgangs-
zustandes ist der Unteren Naturschutzbehdérde vorzulegen.

e Entsprechende AusgleichsmalBhahmen sind in Text- und
Planform vorzulegen und mit der UNB anzustimmen.

e Der Ausgleich bzw. Ersatz ist im Sinne der Kontinuitat als
vorgezogene MalBnahme durchzufiihren.

Die Ausgleichsflachen werden an
anderer Stelle ersetzt.
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Nr
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Stellungnahme /
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e Die dingliche Sicherung der Ausgleichsmallnahmen und Fla-
chen ist zu gewadhrleisten und der Unteren Naturschutzbe-
horde vorzuweisen.

Betrachtung und Beurteilung der Ausgleichsflachen der Erweiterung
Vom Planer werden in den textlichen Festsetzungen als Ausgleichs-
flache fur die neue Gebietsausweisung Teilflichen der Flurstiicke
187, 193, 194, 195/1 und 217 der Gemarkung Dinkelsbuhl vorge-
schlagen (vgl. Seite 19 Griinordnungsplan). Aller Wahrscheinlichkeit
nach, sind jedoch die Flachen der Gemarkung Waldeck gemeint. Zu
den genannten Kompensationsflachen liegt der Unteren Natur-
schutzbehdérde keine Plandarstellung vor.

Keine der vermeintlichen Flachen erscheint als Ausgleichsflache
geeignet. Es handelt sich dabei um bisher noch nicht genauer defi-
nierte, schmale "Stlickflachen" innerhalb des Gewerbegebietes bzw.
entlang der St 2218. Aufgrund der Kleinteiligkeit, der Stdrwirkung
durch Gewerbe und Verkehr sowie dem fehlenden Verbund zu ande-
ren hochwertigen Flachen, kann hier keine ausreichende natur-
schutzfachliche Aufwertung der Flachen erwartet werden. Die vorge-
schlagenen Flachen kdnnen allenfalls als griinordnerische MafRnah-
me, d. h. als Griinflache geltend gemacht werden.

e Vom Antragsteller sind daher andere Ausgleichs- bzw. Er-
satzflachen inklusive der erforderlichen MaRnahmen in Text-
und Planform vorzulegen und mit der Unteren Naturschutz-
behdrde abzustimmen.

e Alle KompensationsmalRnhahmen sind im Sinne der Kontinui-
tat als vorgezogene Malinahmen durchzufihren.

e Die dingliche Sicherung der Kompensationsflachen und -
MalRnahmen ist zu gewahrleisten und der Unteren Natur-
schutzbehdrde vorzuweisen.
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Grundsatzlich eignet sich als Ausgleichsmal3nahme beispielsweise
die Anlage extensiver Streuobst-Wiesenflachen mit spatem Mahd-
Zeitpunkt, Mahgutabfuhr und vollstandigem Verzicht auf Diingung
und Pflanzenschutzmittel.

Auch die Anlage von Flutmulden oder naturnahen Geholzstrukturen
ware theoretisch denkbar, sofern ein raumlicher und funktionaler
Zusammenhang nachgewiesen werden kann.

Nicht geeignet ist dagegen die Anlage von reinen Regenriickhaltebe-
cken, da solche Ruckhaltebecken mit einer Tiefe von bis zu 1 m
selbst als Eingriff in Natur und Landschaft zu bewerten und auszu-
gleichen wéren.

Betrachtung und Beurteilung der vorgeschlagenen griinordnerischen
MaRnahmen:

Die vom Planer festgelegten griinordnerischen MalZnahmen kénnen
grundsatzlich nicht als Ausgleichsflachen angerechnet werden. Sie
dienen lediglich dazu den Eingriff in Natur und Landschaft zu mini-
mieren und dadurch eine mogliche Absenkung des Kompensations-
faktors zu rechtfertigen.

e Dazu ist es zwingend notwendig bestehende Gehdélzstrukturen,
insbesondere Kkartierte Biotope (Teilbiotop 6827-0157-006) im
Plan als solche deutlich zu kennzeichnen und textlich zu um-
schreiben, sodass klar zwischen Bestand und MaRnahme unter-
schieden werden kann.

o Die Gehdlzarten "Juglans regia" und "Platanus acerifolia” sind
durch heimische Laubbaume zu ersetzen.

Betrachtung und Beurteilung weiterer naturschutzfachlicher Aussa-

gen:
Zum Schutzgut "Tiere und Pflanzen":
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Der Planer bezeichnet die betroffenen Bereiche im Geltungsbereich
des Bebauungsplans als "landwirtschaftlich genutzte Flachen mit
geringer 6kologischer Wertigkeit und somit auch geringem Konfliktpo-
tenzial".

Angesichts dessen, dass es sich bei den neu Uberplanten Flachen
grotenteils um die Ausgleichsflachen zum derzeit rechtskraftigen
Bebauungsplan ("Gewerbegebiet Waldeck - Ost" mit integriertem
GOP vom 27.06.2001, geéndert am 27.03.2002) handelt, muss die-
ser Aussage widersprochen werden.

Dazu kommt, dass negative Auswirkungen auf den Erhaltungszu-
stand lokaler Populationen und die Aufrechterhaltung der 6kologi-
schen Funktionalitat von Fortpflanzungs- und Ruhestétten geschiitz-
ter Arten, entgegen der Aussage im vorliegenden Grinordnungsplan,
nicht ganzlich ausgeschlossen werden kann, da bisher keine hinrei-
chenden Prifungen diesbeziiglich durchgefiihrt wurden.

Das Bebauungsgebiet liegt in unmittelbarer Nachbarschaft zum 6ko-
logisch bedeutsamen Steineweiler Weiher. Die Ackerflachen und die
Wiesen sind potenzielle Lebensraume fur Ackerbriter wie z. B. Feld-
lerche. Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestande geman § 44 ff
BNatSchG tatsachlich ausschlieRen zu kdnnen, ist aufgrund der
GrolRe und des vorhandenen benachbarten Biotopbestandes eine
spezielle artenschutzrechtliche Prifung erforderlich.

e Vom Verursacher sind daher Unterlagen fiir eine spezielle
artenschutzrechtliche Prifung vorzulegen. Das Ergebnis ist
in die Begrindung mit aufzunehmen.

Schlussfolgerung:
Auf Grund der mangelhaften Planung und Bilanzierung des Eingriffs
und Ausgleichsbedarfs, sowie der bisherigen Versaumnisse beziig-

Eine spezielle artenschutzrechtliche
wurde erstellt und liegt in den Unter-
lagen zum Entwurf vor.
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lich der Ausgleichsflachen zum derzeit rechtsgiltigen Bebauungs-
plan, kann der 3. Anderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- und
Industriegebiet Waldeck - Ost mit integriertem Grinordnungsplan”
sowie der 9. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Din-
kelsbuhl aus naturschutzfachlicher Sicht vorerst nicht zugestimmt
werden.

Die Wiedervorlage der Unterlagen inklusive

e einer korrekten Bilanzierung des Eingriffs- und Ausgleichs-
bedarfs

e angemessener und detaillierter Kompensationsmaflnahmen
und Flachen in Text- und Planform

e Nachweis der angemessenen dinglichen Sicherung der Kom-
pensationsmaflnahmen und Flachen

e spezieller artenschutzrechtlicher Prifung

e aktualisierter Bezugsquellen (BNatSchG, BayNatSchG)

ist fir eine zustimmende naturschutzfachliche Stellungnahme zwin-
gend erforderlich

Herr Biedermann - SG 63 - Tiefbauverwaltung

Die Pflanzungen entlang der KreisstralRe AN 43 (Pflanzgebot A) sind
im Bebauungsplan auf Landkreisgrund eingezeichnet.

Die StralRenbaulasttrager der KreisstralBe sind grundsatzlich weder
verpflichtet Pflanzungen aufgrund von Festlegungen im Bebauungs-
plan durchzufiihren noch diese auf seinem Grund zu dulden.

Die Baumpflanzung sollte auRBerhalb des StralRengrundstiicks erfol-
gen.

Fir die Mindestabstdnde von Baum-Neupflanzungen ist die RPS

In der Fassung vom 25.11.2015 sind
die geforderten Unterlagen fir die
offentliche Auslegung enthalten.

Da es sich bei dem Verfahren um
die 3. Anderung eines rechtskréfti-
gen Bebauungsplanes handelt, sind
die Baume weitestgehend im Be-
stand vorhanden.

Die neu anzupflanzenden Baume
werden nach Moglichkeit auRerhalb
des Stral3engrundstticks festgesetzt.
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2009 zu beachten. Danach ist auf freier Strecke mit einer zulassigen | Die geplanten Pflanzstandorte ent-
Geschwindigkeit von 100 km/h ein Mindestabstand von 7,50 m zwi- | lang der Kreisstral3e werden mit der
schen Fahrbahnrand und Baumpflanzungen einzuhalten (bei einer | Verkehrs- und Straldenbaubehdérde
Geschwindigkeitsbeschrankung auf 70 km/h waren es noch 4,50 m). | abgestimmt.
Die Pflanzstandorte entlang der KreisstraRe AN 43 sollten in Abstim-
mung mit Verkehrsbehoérde und StralRenbaubehérde festgelegt wer-
den.
6 |Landratsamt Ansbach X Herr Teutsch, Hygienekontrolleur
- Gesundheitsamt - Keine Einwedungen Stellungnahme wird zur Kenntnis
18.07.2014 genommen.
7 |Amt far Erndhrung, Land- X Herr Schneider
wirtschaft und Forsten Zu der o. g. Planung bestehen keine Einwande. Stellungnahme wird zur Kenntnis
Ansbach genommen.
16.07.2014
8 |Regierung von Mittelfran- X Herr Hesselbach

ken
Sachgebiet 5.1
09.07.2014

Nach Durchsicht der eingereichten Unterlagen nimmt die hohere
Naturschutzbehérde der Regierung von Mittelfranken wie folgt Stel-
lung:

Die Planungsunterlagen weisen u. a. Mangel hinsichtlich einer aus-
reichenden und nachvollziehbaren Beriicksichtigung der Eingriffsre-
gelung und der damit verbundenen Ausgleichsbilanzierung und Dar-
stellung der Ausgleichsflachen bzw. -malRnahmen auf. So ist z. B. die
genaue Lage der geplanten Ausgleichsflachen auf den aufgefiihrten
Flurstiicken im sog. Griunordnungsplan nicht erkennbar, zudem ist
deren naturschutzfachliche Wertigkeit als Ausgleichsflache innerhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zu bezweifeln.

Weiterhin sind offensichtlich bis heute seit Inkrafttreten des Bebau-
ungsplanes in 2011 keine Ausgleichsmaf3nahmen fiir bisherige Bau-
abschnitte des derzeitigen Bebauungsplanes umgesetzt worden, was
die RechtmaRigkeit des Bebauungsplanes in Frage stellt.

Der Griinordnungsplan wurde in
Abstimmung mit der Naturschutzbe-
horde Uberarbeitet.
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Abwagungstabelle zur 3. Anderung des Bebauungsplanes “Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost* sowie

zur 9. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger dffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl. Stellungnahme /
sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde
Zur Klarung artenschutzrechtlicher Belange sollte, u. a. auch auf- | Eine artenschutzrechtliche Priifung
grund der GroRe des Anderungsbereiches von ca. 3 ha, eine speziel- | wurde durchgefiihrt.
le artenschutzrechtliche Priifung hinsichtlich bodenbritender Vogelar-
ten durchgefiihrt werden.
Das im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegende kartierte | Das Biotop wird im Bebauungsplan
Biotop Nr. 6827-0157-006 ist in Plan und Legende darzustellen. erganzt.
Im Ubrigen wird auf die Beachtung der Stellungnahme der unteren | Die Stellungnahme der unteren Na-
Naturschutzbehorde hingewiesen. turschutzbehdrde wird vollumfang-
lich beachtet.
9 |Regierung von Mittelfran- X Herr Rahn

ken SG 2.4
24.06.2014

Mit der 9. Anderung des Flachennutzungsplanes werden bestehende
gewerbliche Bauflachen erweitert. Die GréRe der Anderungsbereiche
des Bebauungsplans betragt zusammen ca. 3,23 ha. Davon sind 3,1
ha geplantes Gewerbegebiet und 0,13 ha geplantes Industriegebiet.
Anlass der Planung ist zum einen die beabsichtigte Erweiterung ei-
nes im Norden des Gewerbegebietes angesiedelten Betriebes, zum
anderen eine entsprechende innere VerkehrserschlieBung ein-
schlie3lich geringfligig abweichender Baugrenzen. In dieser Hinsicht
wird die Planung an den Bestand angepasst.

Die einschlagigen Erfordernisse der Raumordnung werden in der
Begrindung zum Vorentwurf bereits zitiert. aus landesplanerischer
Sicht werden keine Einwendungen erhoben.

Bereits zum vorhabensbezogenen Bebauungsplan "Waldeck-West-
Gewachshausanlagen” hatten wir auf den damals geltenden landes-
planerischen Grundsatz LEP B IV 1.5 Abs. 1 (a. F.) hingewiesen,
wonach neue Siedlungsgebiete und sonstige Vorhaben moglichst
schonend in die Landschaft eingebunden werden sollen. Dieser
Grundsatz ist mit der Novellierung des LEP entfallen. Eine Eingri-

Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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Abwagungstabelle zur 3. Anderung des Bebauungsplanes “Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost* sowie

zur 9. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger dffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl. Stellungnahme /
sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwégung der Gemeinde
nung zur freien Landschaft hin wird aber weiterhin auch fiir das Ge- | Eine breitere Eingriinung ist auf-
werbe- und Industriegebiet Wald - Ost als sinnvoll erachtet und es | grund der Grundstiicksverhéltnisse
wird deshalb angemerkt, dass die Flache mit Pflanzgebot im Siiden | nicht mdglich.
sehr schmal ist, so dass eine wirksame Eingriinung in Frage gestellt
ist.
10 | Regionaler Planungsver- X Herr Lammel, Ldt. Regierungsdirektor
band Westmittelfranken Aus der Sicht des Regionalen Planungsverbandes Westmittelfranken | Stellungnahme wird zur Kenntnis
14.07.2014 bestehen gegen die 0. g. Vorhaben keine Einwendungen. genommen.
11 | Staatliches Bauamt Ans- X Herr Walzlein
bach Gegen die Anderung der vorliegenden Plane bestehen keine Beden- | Stellungnahme wird zur Kenntnis
04.07.2014 ken. genommen.
12 | Wasserwirtschaftsamt X Frau Kemmer-Schaller
Ansbach
09.07.2014 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund gesetzlicher

Regelungen, die im Regelfall in der Abwégung nicht Gberwunden
werden kdnnen:

Niederschlagswasserbeseitigung

Die ordnungsgemafle Niederschlagswasserbeseitigung und -
behandlung ist fiir die geplante Erweiterung des Gebiets bisher nicht
sichergestellt.

Moglichkeiten der Uberwindung:

Niederschlagswasserbeseitigung

Der Nachweis der Niederschlagswasserbeseitigung muss noch erfol-
gen. Nach unserer Kenntnis sind die "geplanten” Regenrickhaltebe-
cken bereits im Bau. Das, wie in der Begriindung zur 3. Anderung
des Bebauungsplans - Seite 9 - genannte notwendige wasserrechtli-
che Verfahren ist bald bei der zustandigen Kreisverwaltungsbehorde,
hier das Landratsamt Ansbach, zu beantragen.

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen:

Der Einwand wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das Wasserrechtliche

Verfahren wird baldméglichst beim
Landratsamt Ansbach eingereicht.
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Abwagungstabelle zur 3. Anderung des Bebauungsplanes “Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost* sowie

zur 9. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger dffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl. Stellungnahme /
sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwégung der Gemeinde

Nach unserer fachlichen Einschatzung muss in der geplanten Erwei- | Die Unterlagen werden entspre-
terung des Gebiets mit oberflachennahem Grundwasser gerechnet | chend der Information zum Grund-
werden (u.a. Erganzung zu 4.3 Schutzgut "Wasser" Seite 7 des | wasserstand berichtigt.
Griinordnungsplans und Seite 11 des Umweltberichts zur 3. Ande-
rung des Bebauungsplanes).

13 | Stadtwerke Dinkelsbuhl X Herr Bregulla

23.06.2014 Fur die o g. Anderungen des Bebauungs- und Flachennutzungspla- | Die Planunterlagen werden entspre-

nes bestehen seitens der Stadtwerke Dinkelsbiihl keine Einwendun- | chend berichtigt.
gen. Allerdings weisen wir darauf hin, dass eine in lhren Planungsun-
terlagen eingezeichnete Freileitungstrasse nicht mehr besteht. Anbei
erhalten Sie einen Lageplan in dem die nicht mehr existierende Tras-
se dementsprechend markiert ist. Wir bitten Sie, lhre Planungsunter-
lagen anzupassen.

14 | Deutsche Telekom GmbH X Herr Krtiger / Frau Eichhorn

11.06.2014

Wir bedanken uns fir Ihr Schreiben.

Es gilt weiterhin unsere Stellungnahme vom 07.05.2013

Im Ausbaubereich liegen Telekommunikationsanlagen der Telekom
Deutschland GmbH. lhre Lage ist aus dem beigefugten Plan ersicht-
lich.

Zur Versorgung des Baugebietes ,Waldeck-Ost* mit Telekommunika-
tionsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Tele-
kommunikationslinien im Plangebiet und au3erhalb des Plangebietes
einer Priifung vorbehalten.

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eige-
nen oder Ihnen bekannten Malinahmen Dritter im Bereich des Plan-
gebiets stattfinden werden.

Bitte setzen Sie sich zur Abstimmung der Baumafl3nahme mindestens
3 Monate vor dem Beginn der ErschlieBungsmalRnahme mit uns in
Verbindung.

Hinsichtlich eventuell geplanter Baumpflanzungen ist das ,Merkblatt
Uber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanal-
gen”“ der Forschungsgesellschaft fiir Stral3en — und Verkehrswesen,
Ausgabe 1989; siehe hier u.a. Abschnitt 3 zu beachten. Einer Bebau-

Die Telekommunikationsleitungen
liegen im Bereich des Gehweges der
bestehenden ErschlieBungsstralie.

MaRnahmen Dritter sind in diesem
Bereich derzeit nicht bekannt.

Die Meldepflicht 3 Monate vor Bau-
beginn wird zur Kenntnis genommen
und beachtet.

Der Hinweis zu eventuellen Baum-
pflanzungen wird zur Kenntnis ge-
nommen und beachtet.
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Abwagungstabelle zur 3. Anderung des Bebauungsplanes “Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost* sowie

zur 9. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger dffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr

Behorden und
sonstige TOB

Stellungn.
JA

NEIN

Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager offentl.
Belange sowie der Nachbargemeinden

Stellungnahme /
Abwégung der Gemeinde

ung unserer Telekommunikationslinien stimmen wir nicht zu, weil
dadurch der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung verhindert wird
und ein erhebliches Schadensrisiko fir die Telekommunikationslinie
besteht.

Sollten im N&herungsbereich zu bestehenden Kabel- und Rohranla-
gen SchutzmalBnahmen notwendig werden, Sind hierdurch entste-
hende Kosten durch den Veranlasser der Baumpflanzungen zu aber-
nehmen.

Das Verbot einer Uberbauung der
Telekommunikationslinien wird zur
Kenntnis genommen und beachtet.

15

IHK Nirnberg
30.06.2014

Nach Prifung des o.g. Flachennutzungsplanes und des Bebauungs-
planes fur die Stadt Dinkelsbihl dirfen wir Thnen mitteilen, dass von
Seiten unserer IHK keine Einwénde gegen die vorgesehenen Aus-
weisungen /Festsetzungen bestehen.

Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

16

N-ergie Netz GmbH
01.07.2014

Herr Herrmann / Herr Humpfer

Nach Einsicht der Planungsunterlagen haben wir festgestellt, dass
die im Anderungsbereich des Flachennutzungsplanes bzw. des Be-
bauungsplanes eingetragenen Freileitung nicht mehr im Eigentum
der N-ergie Netz GmbH stehen. Die Leitungen wurden von den
Stadtwerken Dinkelsbihl dbernommen. Wir bitten Sie die Planunter-
lagen dahingehend zu berichtigen.

Weitere Anlagen der N-ergie Netz GmbH oder von uns betreuten
Anlagen sind weder im Bereich des Flachennutzungsplanes noch des
Bebauungsplanes vorhanden. Ebenso sind in den Ausgleichsflachen
in der Gemarkung Dinkelsbihl keine Anlagen vorhanden.

Es bestehen somit keine Anregungen und Bedenken von unserer
Seite.

Wir bedanken uns fiir die Einbindung in das Verfahren und nehmen
die uns Ubersandten Unterlagen zu unseren Akten.

Die Planunterlagen werden entspre-
chend berichtigt.

Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

17

Bundesamt fur Infrastruk-
tur, Umweltschutz und
Dienstleistungen der Bun-

Frau Armborst
Seites des BAIUD Bw-Kompetenzzentrum Minchen bestehen keine
Einwande gegen die 0. a. Planungen.

Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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Abwagungstabelle zur 3. Anderung des Bebauungsplanes “Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost* sowie

zur 9. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger dffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl. Stellungnahme /
sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwégung der Gemeinde
deswehr
07.07.2014
18 | Bund Naturschutz X
19 | Markt Schopfloch X Herr Czech
15.07.2014 Die die Belange des Marktes Schopfloch gegen die vorgesehene 3. | Stellungnahme wird zur Kenntnis
Anderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet Wal- | genommen.
deck - Ost" in der Gemarkung Waldeck, Stadt Dinkelsbiihl und der 9.
Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Dinkelsbiihl im Be-
reich des Bebauungsplanes im Parallelverfahren nicht beeintrachtigt
werden, erfolgen hierzu keine Einwendungen.
20 | Gemeindeverwaltung X
Fichtenau
21 | Gemeinde Krel3berg X Frau Macho
18.06.2014 Vielen Dank fiir die Uberlassung der Unterlagen zu dem Bebauungs- | Stellungnahme wird zur Kenntnis
planverfahren und Verfahren zur Anderung des FNP. genommen.
Zu den o. g. Planungen haben wir keine Anregungen oder Bedenken,
von der Planung sind wir nicht berihrt. Auf die Beteiligung im Rahmen des
§ 4 Abs. 2 BauGB wird verzichtet.
Am weiteren Verfahren brauchen Sie uns nicht zu beteiligen.
22 | Stadt Feuchtwangen X Herr Ruh, 1. Birgermeister
24.06.2014 Die Stadt Feuchtwangen bedankt sich fiir die Beteiligung am o. g.| Stellungnahme wird zur Kenntnis
Verfahren und teilt mit, dass keine Einwande bestehen. genommen.
23 | Gemeinde Mdnchsroth X Herr HaulRer, VG Wilburgstetten
15.07.2014 Bezugnehmend auf Ihr Schreiben AZ bg/nh vom 12.06.2014 zu obi- | Stellungnahme wird zur Kenntnis
gen Betreff mochte ich IThnen mitteilen, dass die Gemeinde Mdnchs- | genommen.
roth gegen die 3. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbe- und
Industriegebiet Waldeck — Ost* mit paralleler 9. Flachennutzungs-
plandnderung keine Einwénde hat.
24 | Markt Durrwangen X Herr Jirgen Konsolke, 2. Birgermeister
08.07.2014 Der Marktgemeinderat Durrwangen hat in seiner Sitzung am | Stellungnahme wird zur Kenntnis

07.07.2014 die vorgelegte 3. Anderung des B-Plan ,Gewerbe- und
Industriegebiet Waldeck — Ost* mit paralleler 9. Flachennutzungs-

genommen.
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Abwagungstabelle zur 3. Anderung des Bebauungsplanes “Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost* sowie

zur 9. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Dinkelsbihl

Behandlung, der im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréger dffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden gemal 8 4 Abs. 1 BauGB, eingegangenen Stellungnahmen

Nr Behorden und Stellungn. Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentl. Stellungnahme /
sonstige TOB JA NEIN Belange sowie der Nachbargemeinden Abwagung der Gemeinde
plandnderung behandelt.
Der Marktgemeinderat Dirrwangen erhebt keine Einwendungen ge-
gen die vorgelegten Anderungen.
25 | Gemeinde Wilburgstetten X Herr Hauler
26.06.2014 Bezugnehmend auf lhr Schreiben AZ bg/nh vom 12.06.2014 zu obi- | Stellungnahme wird zur Kenntnis
gen Betreff mochte ich Ihnen mitteilen, dass die Gemeinde Will- | genommen.
burgstetten gegen die 3. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbe-
und Industriegebiet Waldeck — Ost“ mit paralleler 9. Flachennut-
zungsplananderung keine Einwande hat.
26 | Gemeinde Wittelshofen X
27 | Gemeinde Langfurth X Herr Moisga, 1 Bilirgermeister
10.07.2014 Der Gemeinderat Langfurth hat in seiner Sitzung am 08.07.2014 be- | Stellungnahme wird zur Kenntnis
schlossen, dass die Gemeinde keine Einwdnde gegen die beabsich- | genommen.
tigte Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbe- und Industriegebiet
Waldeck — Ost* der Stadt Dinkelsbiihl mit paralleler Anderung des
Flachennutzungsplanes hat.
28 | Gemeinde Wort X

Aufgestellt: 25.11.2015

Ingenieurbiiro Willi Heller
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Ersatzmalinahmen

Der vom Ingenieurbtiro Willi Heller ausgearbeitete Planentwurf mit integrierter Griinordnung vom 28.05.2014 in der

Fassung vom .........cccoeeeeeeees

vom sowie den Hinweisen den Bebauungsplan.

mit der Bezeichnung "Gewerbe- und Indurstriegebiet Waldeck - Ost" bildet mit
und den Festsetzungen durch Planzeichen, den textlichen Festsetungen vom 28.05.2014 in der Fassung .. 0 L
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Anlage der ErsatzmalZnahme Flurstk Nr. 529/530:

Bestand: Acker, siidost exponiert.

Entwicklungsziel: Extensive Obstwiese,
6-8 -reihige Hecke entlang nordwestlich angrenzendem Flurstiick als Verbesserung der

okolog. Strukturen und des stadtnahen Erholungsraumes.

Gesamtflache Ersatzmalinahme: 2,3 ha
Ausgleichsfaktor: Verbesserung um zwei Kategorien =2,3 hax 2 =4,6 ha

Pflegeziel der Ausgleichsmalinahme:

Gehdlzpflanzung
Im Westen des Grundstiicks wird eine mindestens 200 m lange, 6-8 reihige Hecke

nach Pflanzschema angelegt.

Auf den slidost exponierten Grundstiicken werden 40 Obstbaumhochstamme gepflanzt.

Sortenauswabhlliste Obstbaumhochstamme

Birne:

Feuchtwanger Butterbirne
Madame Verté
Oberosterreich. Weinbirne
Schweizer Wasserbirne
Grafensteiner

Apfel:

Bohnapfel

(Schéner von)Boskoop
Danziger Kantapfel
Jakob Fischer
Grafensteiner

Kaiser Wilhelm

Lohrer Rambour Zwetschge:

Schoéner von Nordhausen Frankische Hauszwetschge
Schoner von Wiltshire Wangenheimer

Wettringer Taubenapfel

Winterstreifling

extensive Wiese
Die Flache wird als extensive Wiese angelegt.
Die wird mit einer autochtonen "Blumenwiesen" Mischung angesat.

Schropfschnitt 6-8 Wochen nach Ansaat. Evtl. 1-2 mal wiederholen.

Ab 2. Jahr Pflegemalinahmen fir die Wiesenflache:

Erste Mahd ab 15. Juni.
2. und 3. Schnitt nach Aufwuchs.

Das Schnittgut ist von der Flache zu entfernen, Mulchen ist nicht zulassig.

Die Anwendung synthetischer Behandlungsmittel wie Pestizide wird ausgeschlossen.
Dunger oder Dungemittel sind auf der Flache generell nicht zugelassen.

Dieses Verbot umschliel3t sowohl synthetisch hergestellte organische oder
mineralische Dinger also auch betriebseigene Diinger (z.B. Festmist, Jauche,

Gulle, Kompost). Weiterhin wird ein ,Walzverbot" festgesetzt.
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Anlage der Ersatzmal3nahme:

Bestand: Acker mit Baumhecke im Norden.
Die Flache grenzt im Westen an den als Ersatzmalinahme angelegte Laubwaldaufforstung mit gestuftem

Waldrand und Krautsaum.
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Gesamtflache ErsatzmalRnahme: 3,8 ha

Entwicklungsziel: Extensive Wiese mit offenem Graben an Stadtwald angrenzend,

1 Baumreihe entlang 6stlich angrenzendem Flurweg,
5-reihige Hecke entlang sudlich angrenzendem Flurweg als Verbesserung des

Pflegeziel der Ausgleichsmaflinahme:
offener Graben:

Die Verrohrung wird entfernt. Die Drainagen werden geschlossen.

N
\\ angelegt.

*J  Das nach Nordost geneigte Flurstk entwéssert zum neuen Graben hin.

verbleibenden Verrohrung ankommende Wasser schadlos aufzunehmen.

(Grabensohle ca. 0,5 - 1,0 m unter Urgelénde).

‘/ Die Mulde kann in mehrjahrigem Abstand abschnittweise geméaht werden.

/ Gesamtflache Grabenmulde: 0,287 ha

5441600

Ausgleichsfaktor: Verbesserung um zwei Kategorien = 0,287 ha x 2 = 0,574 ha
Gehdlzpflanzung

Entlang dem Flurweg im Westen wird eine Baumreihe aus 11 Bergahorn
(Acer pseudoplatanus 3 x v, StU 18-20 cm) angelegt.

> Nordéstlich vom Graben werden 6 einzelne Baume

232

Gesamtflache Hecke: 0,115 ha

Brachestreifen 10 x 100m
Kompensati z Ur Feldlerchenrevie

5441500

5441400

Wasserhaushalts, der 6kolog. Strukturen und des stadtnahen Erholungsraumes Kesselwald.

In dem Flurst. 2390 verlauft vom "Kesselwald" (Flurstk. 2342/2343) kommend, Richtung Nordost ein
verrohrter Graben zu einem Durchlass an dem ndérdl. Flurweg (Flurstk. Nr. 2387) zum "Kesselwiesengraben".
In den verrohrten Graben miinden mehrere in Flurst. 2390 verlegte Drainagenleitungen.

Der Graben wird innerhalb einer Wiesenmulde als meandrierender Graben mit mehreren Aufweitungen neu

Im Stiden, zu Beginn des Grabens wird eine Aufweitung mit Steinschiittung angelegt, um das aus der
Diese Aufweitung entwassert in den in einer Gelandemulde hangabwarts verlaufenden Graben
Vor dem bestehenden Durchlass zum "Kesselwiesengraben" wird die Wiesenmulde aufgeweitet um das

/ anfallende Oberflachenwasser zuriickzuhalten und reduziert abzuleiten ohne den Weg zu tberfluten.
Die Wiesenmulde wird mit einer autochtonen Ufermischung angesat. Graseranteil max. 50%.

Im Sitden des Grundstiicks wird eine mindestens 110 m lange, 5-reihige Hecke nach Pflanzschema angelegt.

Im Bereich des Grabens werden 26 Laubbdume (Alnus glutinosa, Salix alba, Malus sylvestris, Pyrus communis)
als Solitar (3xv, H 250 - 300 cm) und ca. 30 Straucher (2xv, 100-150 cm) gepflanzt.

(Acer pseudoplatanus, Prunus avium, Quercus robur, Tilia cordata) als Hochstamm (3xv, StU 18-20) gepflanzt.

Zeichenerklarunq

Fir die Festsetzungen zum Bebauungsplan mit integreirtem Griinordnungplan

Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)
Erganzung im Textteil Ziff. 1.1.1

Industriegebiet (§ 9 BauNVO)
Erganzung im Textteil Ziff. 1.1.2

MalR der baulichen Nutzung (9 (1) 1 BauGB i.V. mit 8§ 16 -21a BauNVO)

Erganzung im Textteil Ziff. 1.2

TH 507.00 Hohen der baulichen Anlagen gemaf Planschrieb
0,8 Grundflachenzahl, GRZ, als Hochstmal3 festgesetzt
o—o 0o o ¢ Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung innerhalb des Gebietes

Bauweise (89 (1) 2 BauGB i.V. mit § 22 BauNVO sowie Art. 6 und 7 BayBO)

Erganzung im Textteil Ziff. 1.3

a Abweichende Bauweise

Uberbaubare und nicht tiberbaubare Flachen (89 (1) 2 BauGB i.V. mit 8§ 12, 14 und
23 BauNVO sowie Art. 6 und 7 BayBO)

Erganzung im Textteil Ziff. 1.4

TE————— Baugrenze festgesetzt

Dachform und Dachneigung

0°-10° Dachneigung festgesetzt

Umgrenzung von Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind

(8 9 (1) 10 mit (6) BauGB)
Erganzung Textteil Ziff. 1.5

Verkehrsflachen (89 (1) 11 BauGB)

Erganzung Textteil Ziff. 1.6
Fahrbahnflache

Offentliche Parkierungsflache/Griinstreifen

Gehwegflache befestigt

Ein- bzw. Ausfahrtsbereich

Gasleitung
Gas

Elektrizitat

Erganzung Textteil Ziff. 1.8
Verkehrsgrinflache

Offentliche Griinflache

Private Grunflache

Erganzung Textteil Ziff. 1.9

Pflanzgebot B Private Grinflachen

Pflanzung von GroRb&umen und Strauchern entlang FuR und Radweg
' Bestehender Baum
. anzupflanzender Baum

Sonstige Planzeichen und Hinweise

Il BN . Grenze des raumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

— 50 —
Hohenlinien (Zahllinienabstand 1.00m)

Hohenlinien (Hohenlinienabstand 0.25m)

/l)/ best. Flurstiicksgrenzen

195 best. Flurstiicksnummern

Art der baulichen Nutzung (9 (1) 1 BauGB) I

Bei Neubauten Flachdach bzw. flach geneigtes Dach zugelassen

Land- und Forstwirtschaftlicher Weg

Unbefestigter FuR- und Radweg

Flachen fur Ver- und Entsorgunganlagen
(89 (1) 12 und 13 BauGB i. V. mit Art 91(1)1 BayBO)

Erganzung im Textteil Ziff. 1.7

Grunflachen (89 (1) 15 BauGB)

Wasserflachen (89 (1) 16 und (6) BauGB)

Wasserflache / Regenwasserriickhaltebecken

kartierte Biotopflachen mit Bezeichung

best. Haupt- und Nebengebaude

Planungen, Nutzungsregelungen, Maflinahmen und Flachen fir Malinahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (89 (1) 20, 25 und (6) BauGB)

Erganzung Textteil ziff. 1.11

Pflanzgebot A Pflanzung von GroRbdumen auf Verkehrsgrunflachen

VERFAHRENSVERMERKE

ortsuiblich bekannt gemacht.

VOM Lovvvviviviiinenens o] 1S stattgefunden.

VOM Lovvvvivivineiennns o] 1S stattgefunden.

in der Zeitvom ................ bis ...l

Fassung vom ................ als Satzung beschlossen.
Stadt Dinkelsbihl, den ............ccccvviine
Oberbirgermeister

Dr. Christoph Hammer

8. Ausgefertigt

Stadt Dinkelsbihl, den ..........cccocoeeeeene

Oberbirgermeister
Dr. Christoph Hammer

offentlich bekanntgemacht.
Waldeck Ost" in Kraft.
Stadt Dinkelsbihl, den ...........ccooeevviennens

Oberbirgermeister
Dr. Christoph Hammer

1. Der Stadtrat Dinkelsbiihl hat in seiner Sitzung vom 28.05.2014 die Aufstellung zur 3. Anderung des Bebauungsplanes

"Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost" beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde in der Frankischen Landeszeitung am ...................

2. Diej.GroBe Kreisstadt Dinkelsbiihl hat mit dem Beschluss des Stadtrates vom 28.05.2014 den Planentwurf zur
3. Anderung des Bebauungsplans in der Fassung vom 28.05.2014 bestatigt bzw. gebilligt.

3. Die frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB mit 6ffentlicher Darlegung und Anhérung
fur den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung 28.05.2014 hat in der Zeit

4. Die friihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemalR § 4 Abs. 1 BauGB
fur den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 28.05.2014 hat in der Zeit

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde mit Begriindung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB
i offentlich ausgelegt.

Die Bekanntmachung der Auslegung erfolgte in der Frankischen Landeszeitung vom

6. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom
Tréager offentlicher Belange gemaf § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ...................

7. Die Grol3e Kreisstadt Dinkelsbiihl hat mit Beschluss des Stadtrates vom ..............
Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost" gemaR § 10 Abs. 1 BauGB in der

9. Der Beschluss der 3. Anderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck Ost"
als Satzung vom ................. wurde gemaf 8 10 Abs. 3am ..................

Mit der Bekanntmachung tritt die 3. Anderung des Bebauungsplanes "Gewerbe- und Industriegebiet

wurden die Behdrden und sonstigen
o] 1S beteiligt.

die 3. Anderung des

in der Frankischen Landeszeitung

3. Anderung des Bebauungsplanes
"Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck - Ost
mit integriertem Grtnordnungsplan
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Grol3e Kreisstadt Dinkelsbiihl

Lkr. Ansbach

3. Anderung des Bebauungsplanes

,Gewerbe- und Industriegebiet
Waldeck - Ost”

mit integriertem Grinordnungsplan

Textliche Festsetzungen

Der Bebauungsplan (Satzung) besteht aus

dem Planteil im Mal3stab 1 : 1.000 einschl. Zeichenerklarung und
Verfahrensubersicht

(Plan vom 28.05.2014)
und dem hier vorliegenden TEXTTEIL ZUM BEBAUUNGSPLAN

Bauleitplanung
y StraBenbau
/' Abwasserbeseitigung/
. Wasserversorgung

Aufgestellt: Herrieden, den 25.11.2015 YermessingRepkiiomiaian

Ingenieurburo Willi Heller 4
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3. Anderung des Bebauungsplanes
.Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost“, Stadt Dinkelsbuhl Textliche Festsetzungen Stand: 25.11.2015

Die Grol3e Kreisstadt Dinkelsbihl erlasst aufgrund

- der 88 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBI. I. S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. I. S.
1509)

- der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I. S. 133), zuletzt gedndert durch Art. 3 Investitions-
und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBI. I. S. 466)

- die Bayerische Bauordnung, in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007, zuletzt
geéndert am 20.12.2011, GVBI S. 689

- in Verbindung mit Artikel 23 der Gemeindeverordnung fir den Freistaat Bayern (GO) - BayRS
2020-1-1-1, in der Fassung vom 22.08.1998, zuletzt gedndert am 20.12.2011, GVBI S. 689

die 3. Anderung des Bebauungsplanes ,Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost* als

SATZUNG

A. RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH

Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines raumlichen Geltungsbereiches fest (8 9 (7) BauGB).
Mafgebend ist die Abgrenzung im Lageplan M 1:1000, vom 28.05.2014

Samtliche innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes bisher
bestehenden planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frilhere baupolizeiliche
Vorschriften der Grof3en Kreisstadt Dinkelsbihl werden aufgehoben.

B. PLANUNGSINHALT

Der Bebauungsplan regelt nach § 30 BauGB die Zulassigkeit von Vorhaben in seinem
Geltungsbereich.

Der Inhalt des Bebauungsplanes trifft die stadtebaulich und grinordnerisch gewlinschten
Festsetzungen nach § 9 BauGB und Art. 3 BayNatSchG. Damit ist der Grinordnungsplan in den
Bebauungsplan integriert.

C. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

In Erg&nzung zu der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:
1. Planungsrechtliche Festsetzungen (8 9 (1) BauGB und BauNVO)
1.1 Art der baulichen Nutzung (8 9 (1) 1 BauGB)

1.1.1. Gewerbegebiet (GE) (8§ 8 BauNVO)

In dem Gewerbegebiet gem. 8§ 8 (1) BauNVO sind alle Nutzungen gem. § 8 (2) Ziff. 1 bis 4
BauNVO, mit Ausnahme nachstehend aufgefiihrter Nutzungen, zulassig.

Seite 2|13



3. Anderung des Bebauungsplanes
.Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost“, Stadt Dinkelsbuhl Textliche Festsetzungen Stand: 25.11.2015

1.1.2.

Gem. 8 1 (5) und (9) BauNVO sind nicht zulassig:

- Selbststandige Einzelhandelseinrichtungen sowie "outlet-factories" fir folgende
Branchen:

¢ Nahrungs- und Genussmittel

¢ Gesundheits- und Kérperpflege

« Einrichtungsgegenstande aul3er Mdbel

» Elektrogerate, Leuchten

» Baumarktspezifische Sortimente

« Bekleidung

* Uhren, Schmuck, Lederwaren

e Schuhe

* Bicher, Schreibwaren, Neue Medien

* Hausrat, Glas, Porzellan

* Unterhaltselektronik

e Sport, Spiel, Hobby

- Selbstandige Lager und Abstellplatze, die groRRer als 500 m2 sind,
- Anlagen fur sportliche Zwecke als Freianlagen

In dem nach 8 8 - Gewerbegebiet - der Baunutzungsverordnung festgesetzten
Gewerbegebiet werden die unter

§ 8 Abs. 3 Ziff. 1 genannten bzw. vorgesehenen Ausnahmen "Wohnen fur Aufsichts- und
Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenuber in Grundflache und Baumasse
untergeordnet sind", ausgeschlossen (Festsetzung auf der Grundlage von § 1 Abs. 6 Ziff.
1 BauNVO). Diese Beschrankung bewirkt, dass im Gewerbegebiet jede Art von
Wohnnutzung unzuléssig ist.

AuRBerdem sind gem. § 1 (6) Ziff. 1 und (9) BauNVO folgende Ausnahmen gem. 8§ 8 (3)
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke

- Vergnugungsstatten aller Art

Hinweis:

Mit dem Bauantrag flir Neubauten im Gewerbegebiet ist ein qualifizierter

Freiflachengestaltungsplan zum Nachweis der grinordnerischen Vorgaben aus Ziff. 1.8
und Ziff. 2.1.2.5, Ziff. 2.2, 2.3, 2.4, 2.5 und 2.6 der textlichen Festsetzungen vorzulegen.

Industriegebiet (GI) (8 9 BauNVO)

Im Industriegebiet gem. 8§ 9 (1) BauNVO sind alle Nutzungen gem. 8§ 9 (2) zul&ssig
(Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze, offentliche Betriebe und
Tankstellen mit Ausnahme von

Seite 3|13



3. Anderung des Bebauungsplanes
.Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost“, Stadt Dinkelsbuhl Textliche Festsetzungen Stand: 25.11.2015

1.2.

1.2.1.1.

- Selbststandige Einzelhandelseinrichtungen sowie "outlet-factories" fiur folgende
Branchen:

- Nahrungs- und Genussmittel

- Gesundheits- und Kdrperpflege

- Einrichtungsgegenstande aul3er Mdbel
- Elektrogeréte, Leuchten

- Baumarktspezifische Sortimente

- Bekleidung

- Uhren, Schmuck, Lederwaren

- Schuhe

- Bicher, Schreibwaren, Neue Medien

- Hausrat, Glas, Porzellan

- Unterhaltselektronik

- Sport, Spiel, Hobby

- Anlagen fir sportliche Zwecke als Freianlagen

In dem nach & 9 - Industriegebiet - der Baunutzungsverordnung festgesetzten
Industriegebiet werden die unter

§ 9 Abs. 3 Ziff. 1 genannten bzw. vorgesehenen Ausnahmen "Wohnen fur Aufsichts- und
Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenuber in Grundflache und Baumasse
untergeordnet sind", ausgeschlossen

(Festsetzung auf der Grundlage von 8§ 1 Abs. 6 Ziff. 1 BauNVO). Diese Beschrankung
bewirkt, dass im Industriegebiet jede Art von Wohnnutzung unzuldssig ist.

Aulerdem sind gem. 8§ 1 (6) zZiff. 1 und (9) BauNVO folgende Ausnahmen gem. 8§ 9 (3)
BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:

- Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke

Hinweis:
Mit dem Bauantrag fir Neubauten im Industriegebiet ist ein qualifizierter

Freiflachengestaltungsplan zum Nachweis der grinordnerischen Vorgaben aus Ziff. 1.8
und ziff. 2.1.2.5, zZiff. 2.2, 2.3, 2.4, 2.5 und 2.6 der textlichen Festsetzungen vorzulegen.

MaR der baulichen Nutzung (8 9 (1) 1 BauGB i.V.m. 88 16 bis 21a BauNVO)

Im gesamten Bebauungsplangebiet wird das MalRR der baulichen Nutzung wie folgt
bestimmt:

durch die Festsetzung der Giberbaubaren Grundstiicksflache, die bestimmt wird,

durch die im Plan festgesetzten Baugrenzen,
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3. Anderung des Bebauungsplanes

.Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost“, Stadt Dinkelsbuhl Textliche Festsetzungen Stand: 25.11.2015

1.2.1.2. durch die fur das jeweilige Gebiet festgesetzte Grundflachenzahl, GRZ.

1.2.2. durch die Festsetzung der als Héchstmall zuldssigen Héhenentwicklung der baulichen
Anlagen, die bestimmt wird,

1.2.2.1. durch die als Hochstmal festgesetzte Traufhbhe TH
dabei wird die Traufhohe bestimmt durch den Schnittpunkt der AulRenwand mit der
Dachhaut bzw. durch den oberen Abschluss der Auf3enwand, wenn diese Uber die
Traufhdhe hinausragt.

Punktuelle Uberschreitungen der max. zulassigen Traufhdhenangabe sind bis zu 3,00 m
zulassig. Der Anteil der Uberschreitung darf max. 10 % der Grundflache des Gebaudes
betragen.

1.3. Bauweise (8 9 (1) 2 BauGB i.V. mit § 22 BauNVO sowie Art. 6 und 7 BayBO)

Die im Plan festgesetzte abweichende Bauweise regelt sich nach § 22 (2) in Verbindung
mit § 22 (4) BauNVO.

Abweichend von der "Offenen Bauweise" wird fir die "Abweichende Bauweise" a,
festgesetzt, dass eine Uberschreitung der gem. § 22 (2) BauNVO hdchstzulassigen
Baukdrperabmessungen bis max. 100 m zugelassen ist.

1.4. Uberbaubare und nicht tiberbaubare Grundstiicksflachen (8§ 9 (1) 2 BauGB i.V.
mit 88 12, 14 und 23 BauNVO sowie Art. 6 (8) und (9) und Art. 7 (1) BayBO)

1.4.1. Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind durch Baugrenzen gem. § 23 (3) BauNVO
bestimmt. Die Gebaudedarstellung im Rechtsentwurf ist nicht Gegenstand der
Rechtsfestsetzung.

Fur den Bereich der nichtiiberbaubaren Grundsticksflichen des Gewerbe- und
Industriegebietes wird festgesetzt, dass Pkw-Stellplatze sowie ihre Zufahrten und/oder
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen nach 8§ 14 (1) BauNVO, mit Ausnahme
von Nebenanlagen fir Tierhaltung bzw. Kleintierhaltung gem. 8 23 (5) BauNVO,
zugelassen sind.

Die zuladssige GRZ darf durch die Grundflachen von Garagen und Stellplatzen mit ihren
Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des

§ 14 BauNVO und baulichen Anlagen oberhalb und/oder unterhalb der
Gelandeoberflache des unbebaubaren Grundstiicks um bis zu 0,20, aber maximal bis zu
einer Grundflachenzahl von 0,8, erhéht werden.

1.5. Umgrenzung von Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind (8 9 (1) 10 mit
(6) BauGB)

1.5.1. Die im Plan ausgewiesenen Sichtfelder sind von jeglicher Bebauung und von

Seite 5]

sichtbehindernden Gegenstanden oder Einbauten, die hoher als 0,80 m Uber
Gelandeniveau sind, freizuhalten. Baumhochstdmme sind zuléssig.
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3. Anderung des Bebauungsplanes
.Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost“, Stadt Dinkelsbuhl Textliche Festsetzungen Stand: 25.11.2015

1.6.

1.6.1.

1.6.2.

1.7.

1.7.1.

1.7.2.

1.7.3.

1.8.

1.8.1.

1.8.2.

1.8.3.

Verkehrsflachen (8 9 (1) 11 BauGB)

Im Bereich der Verkehrsflachen werden die Ein- und Ausfahrtsbereiche zu den
Gewerbegrundstticken in ihrer Lage und Breite festgesetzt.

Offentliche Kfz-Stellplatze dirfen bis maximal 75 % ihrer Flache versiegelt werden. Die
Belage sind wasserdurchlassig auszufuhren, z.B. mit Rasenpflaster, Schotterrasen oder
Rasengittersteinen.

Flachen fur Ver- und Entsorgungsanlagen sowie Fihrung von
Versorgungsanlagen und —leitungen (8 9 (1) 12 und 13 BauGB i.V. mit Art. 81 (1)
1 BayBO)

Alle der Versorgung des Planungsgebietes dienenden Leitungen und Anlagen sind
unterirdisch oder innerhalb der Geb&aude zu verlegen bzw. anzuordnen.

Ver- und Entsorgungsleitungen sind in mindestens 2,5 m Entfernung von den im Plan
festgesetzten Baum- und Gehdlzstandorten anzuordnen. Sollte dieser Mindestabstand im
Ausnahmefall unterschritten werden, sind SchutzmalRnahmen fiir die Anlagen in der
jeweiligen Zustandigkeit des Leitungstragers vorzusehen.

Innerhalb des Gewerbe- und Industriegebietes werden die Flachen fir zwei
Elektrizitatsversorgungsanlagen und eine Gasregelstation festgesetzt.

Grunflachen (8 9 (1) 15 BauGB)

In Verbindung mit Verkehrsflaichen werden kleinere o6ffentliche Griunflachen
(Verkehrsgriin) festgesetzt, die als Wiesenstreifen anzulegen und an den im Plan
festgesetzten Standorten - mit Ba&umen entsprechend dem Pflanzgebot A, Ziff. 1.10.2.1
der textlichen Festsetzungen zu bepflanzen und fachgerecht dauerhaft zu unterhalten
sind.

Daruber hinaus werden gem. § 9 (1a) BauGB o6ffentliche Grunflachen festgesetzt, die als
Teil der Ausgleichsflachen im Sinne des § 8 a (1) BNatSchG gelten. Sie sind den
okologischen und wasserwirtschaftlichen Belangen entsprechend zu gestalten und zu
bepflanzen. Die Bepflanzung ist den Pflanzgeboten B unter Ziff. 1.10.2.2.2, C gem. Ziff.
1.10.2.3.2, bzw. D gem. Ziff. 1.10.2.4 entsprechend vorzunehmen

Auf einem Teil der im Plan dargestellten, privaten Grundsticksflachen werden private
Grunflachen, als Teil der Ausgleichsflachen im Sinne des § 8a (1) BNatSchG,
festgesetzt.

Die privaten Griunflachen sind von jeglicher ober- und unterirdischer Bebauung und
flachenhafter Versiegelung freizuhalten.

Auf den privaten Grinflachen sind an den im Plan eingetragenen Standorten Baume und
Straucher entsprechend den Pflanzgeboten A — C laut Grinordnungsplan zu pflanzen
und fachgerecht, dauerhaft zu unterhalten.
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1.8.4.

1.9.

1.9.1.

1.9.2.

1.9.3.

1.9.4.

1.10.

1.10.1.

Alle Flachdacher von Garagen unter Geldnde (Tiefgaragen) sind im nicht Gberbauten
Bereich je nach Vegetationsart mit Bodenmaterial zu Uberdecken, zu begriinen und
dauerhaft als Griunflache zu unterhalten. Uberdeckung mit Oberboden bzw.
Kultursubstrat. Mindeststarke:

- Grasdach 20 cm
- Sonstige Staudenpflanzung (intensiv) 30 cm
- Gehdlzstandorte (Straucher je nach GrofRRe) 40-60 cm

Wasserflachen und Flachen fir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und
die Regelung des Wasserabflusses (8 9 (1) 16 und (6) BauGB).

Die vorhandenen, im Plan dargestellten offenen Gréaben zur Oberflachenentwasserung
und die als Retentionsraum neu herzustellenden Wasserflachen sind unter Bertck-
sichtigung der hydraulischen Uferanschlisse fischerei- nutzungsvertraglich, naturnah
anzulegen, zu erhalten und zu pflegen. Die Graben sind in den dargestellten Abschnitten
ZuU renaturieren, aufzuwerten, mit Gumpen und ggf. Sohlschwellen zu versehen. Die
vorhandene Vegetation nach Art. 13 d BayNatSchG ist vorher abzuheben und in den
endgultigen Graben wieder einzubauen.

In den festgesetzten Baugebieten ist das auf Déacher und sonstige unbelastete Flachen
auftreffende  Niederschlagswasser auf den Baugrundsticken getrennt vom
Schmutzwasserkanal zu sammeln, in Vegetationsflachen zur Versickerung und
Verdunstung einzuleiten. Uberschiissiges Wasser ist iiber ein offenes Grabensystem o-
der Uber Rigolen den vorgesehenen Graben und Retentionsflichen bzw. -mulden
zuzuleiten. Das abgeleitete Oberflachenwasser muss fischereinutzungsgeeignet sein.

Abzuleitendes Oberflachenwasser von Parkierungsanlagen, Lagerplatzen und
befestigten Betriebsflachen ist, erforderlichenfalls vorgeklart, in den Schmutzwasserkanal
einzuleiten.

In den offentlichen Kanal darf nur solches Abwasser eingeleitet werden, das den
Vorgaben der Grof3en Kreisstadt Dinkelsbihl entspricht

Flachen fir besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (8 29 (1) 24
und (6) BauGB).

Larmschutz:
Die nachfolgenden Festsetzungen regeln die AuBenwirkung bzgl. Schall-
immissionsschutz.

Grundlage sind die Untersuchungen der Wolfgang Sorge Ing.-Biro fir Bauphysik GmbH
& Co. KG, Bericht 12104.1.

Seite 7|13



3. Anderung des Bebauungsplanes
.Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck — Ost“, Stadt Dinkelsbuhl Textliche Festsetzungen Stand: 25.11.2015

Zuldssig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) deren Gerausche die angegebenen
Schallemissionskontingente LEK bzw. Zusatzkontingente LEK,zus nach DIN 45691
weder tags (6.00 — 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 — 6.00 Uhr) Uberschreiten:

Teilflache Emissionskontingent Lex in dB(A)
~tags” ,hachts”
06.00 - 22.00 Uhr 22.00 - 06.00 Uhr
TF1 63 50
TF2 64 49
TF 3 65 55
TF 4 70 55
TF5 72 57
TF 6 64 49
TF 7 71 58
TF 8 65 50
TF9 65 50

Vorgenannten Festsetzungen gelten in Richtung Stiden, Norden und Nordosten.
In Richtung Norden und Nordosten gelten zusétzlich folgende Zusatzkontingente:

Teilflache Zusatzkontingente Lgk zus in dB(A)
~tags” ,hachts”
06.00 - 22.00 Uhr 22.00 - 06.00 Uhr
TF7 - +2
TF8 - +2

Ein Vorhaben erfullt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen wenn der
Beurteilungspegel den jeweiligen Immissionsrichtwert nach TA Larm um mind. 15 dB
unterschreitet (Relevanzgrenze).

Die Prufung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5 sowie nach TA
Larm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm).

Der Nachweis der Einhaltung der oben genannten Anforderungen ist mit dem Bauantrag
zu erbringen.

Seite 8|13
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3. Anderung des Bebauungsplanes
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1.11.

1.11.1.

1.11.2.

2.1.

2.1.1.

2.1.2.

2.1.2.1.

2.1.2.2.
2.1.2.3.

Planungen, Nutzungsregelungen, Malinahmen und Flachen fur MaRnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (8 9 (1) 20, 25
und (6) BauGB)

Erhaltungsgebot Baum- und Geholzbesténde:

Die im Plan zur Erhaltung vorgesehenen Gehdlzbestande sind dauerhaft zu sichern.
Ruttelplatteneinsatz ist im Wurzelbereich der Geholze untersagt.

Pflanzgebote (8 9 (1) 25 und (6) BauGB)

Auf den im Plan angegebenen Bereichen bzw. den im Plan eingetragenen Standorten
sind Baume und Straucher der im Grunordnungsplan angegebenen Grof3en, Gattungen
und Arten zu pflanzen und fachgerecht dauerhaft zu unterhalten. Das Pflanzgut muss
den Gitebestimmungen fir Baumschulpflanzen (Bund Deutscher Baumschulen)
Pinneberg, 1995, entsprechen. Ausfélle sind durch gleichwertige Nachpflanzungen zu
ersetzen.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN, ORTLICHE BAUVOR-
SCHRIFTEN (§ 9 (4) BauGB i.V. mit Art. 81 BayBO)

AuRere Gestaltung von baulichen Anlagen (Art. 81 (1)1 BayBO)

Ubergeordnete  Gestaltungsanforderungen im  Bereich des Gewerbe- und
Industriegebietes.

Die auRere Gestaltung der Gebaude in diesem Bereich ist nutzungsbezogen einfach und
zweckm&Rig zu halten. Neue Gewerbebauten haben sich mit Geb&udestellung,
Bauformausbildung, Hohenentwicklung, Dachform und Dachneigung, Materialwahl und
Farbgebung im Hinblick auf ein einheitliches Erscheinungsbild untereinander,
héhenmaliig vertraglich in die topographische Situation einzufiigen.

Spezielle Anforderungen an die Baugestaltung
Erganzend zu den Festsetzungen von Dachform und Dachneigung wird festgesetzt, dass
folgende Bedachungen zulassig sind:

- Extensiv begriinte Dacher

- Blechdeckung

- Pappdeckung

- Foliendeckung

- Glas

Im Hinblick auf die Niederschlagswasserableitung sind unbeschichtete Metalldacher
unzulassig.

Dauerhaft glanzende Materialien sind fur die Dacheindeckung nicht zugelassen.

AuRenwandflachen sind ortsublich zu verputzen (z.B. Scheibenputz oder feinkdrniger
Rauhputz). Grellleuchtende Putzfarben oder Farbanstriche sind unzulassig.
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2.1.2.4.

2.1.2.5.

2.2.

2.2.1.

2.2.2.

2.2.3.

2.2.4.

2.3.

2.3.1.

2.3.2.

2.3.3.

2.4,

Aulenwandverkleidungen sind zuldssig, wenn sie in Material und Farbe weder grell
leuchtend noch reflektierend wirken.

Wandflachen von ungegliederten Gebaudefassaden, ohne Fenster, sind ab 50 m2
Wandflache mit Pflanzen zu beranken. Dabei ist je 3 m Wandlange eine Pflanze zu
setzen und dauerhaft zu unterhalten. Ausreichende Wuchsbedingungen sind
sicherzustellen.

Es sind ortsiibliche Rankpflanzen zu verwenden, wie z.B. Wilder Wein, Efeu, Knoterich,
Glyzinie 0.4.

Gestaltung der unbebauten Flachen bebauter Grundstiicke (Art. 81 (1) BayBO)

Die nicht Uberbauten privaten Grundstiicksflaichen sind gértnerisch anzulegen und so zu
erhalten, soweit sie nicht als Gehflache, Zufahrten, Stellplatzflachen, Garagen oder
zulassige Nebenanlagen genutzt werden. Diese gartnerisch gestalteten Flachen missen
mindestens 20 % der gewerblich nutzbaren Grundsticksflache betragen. Auf diesen
Grunflachen ist je angefangener 200 m2 Grundstiicksflache ein Baum zu pflanzen (lt.
Pflanzliste gem. Grinordnungsplan) Stammumfang 16-18 cm. Dabei ist ein min. 10 m2
unversiegelter Wurzelbereich vorzusehen.

Zwischenzdune sind jeweils mit mindestens 2 Reihen Gehdlzen (s. Liste gemaR
Grunordnungsplan) zu bepflanzen.

Notwendige  Geldndemodellierungen  zwischen den  Grundsticken, zu den
Verkehrsflachen und auf sonstigen, nicht Uberbauten Grundsticksflachen sind bis zu
einer Béschungsneigung von max. 25 % zulassig.

Ausnahmsweise kénnen zur Gelandesicherung Mauern bis zu einer Hohe von 80 cm
zugelassen werden. Sie sind als Trockenmauer auszufiihren und zu begrinen.

Gestaltung der Kfz-Stellplatze, Abstell- und Lager- platze sowie Hofflachen auf
Gewerbegrundstticken (Art. 81 (1) 3 BayBO)

Kfz-Stellplatze sind mit Baumen (Platane, Spitzahorn, Esche) zu Uberstellen. Je vier
Stellplatze ist ein Laubbaum mit einem Stammumfang von 16-18 cm und min. 10 m2
unversiegeltem Wurzelbereich (Pflanzbeet) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.

Kfz-Stellplatze, Abstell- und Lagerplatze, Gemeinschaftsanlagen einschl. der
notwendigen Zufahrten und Feuerwehrzufahrten dirfen bis maximal 75 % ihrer Flache
versiegelt werden. Die Belage sind wasserdurchlassig auszufihren, zum Beispiel mit
Rasenpflaster, Schotterrasen oder Rasengittersteinen.

Ausnahmen von Ziff. 2.3.2 sind bei entsprechendem Nachweis im Bauantrag fiir solche
Flachen moglich, auf denen mit wassergefahrdenden Stoffen umgegangen wird. Diese
Flachen sind vollflachig zu befestigen und das dort anfallende Wasser sowie ggf.
anfallende andere Flussigkeiten sind einer betriebseigenen, den spezifischen Stoffen
angepassten Abwasserbehandlungsanlage zuzufihren.

Mullbehalterstandplatze (Art. 81 (1) 3 BayBO)
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24.1.

2.5.

2.5.1.

2.6.

2.6.1.

2.7.

2.7.1.

2.7.2.

2.7.3.

2.7.4.

2.7.5.

2.8.

2.8.1.

2.8.2.

3.

3.1.

Standplatze fur Abfallbehalter sind in die Gebaude zu integrieren. Ausnahmsweise kann
zugelassen werden, dass sie auRerhalb der Gebaude durch Bepflanzung, Verkleidung
oder bauliche MaRnahmen gegen Einsicht von der 6ffentlichen StralRe abgeschirmt, und
aus Geruchsgriinden geschlossen, aufgestellt werden.

Einfriedung der Grundstticke (Art. 81 (1) 4 BayBO)

Einfriedungen sind nur aus transparenten Materialien im Sinne von Maschendraht,
Stabgitterstrukturen und dgl. (aul3er Stacheldraht) mit und ohne Bewuchs zulassig.
Einfriedungen kdénnen auch nur aus Bewuchs bestehen. (Laubholzhecken: Hainbuche,
Liguster, Hartriegel, Rotbuche, Heckenkirsche). Ausgeschlossen sind samtliche
Holzmaterialien, Mauern, Palisaden, Sichtschutzmatten oder Formsteine sowie
Plastikzaune.

Regenwasserbehandlung

Das auf Dachflachen anfallende Regenwasser ist entweder Uber ein offenes
Grabensystem oder Uber Rigolen den vorgesehenen Retentionsflachen bzw. -mulden
oder -graben zuzuleiten. Das abgeleitete Oberflachenwasser muss fischerei-
nutzungsgeeignet sein. Die Retentionsflachen sind so zu konzipieren, dass ein Einstau
nur kurzfristig erfolgt (max. 3 Tage). Die Entwéasserung der BetriebsstralR3en, Lager- und
Parkplatzflachen in die Retentionsflachen ist nicht zulassig.

Werbeanlagen (Art. 81 (1) 2 BayBO)

Fernwirksame Werbeanlagen aller Art sind im gesamten Geltungsbereich des
Bebauungsplanes ausgeschlossen.

Werbeanlagen sind nur integriert an Geb&audefassaden zuléassig. Je Leistungsstatte ist
dabei je eine Werbeanlage und/oder ein Firmenlogo in einer Gréfe von max. 5,00 m2
ausgerichtet zur offentlichen Erschliel3ungsstral3e, zulassig

Werbeanlagen mussen auf die architektonische Gliederung des Gebaudes bzw. des
Gebaudekomplexes Ricksicht nehmen.

Werbeanlagen mit Lauf-, Wechsel- oder Blinklicht, sich bewegende Werbeanlagen sowie
Akustikwerbeanlagen sind unzuléssig.

Spruchbander sind unzulassig, ausgenommen fir befristete Sonderveranstaltungen.
Dezentrale, alternative Energieversorgung

Photovoltaik- und Solaranlagen sind zul&ssig.

Windenergieanlagen sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht zulassig.
Nachrichtliche Ubernahme von Festsetzungen sowie Hinweise (8§ 9 (6) BauGB)

Bauvorlagen
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3.1.1.

3.1.2.

Mit dem Bauantrag fir Neubauten im Gewerbe- und Industriegebiet ist ein qualifizierter
Freiflachengestaltungsplan vorzulegen, der detaillierte Angaben zu allen grinordnerisch
festgesetzten MalRRnahmen enthdlt. Der Freiflachengestaltungsplan bedarf der
Baugenehmigung.

Werbeanlagen bedirfen der Baugenehmigung.

INKRAFTTRETEN

Der Bebauungsplan tritt mit dem Tage der ortsiiblichen Bekanntmachung nach § 10 (3)
BauGB in Kraft

Seite 13|13



Derzeit gultiger Flachennutzungsplan

O

VERFAHRENSVERMERKE

7 , L2481 7 S W 7 =
Y’ i o= e —— e 7 ,
N 4/ 4 A L L (WD) i H‘
L X el e =il Ky- - i : /\5,/ 1. Der Stadtrat Dinkelsbuhl hat in der Sitzung vom 28.05.2014 die 9. Anderung des FlachennutBungs-
iy \\&* 1521} ‘*w ;L* ¢ p — ———- == :‘0&/,} = i 15]_”#,, s plans beschlossen. Der Anderungsbeschluss wurde am ................... ortsiiblich bekannt
5 : : - “, ' — -<; Le i 7 |
;\ - \ \ / y .4 — & F(;‘y ] 2. Die frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB mit 6ffentlicher Darlegung
LB 5 : Q \\7\ \ Y ER Rt [ / i ; und Anhérung fiir den Vorentwurf der 9. Anderung des Flachennutzungplans in der Fassung
DRl - T vom 28.05.2014 hat in der Zeit vom ................... bis .o stattgefunden.
\\\ g, 2o/ 74 T =] M 3. Die fruhzeitige Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaf
% N A 0 \ ’ TR
e ’// T o - F\\Q i GOP § 4 Abs. 1 BauGB fiur den Vorentwurf der 9. Anderung des Flachennutzungsplans in der
“\»\7{ / /;, ~ § ¥ : 7 §*<:\ Fassung vom 28.05.2014 hat in der Zeit vom ................... Dis . stattgefunden.
L S 3 X 4985
o ~ \ O\l\__. N : — ; R 4. Zu dem Entwurf der 9. Anderung des Flachennutzungsplan in der Fassung vom ...................
\r\': - - == - <-a—¢ Ws O il o " 150 \ wurden die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemal 8§ 4 Abs. 2 BauGB in
: e RS % ' - . - ) o Lo der Zeit vom .................. BIS v, beteiligt.
g Y f TN e ok :
ROTHENDORF TR : & N B B A 5. Der Entwurf der 9. Anderung des Flachennutzungsplan in der Fassung vom ...................
; S - \ \ l:i | ( wurde mit der Begrindung und Umweltbericht gemaf § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
\ S & | \ >
: L . 9 < L . o 1 DIS s offentlich ausgelegt.
| o " \ s T i WE za n 4 f{ e “,
< Lt . A : * £ 4 e rete e | 6. Die Grol3e Kreisstadt Dinkelsbiihl hat mit Beschluss des Stadtrates vom ...................
‘., = \ 2 > \f;\\ S L ‘ die 9. Anderung des Flachennutzungsplans in der Fassung vom ................... festgestellt.
\ i ™ P
*.7,. : N\ ::j; i \\ \_\)\ .‘W ; S & = _/
\ e e ey} m N P ) 7 -
\& e - e e b : A ﬁ\\)é // Stadt Dinkelsbuhl, den ...........................
Nl . S L e
\\ 3 D [ a g /'n .........................................................................................................
3 ~ \ : ol e e Oberbiirgermeister
‘ 3 S 7o Dr. Christoph Hammer
1 | / Z b S —— e .
oé I < } 1 d K 4
G r u ¥ . ~ ,
| G b A 7. Die Regierung von Mittelfranken hat die 9. Anderung des Flachennutzungsplanes mit Bescheid
\ ; L o 5+ § \ \ VOM ..ooeviiieeene, AZ i gemaf § 6 BauGB genehmigt.
TR 5 0 G Y
;" g ' Ansbach, den ........c.ccccccevevernen.
‘ [ v —X BT i D . [ SRS
§ ¥ PR R e e : \\\\ Sauer
\Q S - G i £ el Bauoberratin
}\\\ i ks .l R Q; g
D 2 < ) ¥ T - i i
Y AR -\ ) 9 T =y 8. Ausgefertigt
\ bl { N : SR ° : .
s ; P - < N it Stadt Dinkelsbihl, den ...........................
el gal, il S i N Lo N e
\ : *"I"""" I o i =5 "l'i
't ol d ot fl " // \o LT T T T T LT ELPTPLPEPTETEIEs
b e S % v Oberbirgermeister
[T —— 0 ’ & 3 A a8 Dr. Christoph Hammer
. ; i — = et B e : T \_\_\r\_\~ ,-wi,. /P__,_ o —4f \_f_ S s d
' ; — ~<a ‘ / @ s = g ; 56 5 & 3}37 . . - " o
R g z 16 S]’ElNEWE"_ER ( g 2 : Ty > 9. Die Genehmigung der 9. Anderung des Flachennutzungsplans wurde geméafR 6 Abs. 5 BauGB
e B am .......cceeeeee, ortsiiblich bekannt gemacht.
' S s % 7 - St 2218 ‘1' ," ‘:
i ' i =~ . ~ M il Die 9. Anderung des Flachennutzungsplan wurde mit der Bekanntmachung wirksam.
§ A B ._ W 5 = .'\ Hyl /
cindzein i e O\ & /
YY" JE==g o\ ; 0\ R L Stadt Dinkelsbhl, den .............cc..coc......
Y / = o] =y ; f /
= o S ‘ S/ | D
‘ =~ M e e T IR = o £k Oberbiirgermeister
L e % .
- . 160 € L T L Dr. Christoph Hammer
Anderung des Flachennutzungsplans
| R . R % / LEGENDE
| % r’ o . WALDECK (R0
SR, Y s - s N~ .
& *X \ = 2o A i s > : = 157.05 1. Art der baulichen Nutzung
Y \ 152 ” | *’* - v X ———— e S e r et
: \ ‘ W - 4 4 \\%f‘g;v % p s
4 \ /4 7 e & in, * Gemischte Bauflachen (§1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO
i N o\ \ \ / 7 // i & Uy f;&;fr’-/ b - ( )
LB A4 G Q \\7 E // s A -~ ! i
3 T /i S A HEey ; - Gewerbliche Bauflachen (81 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO)
T Tk . % ™ . % \\\ 6 ) M
A R \/ o \ y sy | 2. Verkehrsflachen
" = g7 4 e & s R 6e GOP
= / N % '/ \\\ \ 3;/ 57 \Q\_{; ] A“} };
i "4 \ T ) /:,_;;" 0a s ’5’ _’ |:| StraRenverkehrsflachen GROSSE KREISSTADT
=3 v = RO N TR S ; —ouf A~ = = R . .
Dok = e a~, : )8 3 e S " S o £ \
il f SV IACE =y - ™ . Dinkelsbunhl
CREGEN SRt o : { ! j } A — ‘ - 3. Hauptversorgungsleitungen
. ik > z\; i » B | i
151.05 )% N : 8 ; e e \ SR g
ROTHENDORF T N ° i & | | X ®—@- 20kV- Leitung
l i SVSRSCEETE . X \\ \ i 7
\ . 5 c o\ B >
| 5, SO0 o K £ L B
' ) o N \ |/ e
1 e \ T - \ 3. £ p | e ! 4. Grinflachen
\ < g e 4 r e0e0 \
t*! 2 S0 X e LS O E s =%
. B \ G 2 \i,\\\ iy ] e - offentliche Grinflachen . .
e \ Ca 9. Anderung Flachennutzungsplan
. d == SO el . _ - ;/x i~ \ e =
\& () s e P O ¢ A ﬁ\\)é £ 5. Flachen fiir die Wasserwirtschaft
N o > /,;»7' ; \‘ o L
§.‘\ - < XA D 1 ‘ 1 \\g /“ / "/‘ Vp‘/
i X \ E © i \x\{w/ ) / %5‘ 5 - Wasserflachen
i ; ¥y ‘\-_', e
h i e <ZE 1 d & //
6 - i : ™ | O Y 6. Flachen fur die Landwirtschaft und Wald i
\ I , \ Planteil Mal3stab 1:5000
¢ e ~ G ' : \ ‘ |:| Flachen fir die Landwirtschaft
9, 15201 ) e \
1 B T — G - Flachen fur Wald
\ ?1 ~ "\L —_— Sapi R s 6.S :
0 i £ . Lt 5 ' \\.,;,\ . Sonstiges
R B ' e = b 173 =
IS . SR L~ “ E m Grenze des raumlichen
1 \\ J & v \ Qe Sk Geltungsbereichs der Anderung
\qb, 1»\ \\ : 1, “ [ g % o
‘ | ' N : ; 5 i iy
LR | ‘ L 5 B e e
\xa“ e % It g B -~ jil Pl
t af'- ‘d‘?t fll " L% ; /i
5 o | 2=t :
! 1 { D R, % ‘ -r ‘f\\\ \\ ¢ Te l!; f 5 A d
e T il : R CRRS = RN e S O ,J{fr: e 4 S,
* 2> i @ TR s =i ; S 235 /,
“ — T sTEnEwELER e - R
| el —aK 2218 ‘
‘! A ‘ : : O ’r‘ o.. w = .. . ':\.: : ,"\\ _’ll:.\ x’l
P g T~ b NG = /[
"| B 3. - e < o M
i SEE \ ~ 21 : 2013389/FNP-Anderung.PLT
A *:;’, / % \Q g R : /
2 ot 3 ) 3 - 7 Ingenieurbtro Willi Heller Bayleitplanung
< 3= o N e = 9 ~ S A Abwasserbeseitigung/
UL I 184 6 = T ‘%-,/ Schernberg 30, 91567 Herrieden, Tel.: 09825/9296-0, Fax: 09825/9296-50 Wasserversorgung
Internet: www.ib-heller.de, E-Mail: info@ib-heller.de Vermessung/Geoinformation
28.05.2014 /25.11.2015 CARD/T




Sitzuflsvﬂige Stadtrat 6ffentlich
am

25.11.2015
Vorlagen-Nr.: 3/111/2015
Berichterstatter: Wistner, Klaus
Betreff: 11. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Dinkelsbiihl;

Herausnahme der bahnparallen Trasse (B25); Aufstellungs- und
Auslegungsbeschluss

Sachverhaltsdarstellung:

Der Stadtrat hat am 25.03.2015 in 6ffentlicher Sitzung folgenden Beschluss gefasst:
,Der Flachennutzungsplan der Stadt Dinkelsbuhl wird wie folgt gedndert:

Die bahnparallele Trasse wird aus dem bestehenden Flachennutzungsplan heraus-
genommen®.

Die Verwaltung hat daraufhin mit dem Planungsbiiro H & P Hohnen & Partner (Bamberg), wel-
ches bereits die Unterlagen fir die Planfeststellung zur B 25 — Ostumgehung erstellt hat und die-
ses Verfahren begleitet, Kontakt aufgenommen und hat am 28. Mai 2015 den Auftrag fir die 11.
Anderung des Flachennutzungsplanes erteilt. Das Ergebnis in Plan und Begriindung liegt jetzt
bzw. seit dem 06. November 2015 vor und ist vom Stadtrat zu beschliel3en. Dabei erklart sich der
Stadtrat noch einmal zur Herausnahme der bahnparallelen Trasse, bestimmt dazu einen Gel-
tungsbereich der hinsichtlich zur Herausnahme der Trasse erforderlichen Anderung, und besta-
tigt die Gemeinbedarfsflache in Darstellung als Bahnanlagen. Dazu enthalt der Planentwurf vom
25.11.2015 klare Kontoren zwischen Bahnanlagen und den gewerblichen Bauflachen (im stidost-
lichen Bereich). Im Planentwurf wurden zudem zwei Bodendenkmaler nachrichtlich tbernommen
(vgl. dazu auch die Ziffer. 8.2 auf den Seiten 14 und 15 in der Begriindung zur Flachennutzungs-
plandnderung).

Geltungsbereich zur 11. Flachennutzungsplananderung:

Der raumliche Geltungsbereich der 11. FNP-/LSP-Anderung wird

im Norden durch die BundesstralRe B 25/Feuchtwanger Strafl3e und die Ortstral3e Dirrwanger
Stral3e,

im Suden durch die B 25/Augsburger Stral3e,

im Westen durch Wohnbau-, Gemeinbedarf- (Hauswirtschaftsschule) und Sonderbauflachen,
durch die Flachen des stadtischen Bahnhofes, durch die B 25/Luitpoldstralle,
durch die StaatstraRe St 2220/Bechhofener Straf3e, durch die OrtstralRe Am Stau-
ferwall und durch die Bahnlinie Nordlingen-Dombuhl sowie

im Osten durch Griin-, Wohnbau-, Sonderflachen, gemischte und gewerbliche Bauflachen,
durch die St 2220/Bechhofener Straf3e, durch die Ortstrale Von-Raumer-StralRe
und die Wassertrudinger Stralle

begrenzt und beinhaltet vollflachig oder teilflachig (TF) die Grundstiicke mit den FI.-Nrn. 1046
(TF), 1046/6, 1046/9, 1046/12, 1046/24 (TF), 1046/25, 1046/30, 1046/41, 1063/2 (TF), 1063/3,
1063/10, 1063/11, 1063/12, 1108/1 (TF), 1109/2 (TF), 1110 (TF), 1277 (TF), 1520/2 (TF), 2576
(TF), 2839/2 (TF), 2840/2 und 2858/10 (TF) der Gemarkung (Gmkg.) Dinkelsbuhl. Der Geltungs-
bereich umfasst eine Flachengré3e von ca. 4,27 ha.
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Inhalt der Anderung innerhalb des Geltungsbereiches:

Im Rahmen der 11. FNP-/LSP-Anderung ist die im wirksamen FNP/LSP dargestellte Planungs-
absicht eines bahnparallel geplanten Trassenkorridors fir im Stadtzentrum gelegene abschnitts-
weisen Umverlegung B 25 aus der Planzeichnung zu entfernen.

Verfahren zur Anderung:

Durchzufihren ist das durch das BauGB vorgegebene zweistufige Regelverfahren mit der frih-
zeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB bzw. der frilhzeitigen Behérden- und
Tragerbeteiligung gemaR § 4 Abs. 1 BauGB, sowie mit der férmlichen Offentlichkeitsbeteiligung
gemal 8§ 3 Abs. 2 BauGB bzw. der formlichen Behorden- und Tragerbeteiligung gemani § 4 Abs.
2 BauGB.

Anlagen

01 — Anlage — Planentwurf zur 11. FlAchennutzungsplandnderung vom 25.11.2015
02 — Anlage — Begrindung zur 11. Flachennutzungsplandnderung vom 25.11.2015

Vorschlag zum Beschluss:

Der Stadtrat von Dinkelsbihl fasst gemaf § 2 Abs. 1 BauGB den Beschluss zur Aufstellung der
11. Anderung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes (11. FNP-/LSP-Anderung). Hinsicht-
lich dem Geltungsbereich und der vom Geltungsbereich erfassten Flachen und Teilflachen gilt die
Beschreibung in der Sachverhaltsdarstellung (zur Beschlussvorlage).

Im Rahmen der 11. FNP-/LSP-Anderung ist die im wirksamen FNP/LSP dargestellte Planungs-
absicht eines bahnparallel geplanten Trassenkorridors fur im Stadtzentrum gelegene abschnitts-
weisen Umverlegung B 25 aus der Planzeichnung zu entfernen. Dies wird im vorliegenden Plan-
entwurf und in der Begriindung vom 25.11.2015 (Anlagen) beriicksichtigt.

Durchzufiihren ist das durch das BauGB vorgegebene zweistufige Regelverfahren mit der frih-
zeitigen Offentlichkeitsbeteiligung geman § 3 Abs. 1 BauGB bzw. der frithzeitigen Behérden- und
Tragerbeteiligung gemaR § 4 Abs. 1 BauGB, sowie mit der férmlichen Offentlichkeitsbeteiligung
geman § 3 Abs. 2 BauGB bzw. der formlichen Behérden- und Tragerbeteiligung gemafl § 4 Abs.
2 BauGB.

Der Stadtrat von Dinkelsbuhl bestimmt den vorliegenden Planvorentwurf der 11. FNP-/LSP-
Anderung in der Fassung vom 25.11.2015 fir die frihzeitige Beteiligung gemal § 3 Abs. 1
BauGB bzw. § 4 Abs. 1 BauGB.

Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage des Planvorentwurfes in der Fassung vom
25.11.2015 die frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung 8 3 Abs. 1 BauGB bzw. die frihzeitigen Be-
horden- und Tragerbeteiligung gemal § 4 Abs. 1 BauGB vorzubereiten und durchzufihren.

Auf die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung ist bei der offentlichen Bekanntmachung hinzuwei-
sen. Die frihzeitige Beteiligung ist in der Zeit vom 07.12.2015 bis zum 31.12.2015 durchzufih-
ren. Hierbei macht die Stadt Dinkelsbihl von ihrem Recht Gebrauch, die Dauer der friihzeitigen
Beteiligungsfrist eigenstandig festzulegen.
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Stadt Dinkelsbihl

Landkreis Ansbach
11. Anderung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes

Malstab M 1 : 5.000
Legende

vorhanden geplant

1. Art der baulichen Nutzung

1T
Wl
TR

Wohnbauflachen, § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO

Gewerbliche Bauflachen, § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVvVO

2. Flachen fiir den iiberortlichen Verkehr und fiir die ortlichen Hauptverkehrsziige

Sonstige Uberériliche und 6rtliche Hauptverkehrsstrafien, § 5 Abs. 2
Nr. 3 BauGB

- Bahnanlagen, § 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB

3. Griinflachen

Offentliche Grunflachen, § 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB

4. Wasserflachen und Fldchen fiir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die

\
\ Regelung des Wasserabflusses
" Umgrenzung von Flachen fur die Wasserwirtschaft, den Hochwasser-
4 ; E: 2 ? schutz und die Regelung des Wasserabflusses (Festgesetztes
L Uberschwemmungsgebiet, Hochwassergefahrenflachen HQ 100 und
HQ extrem), § 5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB
X st 5. Regelungen fiir die Stadterhaltung und fiir den Denkmalschutz
5 ~ Umgrenzung von Gesamtanlagen (hier: Bodendenkmal D-5-6927-0203
- W @ und D-5-6927-0004), die dem Denkmalschutz unterliegen, § 9 Abs. 6
BauGB

6. Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flidchen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

& re 2" 7029-371 Womitztal, FFH-Gebietsvorschlag, mit teilweiser Uber-
- = ; S schneidung SPA-Gebiet

=

| 6927-1072:001

b

7130-471 Nordlinger Ries und Wornitztal, SPA-Gebiet, mit teilweiser
Uberschneidung FFH-Gebietsvorschlag

Bictop gemaft amtlicher Biotopkartierung Bayern/Flachland (mit Bio-
topnummer)

7. Sonstige Planzeichen

Geltungsbereich der 11. Anderung

Wassersensible Bereiche

Planausschnitt bisheriger FNP/LSP

(genordet, chne Mafstab, Stand 09/2002, inkl. 10. Anderung Stand 12/2014)

PR —— Anderungsgeltungsbereich

Stadt Dinkelsbiihl

11. Anderung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes

D Vorentwurf: 25.11.2015
i Entwurf:

Dﬂ& Hohnen & Partner | resgeseit

INGENIEURAKTIENGESELLSCHAFT

BERATENDE INGENIEURE

Hslisiralio Vs - SO017 Sarvdimrys - Tl (OG1) BEOR1-0 - Faan (G901 PBOR1-33

Entwurfsverfasser:

. Der Stadtrat von Dinkelsbthl hat in der Sitzung vom 25.11.2015 die 11. Anderung des Flachennutzungs-

und Landschaftsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 28.11.2015 ortsublich bekannt
gemacht

. Die fruhzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaf § 3 Abs.1 BauGB mit offentlicher Darlegung und Anhérung

fur den Vorentwurf der 11. Flachennutzungs- und Landschaftsplananderung in der Fassung vom
25.11.2015 hat in der Zeit vom 07.12.2015 bis 31.12.2015 stattgefunden.

. Die fruhzeitige Beteiligung der Behorden und senstigen Trager offentlicher Belange gemaflt § 4 Abs.1

BauGB fur den Vorentwurf der 11. Flachennutzungs- und Landschaftsplananderung in der Fassung vom
25.11.2015 hat in der Zeit vom 07.12.2015 bis 31.12.2015 stattgefunden.

. Zu dem Entwurf der 11. Flachennutzungs- und Landschaftsplananderung in der Fassung vom .

wurden die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange geman § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom

.. bis .. .. beteiligt.
. Der Entwurf der 11. Flachennutzungs- und Landschaftsplananderung in der Fassung vom ............. wurde
mit der Begrindung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom . bis .. .. offentlich ausgelegt.
. Die Stadt Dinkelsbuh! hat mit Beschluss des Stadtrates vom ................ die 11. Flachennutzungs- und
Landschaftsplananderung in der Fassung vom ................ festgestellt.

Stadt Dinkelshitlhl 080 conwowssmmansasane

(Siegel)

Burgermeister

. Die Regierung von Mittelfranken hat die 11. Flachennutzungs- und Landschaftsplananderung mit Bescheid

VOM eeeievrsineenees NE s geman § 6 BauGB genehmigt.

(Siegel Genehmigungsbehorde)

. Ausgefertigt

Stadt Dinkelsbhl, den ...

(Siegel)

Burgermeister

. Die Ereilung der Genehmigung der 11. Flachennutzungs- und Landschaftsplananderung wurde am

................... gemall § 6 Abs. 5 BauGB ortslblich bekannt gemacht. Die 11. Flachennutzungs- und
Landschaftsplananderung ist damit wirksam.

Stadt DinkelsBuhl, den' ..

(Siegel)

Burgermeister

(Auszug aus der Digitalen Flurkarte, Stand 03/2014)

| Grone: 765 x 297 G:\DIN1501\Bauleitplanung\Flaechennutzungsplan\2015-11-25-Unterlagen_VE\FNP_VEFNP-A_VE dwg
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BEGRUNDUNG

PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN

Grundlagen der vorliegenden 11. Flachennutzungs- und Landschaftsplanan-
derung (11. FNP-/ LSP-Anderung) sind

e das BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), das durch Art. 118
der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBI. | S. 1474) geéan-
dert w orden ist,

e die BauNvO Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), die zuletzt durch
Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. | S. 1548)
geandert w orden ist sow ie

o die PlanzVv Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 |
S. 58), die durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011
(BGBI. I S. 1509) geandert w orden ist.

PLANUNGSANLASS UND ENTWICKLUNGSZIEL

Die Stadt Dinkelsbuhl betreibt derzeit ein Planfeststellungsverfahren fir die
beabsichtigte Errichtung einer neuen Umgehungsstralle (,Ostumfahrung
B 25%). Der wirksame Flachennutzungs- und Landschaftsplan (FNP/LSP) der
Stadt Dinkelsbuhl enthélt fir deren Trassenkorridor bis dato keine Planaussa-

ge.

Die fehlende Darstellung dieses Trassenkorridors spielt aus planungsrechtli-
cher Sicht im Hinblick auf eine Planfeststellungsféhigkeit der Ostumfahrung
jedoch keine Rolle. Die fachplanerische Anpassungspflicht geht hier nicht so
w eit, dass z. B. Autobahnen, Bundes- oder StaatsstrafRen vor der Planfeststel-
lung stets zunachst in den FNP der betroffenen Kommune eingearbeitet w er-
den missen.

Vor diesem Hintergrund alleine lage damit kein Anlass zur Durchfiihrung eines
FNP-/LSP-Anderungsverfahrens vor.

Urséchlich fur die Durchfiihrung der 11. FNP-/LSP-Anderung hingegen ist die
Tatsache, dass der wirksame FNP/LSP entlang eines Teilabschnittes der
Bahnlinie ,Nordlingen - Dombihl* den Trassenkorridor fir eine geplante,
Uberortliche HauptverkehrsstralRe darstellt (s. Abb. 1). Bereits im Rahmen der
Aufstellung des FNPs/LSPs im Jahre 1989 w urde hierzu festgestellt, dass die
Durchfahrung der Bundesstrale B 25 durch Dinkelsbihl einen der gravie-
rendsten, verkehrstechnischen Engpésse darstellt. Vor diesem Hintergrund
entschied sich die Stadt vormals dazu, die B 25 von der Luitpold-
StrafRe/Feuchtw anger Straf3e auf eine bahnparallele Trasse unmittelbar 6stlich
des bestehenden und zu erhaltenden Gleiskdrpers zu verlegen.

Der Begrindung zum bis dato wirksamen FNP/LSP ist die damals vertretene
Meinung zu entnehmen, dass die bahnparallele Trasse dazu geeignet sei,

-1-
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w esentliche Verbesserungen der Verkehrssituation im Bereich der Luitpold-
StrafRe/ Feuchtw anger Stral3e, herbeizufihren. Zudem vertrat man die Auffas-
sung, diese Trasse konne auch im Gegensatz zu einer friher diskutierten
B 25-Umgehung, w estlich des Mutschachtales, in (iberschaubaren Zeitraumen
realisiert werden. U. a. auf Grundlage dieser Neutrassierung der B 25, entlang
der Bahn, kénne man relativ mittelfristig eine w esentliche Verbesserung der
Verkehrsfuhrung aus dem Hesselberger RaunvFrankisches Seenland, Uber
die Nordtangente Richtung Bundesautobahn BAB A 7 (Anschlussstelle Neu-
stadtlein/Dinkelsbihl), erreichen.

Die Darstellung dieser ,bahnparallelen Trasse®, die der Linienfuhrung der
nunmehr geplanten ,Ostumgehung” nicht mehr entspricht, 16st eigentlich die
Anpassungspflicht gemal § 7 BauGB aus, wonach eine Neuplanung der
bahnparallelen Trasse zu folgen hatte. Demnach hatten 6ffentliche Planungs-
trager, die nach 8 4 oder § 13 BauGB an der Aufstellung eine Bauleitplanes
beteiligt worden sind, ihre Planungen dem FNP/LSP insow eit anzupassen, als
sie diesem Plan nicht widersprochen haben.

Da diese Trasse zwischenzeitlich jedoch weder politisch noch stadtebaulich
gew olites Ziel ist, muss die diesbeziigliche Plandarstellung zundchst aus dem
wirksamen FNP/LSP geldscht werden. Ohne die damit verbundene Plandnde-
rung ware die derzeit beantragte Trassenfiihrung nicht genehmigungsfahig,
da ansonsten ein planerischer Widerspruch vorlage.

Vor diesem Hintergrund fasste der Rat der Stadt Dinkelsbihl in der Sitzung
vom 25.11.2015 gemald § 2 Abs. 1 BauGB den Beschluss zur Aufstellung der
11. FNP-/LSP-Anderung.

Wie aus der nachfolgenden Abbildung 1 erkennbar wird, stellt die Planzeich-
nung des wirksamen FNPs/LSPs die Flachen des Anderungsgeltungsberei-
ches zum uberwiegenden Teil als Bahnanlagen gemal 85 Abs. 2 Nr. 3
BauGB, in kleinflachigen Rand-/Teilbereichen als Wohnbauflachen gemaf § 1
Abs. 1 Nr. 1 BauNVO, gew erbliche Bauflachen gemal? 8§ 1 Abs. 1 Nr. 3
BauNVO sow ie als Grunflachen gemal 8 5 Abs. 2 Nr. 5 BauGB dar.

Uberlagert w erden diese Darstellungen der Art der Nutzungen, die im Wesent-
lichen die derzeitige Bestandssituation w iedergeben, von der Darstellung ei-
ner geplanten Uberdrtlichen Verkehrsflache (gelb gestrichelt dargestellt, s.
Abb. 1).
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Abb. 1: Ausschnitt aus demwirksamen FNP/LSP der Stadt Dinkelsbiihl, (Anderungs-

bereich mit schwarz gestrichelter Linie markiert, Darstellung genordet, o. M., Quelle:
Stadt Dinkelsbuhl)

Bei dem FNP/LSP handelt es sich bekanntermafl3en um eine sog. vorberei-
tende, unverbindliche Bauleitplanung, in der im Sinne einer Absichtserklarung
die sich aus der geplanten (in diesem Sinne beabsichtigten) stadtebaulichen
Entw icklung ergebende Art der Bodennutzung dargestellt werden soll. Damit
entwickelt der FNP zunachst grundsatzlich keine unmittelbare allgemein ver-
bindliche AuRenw irkung gegeniber Dritten.

Der FNP stellt somit keine Rechtsnorm dar und unterliegt nicht der unmittelba-
ren verw altungsgerichtlichen Normenkontrolle (8 47 Vw GO). Die Stadt Din-
kelsbuhl stellt ihren FNP/LSP im Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit
auf und andert diesen. Vor diesem Hintergrund ist die vorliegende Plané&nde-
rung zu bew erten. Detailfragen, die durch die von der vorliegenden Planande-
rung potenziell ausgeldésten Folgen ggf. zu klaren wéaren, sind aber Ublicher
Weise auf der Ebene der konkreten Bauleitplanung zu regeln und nicht in der
vorbereitenden Bauleitplanung.



| -
Kl

Stadt Dinkelsbiihl, Landkreis Ansbach @)

11. Anderung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes l&

Insofern wird insbesondere auf 8 5 Abs. 2 BauGB hingew iesen. Die Aussage-
scharfe des FNPs als stadtebauliches Entw icklungsprogramm muss ausrei-

chend Spielraum fur die nachfolgenden Bebauungsplane (Entw icklungsgebot)
belassen. In diesem Sinne kann der FNP auch die konkrete Konfliktbew alti-

gung grundsétzlich der nachfolgenden konkreten Bauleitplanung Uberlassen
(Abschichtung).

Hinsichtlich der durch die vorliegende Planédnderung ausgeldsten Folgen ist
festzustellen:

» Es erfolgt ausschlie3lich die Streichung der bisher Uberlagernden zeichne-
rischen Darstellung des bahnparallelen Trassenkorridors (gelb gestrichelte
Linie, s. Abb. 1)

e Durch den Entfall der zeichnerischen Darstellung des bahnparallelen
Trassenkorridors ergeben sich keine Anderungen der bisher unterlagernd
dargesteliten Arten der Nutzung, die damit in unverédnderter Form auch in
der vorliegenden 11. FNP-/LSP-Anderung dargestellt bleiben.

» Die Plananderung l6st gegenlber dem ortlich vorhandenen und erkennba-
ren, in der Planzeichnung dargestellten Status quo keine Auswirkungen
aus. Die Situation vor Ort bleibt unverandert. Eingriffe in die Schutzgtter
w erden nicht verursacht.

Der FNP/LSP wurde am 27.03.2002 durch den Stadtrat von Dinkelsbuihl fest-
gestellt, am 02.09.2002 durch die Regierung von Mittelfranken genehmigt und
ist seit der Bekanntmachung der Genehmigung im amtlichen Mitteilungsblatt
am 28.09.2002 w irksam.

Bis dato liegen 10. Plandnderungen vor (festgestellt am 24.09.2014, geneh-
migt am 25.11.2014, bekanntgemacht am 03.12.2014).

Fazit: Durch die 11. Anderung des FNPs/LSPs erfolgt die Aufhebung der in
Richtung NordslUden dargestellten geplanten Uberértlichen ,bahnparallelen”
Hauptverkehrsstral3e. Somit ist gew ahrleistet, dass der gesetzlich geforderten
Anpassungspflicht des § 7 BauGB Rechnung getragen wird, ein ausreichen-
der, gesetzlich geforderter und fundierter Planungsanlass sow ie ein definier-
tes Planungsziel vorliegen.

3 LAGE UND ABGRENZUNG DES ANDERUNGSGELTUNGSBE-
REICHES

Dinkelsbiihl ist eine Kreisstadt im Landkreis Ansbach. Sie liegt nahe der
Grenze zu Baden - Wirttemberg an der Wornitz, einem Gew asser Il. Ord-
nung. Die B 25 durchquert/durchschneidet die gesamte Stadtflache mittig in
Nord-Sud-Richtung. Die Entfernung zur nordéstlich gelegener Stadt Ansbach
(Regierungssitz) betragt Luftlinie ca. 32,0 km, zum nérdlich benachbarten
Feuchtw angen ca. 11,0 km Luftlinie, zum sudw estlich benachbarten Hiw an-
gen ca. 18,0 km und zum sudostlich benachbarten Oettingen i. Bay. ca. 25,0
km Luftlinie (s. Abb. 2).
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Abb. 2: Lage der Stadt Dinkelsbihl (mtrotgestrlchelterLlnle markiert, Ausschnitt aus
derTK M 1: 25.000, Blatt 6927 und 6928, Darstellung genordet, 0. M., Quelle: Bayem
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Abb. 3: Lage des Anderungsberelches (mt rot gestrlchelter Linie markiert, Abgren-
zung schematisch, Ausschnitt aus der digitalen Ortskarte, TK 1:25.000, Blatt 6927
und 6928, Darstellung genordet, o. M., Quelle: Bayern Atlas Plus)
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Die Flachen des Anderungsgeltungsbereiches liegen im Zentrum Dinkels-
bihls, 6stlich der Bahnlinie Nordlingen-Dombihl und der Bundesstralle B 25
(s. Abb. 3). Der raumliche Geltungsbereich der 11. FNP-/LSP-Anderung wird

im Norden durch die BundesstraBe B 25/Feuchtwanger Strale und die
Ortstral3e Durrw anger Stral3e,

im Stden durch die B 25/Augsburger Stral3e,

im Westen  durch Wohnbau-, Gemeinbedarf- (Hausw irtschaftsschule) und
Sonderbauflachen, durch die Flachen des stadtischen Bahnho-
fes, durch die B 25/Luitpoldstrale, durch die Staatstralle
St 2220/Bechhofener Straf3e, durch die Ortstralie Am Staufer-
w all und durch die Bahnlinie Nordlingen-Dombihl sow ie

im Osten durch Grin-, Wohnbau-, Sonderflachen, gemischte und ge-
w erbliche Bauflachen, durch die St 2220/Bechhofener Stralle,
durch die Ortstral3e Von-Raumer-StralRe und die Wassertridin-
ger Stral3e

begrenzt.

Der Geltungsbereich der 11. FNP-/LSP-Anderung beinhaltet vollflachig oder
teilflachig (TF) die Grundstiicke mit den Fl.-Nrn. 1046 (TF), 1046/6, 1046/9,
1046/12, 1046/24 (TF), 1046/25, 1046/30, 1046/41, 1063/2 (TF), 1063/3,
1063/10, 1063/11, 1063/12, 1108/1 (TF), 1109/2 (TF), 1110 (TF), 1277 (TF),
1520/2 (TF), 2576 (TF), 2839/2 (TF), 2840/2 und 2858/10 (TF) der Gemar-
kung (Gmkg.) Dinkelsbuhl.

Die genaue raumliche Abgrenzung des Geltungsbereichs ist aus der Plan-
zeichnung der FNP-/LSP-Anderung ersichtlich.

Die FlachengroRe des Anderungsbereiches betragt gerundet ca. 4,27 ha.

4 STADTEBAULICHE BESTANDSAUFNAHME

Die derzeitige Bestandssituation innerhalb des Anderungsgeltungsbereiches
ist der nachfolgenden Abbildung 4 zu entnehmen.

Die Flachen des Geltungsbereiches w erden derzeit iberw iegend im Sinne von
Bahnanlagen (Gleiskérper und sonstigen Einrichtungen wie Stromleitungen,
Ausw eichgleisspur, Nebenflachen) genutzt.

Teilw eise beinhaltet der Geltungsbereich Grundstiicksteile der westlich der
Von-Raumer-Stral3e gelegenen bzw. nordw estlich der Konigsberger Stral3e
und stdostlich der Wassertridinger Stral3e bestehenden gew erblichen Nut-
zungen und Einrichtungen.

Im Abschnitt nérdlich der Karlsbader Straf3e beinhaltet das Plangebiet dstlich
angrenzend an die Bahnflachen Wohnbauflachen und ganz im Norden 6ffent-
liche Grinflachen (direkt stidostlich der Feuchtw anger StralRe“.
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Abb. 4: Luftbildausschnitt des Planungsbereiches (Geltungsbereich rot gestrichelt,
schematisch dargestellt, Darstellung genordet, 0. M.; Quelle: Bayern Atlas Plus)

Innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich beiderseits der Bahnanlagen
Baum-/Gehdlzbestand.

Die Gleisanlagen werden an drei Stellen von 6ffentlichen StraRenverkehrsfla-
chen gekreuzt, im Suden von der Luitpoldstral3e/Augsburger Stral3e, in der
Mitte von den Strafen ,Am Stauferw all/\VVon-Raumer-Straf3e” und Norden von
der Bechhofer Straf3e.

Bei den Fachen westlich des Geltungsbereiches handelt es sich gleichfalls
um Uberw iegend gew erbliche genutzte Siedlungsflachen.
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5 ANPASSUNG AN DIE ZIELE DER RAUMORDNUNG
51 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, Stand 09/2013)
5.1.1 Ziele der Raumordnung

Bauleitplane sind geméal3 8 1 Abs. 4 BauGB den Zielen

der Raumordnung an-

zupassen. Bei den Zielen der Raumordnung handelt sich im Gegensatz zu
den Grundsatzen der Raumordnung um verbindliche Vorgaben in Form von
raumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Trager der Raum-
ordnung abschlieRend abgew ogenen textlichen oder zeichnerischen Festle-
gungen, in Raumordnungsplanen zur Entwicklung, Ordnung oder Sicherung
des Raums. Damit haben die Ziele der Raumordnung Normcharakter. Die

Bauleitplanung ist diesen Zielen anzupassen.

Die Stadt Dinkelsbihl liegt laut der Strukturkarte (Anlage 2 zum LEP) im sog.
»Allgemeinen landlichen Raum® in der Region Nr. 8 ,Westmittelfranken* und

ist als ,Mittelzentrum* eingestuft (s. Abb. 5).
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Abb. 5: Ausschnitt aus der Strukturkarte (Anhang2 des LEPs

, Darstellung genordet,

0. M., Stadt Dinkelsbuhl grin gestrichelt markiert, Abgrenzung schematisch darge-

stellt, Quelle: Bayer. Staatsministeriumder Finanzen, fir L
Heimat)

andesentwicklung und

Nach dem LEP werden folgende, fir die vorliegende Planédnderung relevante

Ziele der Raumordnung konkretisiert:

,Die raumliche Entwicklung (...) ist nachhaltig zu gestalten. Bei Konflikten

zwischen Raumnutzungsanspriichen und o©kologischer Belastbarkeit ist
den 6kologischen Belangen Vorrang einzuraumen, wenn ansonsten eine

-8-
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5.1.2

w esentliche und langfristige Beeintréchtigung der naturlichen Lebens-
grundlagen droht (s. Kap. 1.1.2 (Z), LEP)."

* In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenent-
wicklung moglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulassig, wenn
Potenziale der Innenentw icklung nicht zur Verfigung stehen (s. Kap. 3.2
(2), LEP).

» Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem Bestand leistungsféhig zu erhalten
und durch Aus-, Um und NeubaumalRnahmen nachhaltig zu erganzen (s.
Kap. 4.1.1 (Z), LEP).

In der Zusammenschau ist festzustellen, dass die vorliegende Plandnderung
den Vorgaben, Planungs- und Entw icklungsabsichten sowie — insbesondere
den Zielen der Raumordnung — nicht zuw iderlauft. Auf die nachfolgenden In-
formationen in Teil A (,Begriindung®) und Teil B (,Umw eltbericht*) wird ver-
wiesen. Aus den dortigen Ausfiihrungen wird im Abgleich mit den vorgenann-
ten Zielen deutlich, wie der vorliegende Bauleitplan den Vorgaben der Raum-
ordnung angepasst w urde bzw . wie er diese berucksichtigt.

Grundsatze der Raumordnung

Unter den Grundséatzen der Raumordnung versteht man allgemeine Aussagen
zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben fir nach-
folgende Abw agungs- oder Ermessensentscheidungen. Sie dienen als Direk-
tiven fur nachfolgende Abw &gungsentscheidungen, sind jedoch im Wege der
Abw agung durch offentliche oder private Belange von hoherem Gew icht
Uiberw indbar.

Bezogen auf das vorliegende Vorhaben sind vor diesem Hintergrund folgende
Grundsatze der Raumordnung von Relevanz:

« Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert w erden.
Unvermeidbare Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen (s. Kap.
1.1.3 (G), LEP).

* Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen w erden,
insbesondere durch die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer
integrierten Siedlungs- und Verkehrsentwicklung (...), (s. Kap. 1.3.1 (G),
LEP).

« ,Die raumliche Wettbew erbsfahigkeit in Bayern soll durch Schaffung
bestmoglicher Standortqualitdten in wirtschaftlicher, 6kologischer und so-
zialer Sicht in allen Teilrdumen gestarkt werden. Dabei sollen im Wettbe-
werb um Unternehmen und Arbeitskrafte lagebedingte und w irtschafts-
strukturelle Defizite ausgeglichen werden, infrastrukturelle Nachteile ab-
gebaut sowie vorhandene Starken ausgebaut werden (Kap. 1.4.1 (G),
LEP).“

» Das regionale Verkehrswegenetz und die regionale Verkehrsbedienung
sollen in allen Teilrdumen als Grundlage fur leistungsfahige, bedarfsge-
rechte und barrierefreie Verbindungen und Angebote ausgestaltet w erden
(s. Kap. 4.1.2 (G), LEP).
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Die Verkehrsverhdltnisse (...) in stark frequentierten Tourismusgebieten
sollen insbesondere durch die Starkung des offentlichen Personenver-
kehrs verbessert werden (s. Kap. 4.1.3 (G), LEP).

Im landlichen Raum soll die Verkehrserschlie3ung w eiterentw ickelt und
die Flachenbedienung durch den offentlichen Personennahverkehr ver-
bessert werden (s. Kap. 4.1.3 (G), LEP).

,Das Netz (...) der Staats- und Kommunalstraf3en soll leistungsfahig erhal-
ten und bedarfsgerecht erganzt werden. Bei der Weiterentw icklung der
StraBeninfrastruktur soll der Ausbau des vorhandenen Stral3ennetzes be-
vorzugt vor dem Neubau erfolgen (s. Kap. 4.2 (G), LEP)."

Bei der Weiterentwicklung der Stral3eninfrastruktur soll der Ausbau des

vorhandenen Stral3ennetzes bevorzugt vor dem Neubau erfolgen (s. Kap.
4.2 (G), LEP).

Das Schienenw egenetz soll erhalten und bedarfsgerecht erganzt w erden
(s. Kap. 4.3.1 (G), LEP).

Den nachfolgenden Ausfihrungen in Teil A und Teil B ist zu entnehmen, w ie
die vorliegende FNP/LSP Anderung die vorgenannten Grundsatze der Raum-
ordnung bericksichtigt und/oder diese abgew ogen w urden. Demnach ist fest-
zustellen, dass die vorliegende Planung auch mit den Grundsétzen der
Raumordnung konform geht.

Regionalplan ,Westmittelfranken (8)“ (RP, Stand 10/2015)

Die Stadt Dinkelsbihl gehért zur Planungsregion ,Westmittelfranken (8)“ und

liegt gemal der Karte 1 ,Raumstruktur” im sog. ,Landlichen Teilraum dessen
Entw icklung nachhaltig gestarkt w erden soll”.

Die Stadt selber ist als ,Mittelzentrum* und als ,Bevorzugt zu entw ickelnder
zentraler Ort* ausgew iesen (s. Abb. 6).
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Abb. 6: Ausschnitt aus der Karte 1 ,Raumstruktur (Lage der Stadt Dinkelsbihl mit
weillem Pfeil markiert, Planausschnltt genordet, o. M., Quelle: www.region-
westmittelfranken.de)
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Die Stadt Dinkelsbihl liegt auf einer ,Entwicklungsachse von lberregionaler
Bedeutung” (BundesstralRe B 25) und auf einer ,Entw icklungsachse von regi-
onaler Bedeutung“ (Staatsstralle St 2220).

Die groRBraumigen Verkehrsverbindungen zu den Wirtschaftszentren Bayerns
und Baden-Wirttembergs sollen beschleunigt verbessert werden (A |, 3, RP).

Die Belange des Schutzes vor Verkehrslarm sollen verstarkt berticksichtigt
w erden in der Bauleitplanung und Verkehrsplanung der Mittelzentren (...) Din-
kelsbahl (...), (B XIl, 2.1.1, RP).

In der Region ist in Kooperation mit den angrenzenden Regionen, auch im
Hinblick auf die Starkung der Metropolregion Nurnberg, ein integriertes Ge-
samtverkehrssystem anzustreben (B V, 1.1.1, RP).

Durch die Weiterentwicklung der Verkehrsinfrastruktur soll die Erreichbarkeit
aller Gemeinden - insbesondere der zentralen Orte - verbessert sowie die

Verkehrssicherheit erhoht werden (B V, 1.1.2, RP).

Bei der w eiteren Entw icklung der Verkehrsinfrastruktur ist es von besonderer
Bedeutung, die Belange des offentlichen Personenverkehrs und des Individu-
alverkehrs verstarkt aufeinander abzustimmen (B V, 1.1.3, RP).

Eine verbesserte ErschlieRung der Tourismusgebiete, insbesondere auch
durch den o6ffentlichen Personennahverkehr, ist anzustreben (B V, 1.1.5, RP).

Die Anbindung der Region durch den Schienenfernverkehr soll erhalten und
w eiter ausgebaut werden (B V, 1.3.1, RP).

Es ist anzustreben, die straBenmalRige Anbindung der Region an den grof3-
raumigen und Uberregionalen Verkehr zu verbessern (B V, 1.4.1, RP).

Zur Verbesserung des grofRraumigen und Uberregionalen Verkehrs sollen im
Zuge der BundesstralRen notw endige Ortsumgehungen realisiert w erden (B V,
1.4.1.2, RP).

Landschaftliche Vorbehaltsgebiete und MalZnahmen, Erholungsschw erpunkte,
Naturpark, Nationalpark, Naturschutzgebiet und Landschaftsschutzgebiet sind
gemal der Karte 3 ,Landschaft und Erholung” im néaheren bzw . w eiteren Um-
feld des Anderungsgeltungsbereiches nicht vorhanden. Demnach liegen hier
keine Betroffenheiten vor.

Regionale Griinziige oder Trenngriin sind nach der Karte 3 im Planbereich
gleichfalls nicht ausgew iesen.

Den nachfolgenden Ausfihrungen in Teil A und Teil B ist zu entnehmen, wie
im Rahmen der vorliegenden vorbereitenden Bauleitplanungen die vorge-
nannten Ziele bzw. Grundsatze der Regionalplanung bertcksichtigt und/oder
abgew ogen wurden. Demnach ist in der Gesamtzusammenschau festzustel-
len, dass die vorliegende Planung auch den Zielen und Grundsatzen der Re-
gionalplanung nicht widerspricht.

6 BINDUNG AN UBERORTLICHE PLANUNGEN

Gemald 8§ 38 BauGB hat die Stadt Dinkelsbiihl im Rahmen der vorliegenden
vorbereitenden Bauleitplanung bauliche MaRRnahmen von (berértlicher Be-
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deutung auf Grund von Planfeststellungsverfahren oder aufgrund von sonsti-
gen Verfahren mit den Rechtsw irkungen einer Planfeststellung zu achten.

Derzeit lauft das Planfeststellungsverfahren mit integrierter Unmw eltvertraglich-
keitsprifung fir den Neubau der Ortsumgehung Dinkelsbiihl im Zuge der
Bundesstralie 25 (Bundesautobahn A 6 / Anschlussstelle Feuchtw angen-
Nord-Nordlingen) von Abschnitt 220 (Station 5,140 der B 25 bis Abschnitt 160,
Station 0,000 der StaatsstralRe St 2218 (Dinkelsbihl - Wassertriidingen) auf
dem Gebiet der Stadt Dinkelsbuhl.

Die Flachen des Anderungsgeltungsbereiches tangieren keine Flachen, die im
Zuge des vorgenannten Planfeststellungsverfahrens berihrt sind. Auf Grund-
lage der vorliegenden vorbereitenden Bauleitplanung ergeben sich im Hinblick
auf das vorgenannte Planfeststellungsverfahren keine Veranderungen/ Aus-
w irkungen baulicher Art.

Jedoch wurde auf die Verknipfung der vorliegenden Plandnderung mit dem
Planfeststellungsverfahren hingewiesen (s. hierzu Ausfihrungen in Teil A,
Kap. 2 ,Planungsanlass und Entw icklungsziel*). Insofern bestehen zwischen
dem Planfeststellungsverfahren und der 4. FNP-/LSP-Anderung ausschlieR-
lich planungsrechtliche Abhé&ngigkeiten, die vorliegend erkennbar berticksich-
tigt und gew Urdigt sind.

Dartber hinaus sind durch die vorliegenden Plananderungen w eder sonstige,
bereits bestehende, noch laufende Planungen bzw. Planfeststellungen
Uberortlicher Bedeutung, mittel-, oder unmittelbar betroffen.

7 INTERKOMMUNALES ABSTIMMUNGSGEBOT GEMASS §2
ABS. 2 BAUGB

Nach § 2 Abs. 2 BauGB qilt: ,,Bauleitplane benachbarter Gemeinden sind auf-
einander abzustimmen. Dabei koénnen sich Gemeinden auch auf die ihnen

durch Ziele der Raumordnung zugew iesenen Funktionen sow ie auf Ausw ir-
kungen auf ihre zentralen Versorgungsbereiche berufen.

Gegenuber welchen Nachbargemeinden diese Abstimmungspflicht besteht,
richtet sich nicht nach dem unmittelbaren Angrenzen der Gemeinden, sondern
nach den Inhalten der betreffenden Planung und ihrer konkreten Ausw irkun-
gen, da es fur den Nachbarbegriff im planungsrechtlichen Sinne nicht auf das
unmittelbare Angrenzen ankommt, sondern auf den Bereich der planungs-
rechtlichen Ausw irkungen des Vorhabens. Die Pflicht, die Bauleitplanung auf
die Belange anderer Gemeinden abzustimmen, kann damit je nach den Um-
standen des Einzelfalls auch w eiter entfernt liegende Gemeinden erfassen.

Bei der Berufung auf 8 2 Abs. 2 BauGB sind in diesem Sinne benachbarte
Gemeinden jedoch ausschlie3lich auf die ,Verteidigung“ ihrer stadtebaulich
ausgerichteten kommunalen Planungshoheit gegeniiber potenziellen, durch
die vorliegende Planung der Stadt Dinkelsbiihl ausgeldsten Beeintrachtigun-
gen beschrankt.

Unmittelbare, konkrete Auswirkungen bzw. Beeintrachtigungen gew ichtiger
Art liegen dann bei einer von der vorliegenden Planung betroffenen Nachbar-
gemeinde vor, wenn diese in ihren Mdglichkeiten eingeschrankt wird, die ei-
gene stadtebauliche Entwicklung und Ordnung noch eigenverantw ortlich len-
ken zu kdénnen.
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Vor diesem Hintergrund ist festzustellen:

» Keine der an das Gemeindegebiet angrenzenden, benachbarten Kommu-
nen (Stadt Feuchtwangen, Markt Schopfloch, Markt Durrwangen, Ge-
meinde Langfurth, Gemeinde Wittelshofen, Gemeinde Wilburgstetten,
Gemeinde Monchsroth, Gemeinde Wort, Gemeinde Fichtenau und Ge-
meinde Krel3berg) wird durch die vorliegende Plandnderung in ihrer durch
Ziele der Raumordnung zugew iesenen Funktion beeintrachtigt.

« An den Anderungsgeltungsbereich grenzen keine Bauleitplane benachbar-
ter Kommunen an, die durch die vorliegenden Anderung des FNPs/LSPs
beeintrachtigt und oder tangiert w erden kénnten.

» Der dem 8 2 Abs. 2 BauGB zugrunde liegende Rechtsgedanke der w ech-
selseitigen kommunalen Ricksichtnahme ist gew ahrt, da sich objektiv die
Stadt Dinkelsbiihl durch den Inhalt und die Art und Weise der vorliegen-
den Plan&nderung nicht in eine Konkurrenzlage zu anderen Gemeinden
bringt.

» Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche der Nachbarkom-
munen w erden durch die vorliegende Planung gleichfalls nicht ausgelost.

» Es ist nicht erkennbar, dass sich durch die vorliegende Plandnderung Fol-

gelasten (z. B. Ver- und Entsorgung, Verkehr, Immissionen usw.) auf die
Nachbarkommunen ergeben, die zu einem erheblichen und unzumutbaren
Anteil den Nachbargemeinden auferlegt werden, da die sich durch die
Streichung der bahnparallelen Trasse Folgeaspekte vollstandig innerhalb
des Gemeindegebietes von Dinkelsbihl bzw. der Innenortslage von Din-
kelsbuhl abgew ickelt w erden.

 Den raumlich direkt an das Gemeindegebiet von der Stadt Dinkelsbunhl
angrenzenden Nachbarkommunen wird von der vorliegenden Plandnde-

rung Kenntnis gegeben, in dem sie im Zuge der Trageranhdrungen am
Verfahren beteiligt w erden.

Demnach ist festzustellen, dass die Stadt Dinkelsbiihl auch der gesetzlichen
Vorgabe des Abstimmungsgebotes im gebotenen Mal? nachgekommen ist.

SONSTIGE RECHTLICHE UND/ODER TATSACHLICHE GEGE-
BENHEITEN

Schutzgebiete

Gemald Biotopkartierung Bayern/Flachland (aktuellster Stand via Internet-
Dow nload) befinden sich innerhalb des Anderungsgeltungsbereiches keine
amtlich kartierten Biotope.

Schutzgebiete in Anlehnung an Art. 13 BayNatSchG (Nationalparke), Art. 14
BayNatSchG (Biosphéarenreservate), Art. 16 BayNatSchG (Schutz bestimmter
Landschaftsbestandteile) in Verbindung mit den § 23 (Naturschutzgebiete),
§ 24 (Nationalparke, Nationale Naturmonumente), § 25 (Biosphéarenreserva-
te), 8 28 (Naturdenkméler) und 8 29 BNatSchG (Geschuitzte Landschaftsteile),
sow ie europarechtlich geschiitzte Gebiete (Natura-2000-Gebiete) sind im Gel-
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tungsbereich der 11. FNP-/LSP-Anderung nicht ausgew iesen und somit nicht
betroffen.

Im Umfeld auBerhalb des Anderungsgeltungsbereiches vorhandene, amtlich
kartierte Schutzgebiete sind in der Planzeichnung der 11. Anderung nachricht-
lich wiedergegeben.

GemalR Aussage und Darstellung der Internetplattform ,FIS-Natur Online
(FIN-Web) befinden sich innerhalb der Plangebiete gleichfalls keine Flachen,
die dem Okoflachenkataster des Bayerischen Landesamtes fur Umw elt (LfU)
gemeldet sind.

Gemall Aussage des Arten- und Biotopschutzprogrammes Bayern fir den
Landkreis Ansbach (ABSP, Stand 08/1996) sind innerhalb des Planande-
rungsgebietes keine Naturdenkmdler vorhanden. Demnach liegen auch unter
diesem Aspekt keine Erheblichkeiten vor.

Kultur-, Boden-, Baudenkmaler

Gemal? Bayern-View er-Denkmal (Bayerischen Landesamtes fir Denkmalpfle-
ge) sowie gemall Bayern Atlas Plus (Bayer. Staatsministeriums der Finanzen,
fir Landesentwicklung und Heimat) befinden sich innerhalb des Anderungs-
geltungsbereiches weder Baudenkméler, noch schitzensw erte bauliche En-
semble, noch sonstige landschaftspragende Denkméler. Diesbezlgliche Be-
lange w erden somit durch die vorliegende Planédnderung nicht tangiert.

Hingegen befinden sich innerhalb des Anderungsgeltungsbereiches Teilfla-
chen zw eier Bodendenkméler (s. Abb. 7).

Das in der Abbildung 7 mit Ziffer 1 gekennzeichnete Bodendenkmal tragt die
Bezeichnung ,Mittelalterlicher Burgstall* (Verfahrensstand: Benehmen nicht
hergestellt, Aktennummer D-5-6927-0203), das mit Nr. 2 gekennzeichnete ist
als ,Spatmittelalterliche Stadtbefestigung von Dinkelsbihl* (Verfahrensstand:
Benehmen nicht hergestellt, Aktennummer D-5-6927-0004) bezeichnet.
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Abb. 7: Darstellung derinnerhalbbzw. im Umfeld des Anderungsgeltungsbereiches
befindlichenBodendenkméler (Lage des Anderungsgeltungsbereiches mit gelb gestri-
chelter Linie markiert, Bodendenkméler flachig rot dargestellt und mit den Nummern 1
und 2 bezeichnet, Darstellung schematisch, genordet,o0. M., Quelle: www.geoportal.
bayern.de, Bayerischer Denkmal-Atlas)

Die genaue raumliche Abgrenzung der Bodendenkméler ist aus der Plan-
zeichnung der FNP-/LSP-Anderung ersichtlich.

Grundsatzlich gilt: Bodeneingriffe jeder Art sind genehmigungspflichtig. Sofern
bei Bauarbeiten o. 4. Bodendenkméler (u. a. Bodenverfarbungen, Holzreste,
Mauern, Metallgegenstande, Steingeréte, Scherben, Knochen usw.) zu Tage
treten sollten, sind diese gemal Art. 8 Abs. 1 BayDSchG grundsatzlich dem
Bayerischen Landesamt fur Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutz-
behérde zu melden. Die Fundstelle ist unverandert zu belassen (Art. 8 Abs. 2
BayDSchG). Die Fortsetzung der Erdarbeiten bedarf der vorherigen Geneh-
migung (Art. 7 Abs. 1 BayDSchG).

Altlasten

Die Flachen des Anderungsgeltungsbereiches sind im Altlastenkataster des
Landkreises Ansbach nicht aufgefihrt.

Grundsétzlich ist erfahrungsgemafld nicht auszuschlieRen, dass bei den im
Plananderungsgebiet vorhandenen Bahnanlagen eine Kontamination des Un-
tergrundes vorliegt.

Daher gilt bereits auf der Ebene dieser vorbereitenden Bauleitplanung folgen-
der Hinweis: Sollte im Rahmen von Erdarbeiten unerw arteter Weise Boden
vorgefunden werden, der durch seine Beschaffenheit (Fremdbestandteile,
Verfarbung, Geruch o. &.) einen Altlastenverdacht vermuten lasst, so wird vor-
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sorglich darauf hingew iesen, dass die Erdarbeiten sofort einzustellen sind. Die
zustandigen Stellen am LRA Ansbach sind in diesem Fall umgehend zu ver-
standigen.

Weiterhin ist bei einem Altlastenverdacht die Einbindung eines privaten Sach-
verstandigen nach 8§ 18 BBodSchG angezeigt.

Hochwasser-, Trinkwasser-, Heilquellenschutzgebiete, wassersen-
sible Bereiche, Grundwasser

Der Anderungsgeltungsbereich liegt gemaR Auskunft des Informationsdiens-
tes Uberschw emmungsgefahrdeter Gebiete (IUG, Bayer. Landesamt fiir Um-
w elt) nicht im Bereich folgender Flachen:

* Heilquellenschutzgebiete

e Geschitzte HQ,q, - Gebiete

* Hochw assergefahrenflachen

« Vorlaufig gesicherte bzw . festgesetzte Uberschw emmungsgebiete
* Vorranggebiete fur die Trinkw assergew innung

» Wassersensible Bereiche

e Trinkw asserschutzgebiete

Angaben zum niedrigsten, mittleren oder héchsten Grundw asserstand sow ie
dem Vorhandensein von Schichtenw asser kdnnen nicht gemacht w erden. Es
wird empfohlen, im Bedarfsfall ein Baugrundgutachten in Auftrag zu geben,
um dadurch auch Rickschlisse auf die ortlichen Grundw asserstande sow ie
auf den Baugrund an sich gew innen zu kénnen.

Der Schutz baulicher Anlagen vor ggf. vorhandenen hohen Grundw asser-
standen, vor oberflachig ungeordneten abflieRenden Wasser und/oder dri-
ckendem Wasser obliegt dem Bauherrn. Entsprechende, ggf. notw endige Ob-
jektschutzmalRnahmen liegen im privaten Zustandigkeitsbereich.

Als Schutz gegen Wasser wird bei Bedarf eine Abdichtung aller erdberihrten
Bauteile gegen driickendes Wasser nach DIN 18195-6 Abschnitt 8 oder durch
WU-Beton nach DIN 1045 empfohlen.

Im Zuge der eventuellen Erdaushubarbeiten zur Erstellung von Baugruben
0. &. kann nicht ausgeschlossen werden, dass Grund- und/oder Schichten-
w asser angetroffen bzw . angeschnitten w erden, es zu partiellen Wasseraus-
tritten kommen kann und z. B. im Zuge kinftiger Bauausfiihrungen Maf3nah-
men zur Wasserhaltung notw endig w erden kdnnten.

Solite im Zuge eventueller Baumalnahmen eine voribergehende Absenkung
bzw . eine Entnahme von Grundw asser (Bauw asserhaltung) notw endig w er-
den, so stellt dies jew eils einen Benutzungstatbestand nach § 9 WHG dar und
bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach §8 WHG i. V. m. Art. 70

BayWG. Der Antrag zur Genehmigung von Bauw asserhaltungsmal3nahmen
im vereinfachten Verfahren ist an das zustandige LRA Ansbach zu richten.
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Permanente Grundw asserabsenkung kénnen grundsatzlich nicht befirw ortet
w erden. Darauf ist im Rahmen kinftig potenzieller konkreter Bauleitplanungen
hinzuw eisen.

In der vorliegenden Planzeichnung sind die Grenzen des festgesetzten Uber-
schw emmungsgebietes fur das HQ,q (Abgrenzung ist identisch mit dem
HQexwrem) der WOrnitz sow ie sog. w assersensible Bereiche dargestellt.

Die bisherige Plandarstellung des wirksamen FNPsS/LSPs w eist die wasser-
sensiblen Bereiche noch nicht aus.

Beide Flachentypen liegen 6stlich auRerhalb des Anderungsgeltungsberei-
ches und sind in der vorliegenden Planzeichnung nachrichtlich dargestelit.

Sonstige Schutzguter

An sog. sonstigen Schutzgitern befinden sich innerhalb des Anderungsgel-
tungsbereiches insbesondere folgende Enrichtungen, baulichen Anlagen o. a.

» Bahnanlagen inkl. aller damit in Verbindung stehenden Anlagenteile
+ Offentliche StraRenverkehrsflachen

» Privatgrundstiicke mit Gebaude inkl. aller damit in Verbindung stehenden
Einrichtungen und Anlagen

In der Zusammenschau ist festzustellen, dass durch die reine Streichung des
Trassenkorridors die in der Planzeichnung bereits darunter dargesteliten Ubri-
gen Nutzungsarten gegenuiber diesen Schutzgitern keine neuen Erheblich-
keiten auslosen konnen, die ohnehin nicht bereits zulassig gew esen bzw . bei
der Aufstellung des Urplanes beriicksichtigt worden w aren. Gegentiber dem
Bestand (Status quo) ergeben sich daher keine planungsrechtlichen Ande-
rung.

Im Rahmen der 11. Anderung des FNPs/LSPs wird die ,bahnparallele Trasse*
der Uberortlichen HauptverkehrsstraRe aufgeldst; somit kann man feststellen,
dass auch die sonstigen Schutzgiiter durch die Anderung nicht betroffen w er-
den.

PLANUNGSINHALTE UND DARSTELLUNGEN DER 11. FNP-/
LSP-ANDERUNG

GemalR 81 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpldne eine nachhaltige stadtebauliche
Entw icklung - die die sozialen, wirtschaftlichen und umw eltschiitzenden An-
forderungen auch in Verantw ortung gegentber kiinftigen Generationen mitei-
nander in Enklang bringt sowie eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende,
sozialgerechte Bodennutzung gew ahrleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine
menschenw Urdige Umw elt zu sichern, die natirlichen Lebensgrundlagen zu
schitzen und zu entw ickeln sow ie den Klimaschutz und die Klimaanpassung -
insbesondere auch in der Stadtentw icklung zu férdern sow ie die stadtebauli-
che Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu
entw ickeln.

-17 -



[ -

Stadt Dinkelsbuhl, Landkreis Ansbach @)
11. Anderung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes l&

9.1

9.11

9.1.2

9.1.3

9.14

Art und Mal3 einer kiinftigen baulichen Nutzung sow ie die gestalterisch im Zu-
ge der konkreten Bauleitplanung festzusetzenden Vorgaben sollten sich an
der vorhandenen Umgebungsbebauung orientieren, um somit das vorherr-
schende, charakteristische stadtebauliche Gesamterscheinungsbild zu erhal-
ten und w eiterentw ickeln zu kdnnen.

Planungsrechtliche Inhalte und Darstellungen
Artder baulichen Nutzung

Gegenuber der bisherigen Darstellung der Planzeichnung ergeben sich unter
diesem Aspekt im Rahmen der 11. Anderung keine Veranderungen. Demnach
w erden die bisher dargestellten ,Wohnbauflachen (W)* gemafl? § 1 Abs. 1 Nr.
1 BauNVO und die ,Gew erbliche Bauflachen (G)* gemal § 1 Abs. 1 Nr. 3
BauNVO in unveranderter Art und Weise dargestellt. Einziger Unterschied: Sie
werden durch den beabsichtigten bahnparallelen Trassenkorridor nicht mehr
Uberlagert.

Eine Spezifizierung der Art der baulichen Nutzung hat im Bedarfsfall im Rah-
men der konkreten Bauleitplanung zu erfolgen.

Mal3 der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung ist - sofern nicht bereits geschehen - im Zuge
der konkreten Bauleitplanungen festzusetzen. Dabei sollte sichergestellt w er-
den, dass Uberdimensionierte Baumassen kinftiger Baukorper unter Berlck-
sichtigung ihrer spezifischen ortlichen Lage, den ortlichen Verhéltnisse und
der Topographie sowie der Bebauung in der Nachbarschaft ausgeschlossen
sind bzw . diese aneinander angepasst w erden. Konkrete Festsetzungen (z. B.
zur Geschossigkeit, der Hohenlage der Erdgeschossniveaus, Traufhohen, der
Grundflachen- und der Geschossflachenzahl usw.) sollten sich demnach am
baulichen Bestand im Umfeld orientieren.

Bauw eise, Baulinien, Baugrenzen

Im Zuge der konkreten Bauleitplanung sind - sofern nicht bereits geschehen -
die zukinftig Uberbaubaren Grundstiicksflachen durch Baugrenzen kenntlich
zu machen. AulRerdem sind Angaben zur Bauw eise sow ie im Bedarfsfall zur
Gebaudestellung zu machen.

Flachen fir den Uberdrtlichen Verkehr und fiir die drtliche Hauptverkehrsziige

Die im Anderungsgeltungsbereich vorhandenen sonstigen uberortlichen und
Ortichen Hauptverkehrsstralen gemalR 85 Abs.2 Nr. 3 BauGB (St 2220
Bechhofener StralRe, OrtstralRe Am Stauferw all/\VVon-Raumer-Stral3e, B 25 und
Augsburger Stral3e) und die ,Bahnanlagen” gemal? 8 5 Abs. 2 Nr. 3 BauGB,
sind gegenliber dem bis dato wirksamen FNP/LSP in der vorliegenden Plan-
zeichnung der 11. Anderung unveréandert dargestellt.
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9.151

9.152

Hingegen wurde die Darstellung der bis dato in Nord-Sud-Richtung geplanten
Uberortlichen, bahnparallelen Hauptverkehrsstrale aus der Planzeichnung

entfernt. Dies stellt gegeniiber dem wirksamen FNP/LSP die einzige Anderung
dar.

Die Begriindung fir diese Streichung ist den Ausfihrungen in Teil A, Kapitel 2
(,Planungsanlass und Entw icklungsziel“) zu entnehmen.

Hauptversorgungs- und Hauptabw asserleitungen
Abw asserentsorgung

Diesbeziglich konkrete Vorgaben und Aussagen sind - sofern nicht bereits
geschehen - im Rahmen der konkreten Bauleitplanung zu machen.

Grundsatzlich gilt: Bei der Entwasserung ggf. tieferliegender Raume ist die
DIN 1986 zu beachten (Schutz gegen Riickstau).

Analog den bestehenden Verhaltnissen vor Ort ist - sofern nicht bereits ge-
schehen - im Rahmen der konkreten Bauleitplanung fir Entsorgungsleitungen
eine unterirdische Verlegew eise festzusetzen.

Niederschlagsw asser

Das anfallende Niederschlagsw asser ist, gemalR den vor Ort bereits vorhan-
denen bzw. angelegten Verhaltnissen, abzuleiten. Diesbezuglich konkrete
Vorgaben und Aussagen sind - sofern nicht bereits geschehen - im Rahmen
der konkreten Bauleitplanung zu machen.

Analog den bestehenden Verhaltnissen vor Ort ist - sofern nicht bereits ge-
schehen - im Rahmen der konkreten Bauleitplanung auch fir Versorgungslei-
tungen eine unterirdische Verlegew eise festzusetzen.

Regenw asser sollte auf den jew eiligen Baugrundstiicken zur Versickerung
gebracht werden, sofern dies aufgrund der jew eiligen ortlichen Baugrundver-
héltnisse moglich ist. Im Falle einer ortlichen Versickerung sind folgende Vor-
gaben zu beachten:

e Der Abstand zum mittleren Grundw asserstand (ab Unterkante Versicke-
rungsanlage) muss mindestens einen Meter betragen.

» Ene Versickerung ist nur zuldssig, sofern sich keine Altlasten im Boden
befanden/befinden.

* Auch Schichtenw asser ist dem Grundw asser zugeordnet. Daneben ist die
Behandlungsbedurftigkeit des Regenw assers zu prifen und bei der Beur-
teilung und Wahl der Versickerungsart zu beachten.

e Zur Sicherstellung einer ordnungsgemalen Niederschlagsw asserbeseiti-
gung ist das DWA-Merkblatt M 153 (Handlungsempfehlungen zum Um-
gang mit Regenw asser) sow ie das DWA-Arbeitsblatt A 138 zu beachten.

» Soliten befestigte FHachen dber 1.000 n? entw assert werden, ist die
Durchfihrung eines w asserrechtlichen Verfahrens unter Vorlage entspre-
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chender Planunterlagen (4-fach) beim LRA Ansbach, Fachbereich Was-
serrecht, zu beantragen. Es wére ein qualitativer und quantitativer Nach-
weis und eine Bew ertung der Niederschlagsw assereinleitung nach dem
ATV Merkblatt M-153 zu fihren. In dieser Nachw eisflihrung w aren samtli-
che versiegelte Flachen aus dem betreffenden Bereich zu berlcksichti-
gen.

» Ene dezentrale Versickerung kann ggf. bei Einhaltung der Anw endungs-
grenzen unter die Niederschlagsw asserfreistellungsverordnung (NWFreiV)
fallen.

e Fur die Ableitung bzw . Versickerung von Oberflachenw asser sind die Nie-
derschlagsw asserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die Technischen
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagsw asser
in das Grundw asser (TRENGW) bzw . in Oberflachengew dsser (TRENOG)
zu beachten.

Auf Dachflachen kiinftig anfallendes Regenw asser kann als Brauchw asser
verw endetw erden. Bei der Nutzung von Regenw &ssern wird auf die einschla-
gigen DIN-Vorschriften, hygienischen Bestimmungen und Auflagen hingew ie-
sen. Der Bau von Zisternen auf den Privatgrundstiicken ist zulassig und wird
empfohlen.

Sollten Regenw assernutzungsanlagen (Zisternen) eingebaut w erden, sind die
Belange der Trinkw asserverordnung (TVO) und der DIN 1988 zu beachten
und diese miissen Uber die Kreisverw altungsbehdrde (TVO § 17) angezeigt
w erden.

Hinw eise: Regenw assersammelbehdlter (Zisternen) sind aus wasserw irt-
schaftlicher Sicht grundsatzlich zu befirw orten, da diese u. a. einer Abfluss-
verscharfung zumindest teilw eise entgegenw irken kénnen. Hierbei ist aber
folgenden Sachverhalt zu beachten: Zisternen fangen Regenw asser auf, bis
sie voll sind. Fir nachfolgende Regenereignisse steht nur so viel Speicher-
raum zur Verfligung, wie zwischenzeitlich Brauchw asser entnommen w urde.
Das zur Speicherung von Regenw asser mafligebende Volumen hangt somit
ganz entscheidend vom Wasserverbrauch ab. Ohne gesicherten Verbrauch
(die alleinige Nutzung zur Gartenbew &sserung genugt hier nicht), oder ohne
gedrosselte Entleerung bleibt die Zisterne gefulit und kann kein Regenw asser
mehr aufnehmen. Diese Zisternen bendtigen deshalb einen Uberlauf. Das
Uberlaufw asser ist ordnungsgemaRl zu beseitigen. Als Riickhalteanlagen zur
Verminderung der Abflussverscharfung im Sinne des DWA-M 153 durfen Zis-
ternen nicht angerechnet w erden.

Trinkw asser, Elektrizitat, Telekommunikation

Kinftige Bauflachen kdnnen an die vorhandene, zentrale Wasserversorgung
angeschlossen w erden.

Die Stromversorgung und die fur die Kommunikation notw endigen Infrastruk-
tureinrichtungen sind durch die jew eiligen Grundstiickseigentiimer in Abstim-
mung mit den zustandigen Spartentragern zu errichten.
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9.1.7

Im Rahmen der konkreten Bauleitplanung ist - sofern nicht bereits geschehen
- hier eine unterirdische Verlegew eise festzusetzen, da dies der jew eiligen
Verlegew eise vor Ort entspricht.

Grinflachen

Die innerhalb des Anderungsbereiches auf Fl.-Nr. 1046/12 (Gmkg. Dinkels-
buhl) im wirksamen FNP/LSP bereits dargestelite ,Offentliche GrUana_(_:hen“
gemall 85 Abs. 2 Nr. 5 BauGB wurden in die Planzeichnung der 11. Ande-
rung unverandert bernommen.

Immissionsschutz

Verkehrslarm:

Der Anderungsbereich liegt im Einw irkungsbereich von Verkehrslarmguellen
(Bahnanlagen, StaatsstraRe, Bundesstral3en Ortsstraf3e). Darauf ist — sofern
noch nicht bereits geschehen - im Rahmen der jew eiligen konkreten Bauleit-
planung hinzuw eisen und inhaltlich einzugehen.

Gewerbeldrm:

Auf den innerhalb des Plangebietes vorhandenen und zuldssigen Gew erbe-
larms wird hingew iesen.

Im Zuge von Neuausw eisungen sind im Bedarfsfall auf der Ebene der konkre-
ten Bauleitplanung Uber schalltechnische Untersuchungen o. &. geeignete Mit-
tel nachzuweisen, dass unzuldssige Emissionen auf benachbarte/an-
grenzende Nutzungen und umgekehrt unzulassige Immissionen auf innerhalb
des Plangebietes gelegene Nutzungen ausgeschlossen sind.

Entsprechend sind im Rahmen der konkreten Bauleitplanung im Bedarfsfall
larmtechnische Festsetzungen hinsichtlich des aktiven und passiven Schall-
schutzes zu treffen.

Bahnanlagen:

Auf die von den Bahnanlagen auf die angrenzenden Nutzungen - insbesonde-
re auf die benachbarten Wohnbauflachen und gemischten Bauflachen einge-
henden Larmemissionen - wird hingew iesen. Auch hier gilt, dass im Bedarfs-
fall von den Bahnanlagen ausgehende Emissionen im Rahmen der konkreten
Bauleitplanung zu untersuchen sind. Entsprechend sind im Rahmen der kon-
kreten Bauleitplanung im Bedarfsfall larmtechnische Festsetzungen hinsicht-
lich des aktiven und passiven Schallschutzes zu treffen.

Grundsétzlich gilt, dass Anspriche gegen den Betreiber der Bahnanlage aus
dem gew Ohnlichen Betrieb der Eisenbahn in seiner jew eiligen Form seitens
des Antragsstellers, Bauherrn, Grundstickseigentiimers oder sonstiger Nut-
zungsberechtigter ausgeschlossen sind.

Insbesondere sind Immissionen wie Erschitterung, Larm, Funkenflug, elekt-
romagnetische Beeinflussungen und dergleichen, die von Bahnanlagen
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und dem gew Ohnlichen Bahnbetrieb ausgehen, entschadigungslos hinzuneh-
men. Ebenso sind Abwehrmal3nahmen nach § 1004 BGB in Verbindung mit
§ 906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), die durch
den gew 6hnlichen Bahnbetrieb in seiner jew eiligen Form veranlasst w erden
konnten, ausgeschlossen.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Zur Verhinderung potenzieller negativer Ausw irkungen auf das Siedlungsbild
sind - sofern nicht bereits geschehen - im Zuge der konkreten Bauleitplanung
zu beachtende Vorgaben, insbesondere zu den Aspekten ,Abstandsflachen®,
,pDach-/Fassadengestaltung”, ,Beleuchtung”, ,Stellplatze/Garagen”, ,Unterge-
ordnete Nebenanlagen“ usw ., zu machen.

Im Rahmen der konkreten Bauleitplanung sollte auf Grundlage der Vorgaben
der Bekanntmachung Uber die Einhaltung der Versickerungsfahigkeit von Fl&-
chen (MABI Nr. 10/1985) festgesetzt werden, dass ausschlie3lich die hoch
beanspruchten und tatséchlich notwendigen Betriebsein- und -ausfahrten,
Aufstellflachen, Be-, Entlade- und Anlieferzonen, Lager- und Abstellflachen
sowie die ErschlieBungsstraien in gebundenen Bauw eisen (Asphalt) ausge-
fuhrt w erden durfen.

Alle sonstigen zu befestigenden Nebenflachen (FulRw ege, Eingangsbereiche,
Fahrradstellplatze, Milllagerplatze, Gebaudevorflachen, Pkw -Stellplatze, o. &.)
soliten demnach in teilversickerungsfahigen Bauw eisen ausgefiihrt werden
(Schotterrasen, Rasenpflaster, sickerfahiges Betonporenpflaster, Pflaster mit
Rasen-/Splittfugen, w assergebundene Bauw eisen).

Hinsichtlich des Themas Feuerw ehrzufahrten und Feuerw ehraufstellflachen
sind die die Anforderungen an Flachen fir die Feuerw ehr gemaR Art. 5 Bay-
BO zu beachten. Weiterhin sind die Vorgaben der Richtlinie tber Flachen fur
die Feuerwehr sowie die der DIN 14 090 einzuhalten. Entsprechende Nach-
weise (auch zum Thema der Léschw asserversorgung) sind im Rahmen der
Bauvorlage zu fihren. Hierauf ist - sofern nicht ohnehin bereits geschehen -
im Rahmen der konkreten Bauleitplanung hinzuw eisen.

Weiterhin ist im Zuge der konkreten Bauleitplanung auf Art. 7 Abs. 1 BayBO
zu verw eisen. Demnach sind die nicht mit Gebauden oder mit vergleichbaren
baulichen Anlagen Uberbauten Fachen zu begriinen und zu bepflanzen bzw.
w asseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen, sow eit dem nicht die Er-
fordernisse einer anderen zulassigen Verw endung der Flachen entgegenste-
hen.

Zum Schutz nachtaktiver Insekten, Falter und dgl. sollte im Rahmen der kon-
kreten Bauleitplanung festgesetzt werden, dass fur die Freiraum und Stra-
Benbeleuchtung innerhalb kinftiger Bauflachen bzw. entlang kinftiger Ver-
kehrsflachen, ausschlielich Natriumdampflampen ohne UV-Anteil im
Lichtspektrum oder LED-Lampen verw endet w erden dirfen.
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Gestalterische Ziele der Griinordnung

Auf den besonderen Schutz des Oberbodens und die sonstigen Vorgaben
zum Umgang und zum Schutz von Boden nach DIN 19731 und 812
BBodSchV ist u. a. im Rahmen der konkreten Bauleitplanung hinzuw eisen.
Zum Schutz der Ressource Boden gilt fir jede Baumal3nahme, dass anfallen-
der Oberboden vor Baubeginn profilgerecht abzutragen und in Mieten zu la-
gern ist. Er soll bevorzugt im Bereich von Gehdlz- und Ansaatflachen wieder
eingebracht w erden oder ist extern als Oberboden w iederzuverw enden.

Bei den nicht versiegelten Flachen soll der Boden wieder seine naturlichen
Funktionen erfillen kdnnen, d. h. die Bodenschichten sind wieder so aufzu-
bauen, wie sie natlrlicherw eise vorhanden waren. Durch geeignete techni-
sche MaRnahmen sollen Verdichtungen, Vernassungen und sonstige nachtei-
lige Bodenveranderungen im Rahmen von Gelandeaufflllungen w eitest mog-
lich vermieden w erden.

Auf eine bodenschonende Ausfuhrung kinftiger Bauarbeiten unter zu Hilfe-
nahme von giltigen Regelw erken und Normen (z. B. DIN 19 371) ist zu ach-
ten.

Zur Vermeidung von Ausw irkungen auf das Schutzgut Grundw asser sind im
Rahmen der konkreten Bauleitplanung MalRnahmen zur Forderung der
Grundw asserneubildung festzusetzen (Verwendung offenporiger, wasser-
durchldssiger Beldge im Bereich von Stellplatzen, Zufahrten und Nebenfla-
chen, Versickern und Speicherung von Oberflachenw asser auf den Grundsti-
cken usw .).

Das auf den Dachflachen anfallende Regenw asser kann als Brauchw asser
verw endet w erden. Bei der Nutzung von Regenw asser wird auf die einschla-
gigen DIN-Vorschriften, hygienischen Bestimmungen und Auflagen hingew ie-
sen. Der Bau von Zisternen ist zulassig und w ird empfohlen.

Die nicht Gberbauten privaten Grundstlcksflachen sind gemafld den Vorgaben
der BayBO gartnerisch anzulegen, zu bepflanzen, zu pflegen und zu unterhal-
ten. Hierfir sind im Rahmen der konkreten Bauleitplanung entsprechend An-
gaben (Arten, Mindestpflanzqualitdten usw.) zu machen.

Die Verw endung nicht heimischer Gehdlze fir die Durchfihrung im Rahmen
der konkreten Bauleitplanung festzusetzender Eingrinungsmaflnahmen sow ie
fur Bepflanzungen im Bereich notw endiger Ausgleichsflachen ist unzulassig.

Bei der Ausw ahl und Festsetzung von Obstbaumarten im Rahmen der konkre-
ten Bauleitplanung sollte auf die Verw endung bew ahrter, alter frankischer, ro-
buster und moglichst krankheitsresistenter Arten zuriickgegriffen w erden.

Durch kinftige Gehdlz- und Baumpflanzungen sow ie die w eitestgehende Re-
duzierung versiegelter Flachen soll die Rickstrahlung - und damit verbunden -
eine Temperaturerhdhung innerhalb des Anderungsgeltungsbereiches mini-
miert w erden.

MaRnahmen zur Dachbegrinung sind grundsatzlich zuldssig und win-
schensw ert. Der Einsatz von Grindachern verbessert die Wasserruckhaltung
in der Flache, kompensiert teilw eise notw endige Flachenversiegelungen und
reduziert die Flachenabflussw erte. Gleichzeitig unterstutzt die Dachbegrinung
das Binden von Staub und mindert die durch das Aufheizen von Dachflachen
bedingte Rickstrahlung. Damit einher geht gleichfalls eine Steigerung der
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Verdunstungsrate und eine, wenn auch geringe, klar lokal begrenzte Ab-
schwachung von Temperaturspitzen (durch Verdunstungskalte) im direkten
Umfeld dieser baulichen Anlagen. Fassadenbegrinung ist zulassig und wird
empfohlen. Beide MaRnahmen dienen auch der Minderung der Rickstrahlung
im Zuge der Fassaden- und Dachflachenaufheizung.

Die Pflanzabstédnde zu den Nachbargrundstiicken regeln sich nach Art. 47 und
Art. 48 des AGBGBs (Ausfiihrungsgesetzt zum Birgerlichen Gesetzbuch) fir
den Freistaat Bayern.

Zwischen kunftig geplanten bzw. festgesetzten Baumstandorten und beste-
henden bzw. geplanten Ver- und Entsorgungsleitungen ist nach dem DVGW
Regelw erk, Arbeitsblatt GW 125 ,Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer
Versorgungsleitungen“ ein Abstand von 2,50 m einzuhalten. Baume/Straucher
durfen aus Grinden des Gehdlzschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand
von 2,50 m zu Trassenachsen gepflanzt w erden. Wird dieser Abstand unter-
schritten, so sind im Envernehmen mit dem zusténdigen Spartentrager ge-
eignete SchutzmafRnahmen durchzufiihren. Die Hinw eise im "Merkblatt tber
Baumstandorte und elektr. Versorgungsleitungen und Entsorgungsleitungen
(Hrsg.: Forschungsanstalt fur StraRenbau und Verkehrswesen) bzw. die ein-
schlagige DVGW-Richtlinie GW 125 sind zu beachten.

Artenschutzrechtliche Festsetzungen

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbesténde sind im Bedarfsfall
im Rahmen der konkreten Bauleitplanung z. B. konkrete Vorgaben zu Schon-
und Ruhezeiten (z. B. fur die Durchfuhrung von Baunféllarbeiten, Baufeld-
freimachung usw.) potenziell betroffener Artengruppen o. &., zu bericksichti-
gen und vorzugeben. Hierbei ist eine spezielle artenschutzrechtliche Prifung
(saP) durchzufiihren und vorzulegen.

FLACHENBILANZ

Der vorliegende Geltungsbereich umfasst eine Hache von gerundet ca.
4,27 ha und setzt sich wie folgt zusammen:

Wohnbauflachen: 0,029 ha 0,68 %
Gew erbliche Bauflachen: 0,653 ha 15,29 %
Bahnanlagenflachen: 2,984 ha 69,87 %
Verkehrsflachen: 0,485 ha 11,36 %
Grunflachen: 0,120 ha 2,80 %
GeltungsbereichsgrofRe gesamt: 4,271 ha 100,00 %
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12

12.1

12.2

GESETZE, RICHTLINIEN, VERORDNUNGEN, DIN-NORMEN

Aus planungsrechtlicher und bauleitplanerischer Sicht gelten die in Teil A, Ka-
pitel 1 aufgefiihrten Gesetze und Verordnungen.

Die in den textlichen Festsetzungen sowie der Begriindung in Bezug genom-
menen DIN-Vorschriften werden durch die Stadt Dinkelsbihl, (Rathaus, Stadt-
bauamt, Zimmer 2.08, 2. Stock, Segringer Strale 30, 91550 Dinkelsbihl) zur
BEinsicht bereitgehalten und kdnnen dort zu den Ublichen und bekannten
Dienstzeiten oder nach Voranmeldung kostenfrei eingesehen w erden.

Dartber hinaus stehen insbesondere die im Rahmen der Planung zitierten
bzw. zu Grunde gelegten Gesetze, Richtlinien und Verordnungen usw. im In-
ternet bzw . in 6ffentlichen Bibliotheken fir jedermann zur Ensicht frei zur Ver-
flgung.

VERFAHREN

Gewabhlte Verfahrensart

Die Durchfilhrung der 11. FNP-/LSP-Anderung erfolgt auf Grundlage des
durch das BauGB vorgegebenen Regelverfahrens mit der frithzeitigen Offent-
lichkeitsbeteiligung gemal? 8 3 Abs. 1 BauGB bzw . der frihzeitigen Behdrden
und Tragerbeteiligung gemal § 4 Abs. 1 BauGB, sow ie der formlichen Offent-
lichkeitsbeteiligung gemal 8§ 3 Abs. 2 BauGB bzw. der formlichen Behorden-
und Tragerbeteiligung gemal § 4 Abs. 2 BauGB.

Behotrden- und Tréagerbeteiligung

Damit eine Beteiligungspflicht entsteht, missen die Behdrden und die sonsti-
gen Trager offentlicher Belange in einem stadtebaulich relevanten Belang be-
troffen sein, der ihrem Aufgabenbereich unterfallt und der die Inhalte und den
Festsetzungskatalog gemafl? 8 9 Abs. 1 BauGB betrifft.

Aus diesem Grund w urden/w erden am Bauleitplanverfahren die nachfolgend
aufgefuhrten Trager offentlicher Belange und Behorden beteiligt, da bei diesen
im Zuge der vorliegenden Bauleitplanung betroffene Belange gesehen wur-
den/w erden bzw . davon ausgegangen w urde/w ird, dass diese bei der Grund-
lagenermittlung w esentliche Informationen und Hinw eise beisteuern kénnen,
auf deren Grundlage das Erstellen eines Planentw urfes méglich w ird:

Landratsamt Ansbach, Ansbach

Regierung von Mittelfranken, Ansbach

Regionaler Planungsverband Westmittelfranken, Ansbach
Wasserw irtschaftsamt Ansbach, Ansbach

o s~ e Ddh ke

Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Dienststelle Ans-
bach, Ansbach

6. Bayerisches Landesant fir Denkmalpflege, Nurnberg
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10.
11.
12.
13.
14.
15.
16.
17.
18.
19.
20.
21.
22.
23.
24.
25.
26.
27.
28.
29.
30.
31.
32.
33.
34.
35.
36.

Amt fur Erndhrung, Landw irtschaft und Forsten, Ansbach
Amt fUr Landliche Entw icklung Mittelfranken, Ansbach

Bayerischer Bauernverband, Geschéftsstelle Ansbach

Handw erkskammer fir Mittelfranken, Nurnberg

Industrie- und Handelskammer fir Mittelfranken, Ansbach
Stadtw erke Dinkelsbihl, Dinkelsbiihl

Deutsche Bahn AG, Nirnberg

Eisenbahn Bundesamt, Nirnberg

Verkehrsverbund GrofRraum Nirnberg GmbH, Nirnberg
Deutsche Telekom Technik GmbH, Nirnberg

Kabel Deutschland Vertrieb u. Service GmbH, Nurnberg
TenneT TSO GmbH, Bamberg

PLEdoc, Essen

Main Donau Netzgesellschaft mbH, Niurnberg

Bund Naturschutz in Bayern e. V., Kreisgruppe Ansbach, Ansbach

Landesbund fir Vogelschutz, Geschéaftsstelle Ansbach, Ansbach

Kreisheimatpfleger Herr Brehm, Rothenburg ob der Tauber
Stadtheimatpfleger Herr Weigel, Dinkelsbinhl

Kreisbrandrat Herr Muller, Dinkelsbuhl

Freiw illige Feuerw ehr Dinkelsbihl, Dinkelsbinhl
Stadt Feuchtw angen

Markt Schopfloch

Markt Dlrrw angen

Gemeinde
Gemeinde
Gemeinde
Gemeinde
Gemeinde
Gemeinde
Gemeinde

Langfurth
Wittelshofen
Wilburgstetten
Mdnchsroth
Wort
Fichtenau
Krel3berg

Weitere Stellen wurden/w erden nicht beteiligt, da ihre wahrzunehmenden Be-
lange von der Plandnderung nicht bertihrt w aren/w erden.

Verfahrensverlauf

Die 11. FNP-/LSP-Anderung wird nach dem im BauGB vorgegebenen Verfah-
ren aufgestellt. Folgende Verfahrensschritte sind vorgesehen bzw . w urden be-
reits durchgefiihrt (die Daten w erden im laufenden Verfahren erganzt):
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Beratung im Stadtrat: 25.03.2015
Aufstellungsbeschluss: 25.11.2015
Beratung im Stadtrat: 25.11.2015
Auslegungsbeschluss: 25.11.2015
Bekanntmachung Aufstellungsbeschluss und der 28.11.2015
friihzeitigen Beteiligung:

Fruhzeitige Behorden-/Tragerbeteiligung: 07.12.2015 - 31.12.2015
Frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung: 07.12.2015 - 31.12.2015

11

111

112

Beratung im Stadtrat: -
Biligung des FNPs/LSPs Entw urfes: -
Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung: -
Formliche Trager-, Behordenbeteiligung: -
Formliche Offentlichkeitsbeteiligung: -
Beratung im Stadtrat: -
Feststellungsbeschluss: -
Plangenehmigung: -

Bekanntmachung der Genehmigung: -

Hinw eis zum ersten Verfahrensschritt: Die Stadt Dinkelsbihl hat sich dazu
entschlossen, gemal3 den gesetzlichen Bestimmungen fir die frihzeitige Be-
teiligung, die Beteiligungsfrist angemessen zu verkirzen.

UMWELTBERICHT

EINLEITUNG

Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte der 11. FNP-/LSP-Anderung
Beschreibung des Vorhabens

Auf die diesbezlglichen Ausfihrungen in Teil A, Kapitel 2 (,Planungsanlass

und Entwicklungsziel*) wird verwiesen. Die dort gemachten Angaben gelten
hier analog.

Artund Mal3 des Vorhabens, Darstellungen
Auf die diesbezuglichen Angaben in Teil A, Kapitel 9 (,Planungsinhalte und

Darstellungen der 11. FNP-/LSP-Anderung®) wird verwiesen. Die dort ge-
machten Angaben gelten hier analog.
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1.2

121

1.2.2

Angaben zum Bedarf an Grund und Boden

Auf die diesbezlglichen Angaben in Teil A, Kapitel 10 (,Flachenbilanz®) wird
verw iesen. Die dort gemachten Angaben gelten hier analog.

Bestandsaufnahme
Natdrliche Grundlagen, landschaftliche Situation, bestehende Nutzungen

Nach der Begrindungskarte 2 ,,(")kologisch-f'unktionelle Raumgliederung” fur
die Region ,Westmittelfranken (8)" liegt das Anderungsgebiet und damit auch
die gesamte Stadt Dinkelsbuhl im ,Mittelfrankischen Becken, in der natur-
raumlichen Untereinheit ,Dinkelsbihler und Feuchtw anger Hugelland (113.0)“.

Die Flachen des Anderungsgeltungsbereiches gehéren zum Vorkommensge-
biet gebietseigener Geholze ,5.1 Suddeutsches Higel- und Bergland, Franki-
sche Platten und Mittelfrankisches Becken*.

Die derzeitige landschaftliche Situation sowie die bestehenden Nutzungen
w urden bereits in Teil A, Kapitel 4 (,Stadtebauliche Bestandsaufnahme*) be-
schrieben. Auf eine Wiederholung der dort gemachten Angaben wird verzich-
tet.

Mit Ausnahme der als Grinflachen dargesteliten und der derzeit als Wohn-
bauflachen dargestellten, jedoch noch nicht bebauten Teilbereiche des Gel-
tungsbereiches sind alle Ubrigen Flachen als versiegelt, bebaut bzw . vollstan-
dig anthropogen Uberpragt zu bezeichnen.

Samtliche versiegelten Bereiche sind aus naturschutzfachlicher Sicht gemali
dem Bayerischen Leitfaden zur Engriffsregelung in die Kategorie | (Gebiete
geringer Bedeutung, unterer Wert) einzustufen, die derzeit noch nicht Uber-
bauten FHachen in Kategorie | oberer Wert. Vorhandene Gehdlzbesténde sind
in Kategorie | bzw . Kategorie Il (Gebiete mittlerer Bedeutung) einzustufen.

Schutzgebiete und schiitzensw erte Landschaftsteile

Auf die diesbezlglichen Angaben in Teil A, Kapitel 8.1 (,Schutzgebiete®) so-
wie in Teil A, Kapitel 8.4 (,Hochw asser-, Trinkw asser-, Heilguellenschutzge-
biete, w assersensible Bereiche, Grundw asser*)wird verw iesen. Auf eine Wie-
derholung an dieser Stelle wird verzichtet.

Gemald Bayern-View er-Denkmal des Bayerischen Landesamtes fur Denkmal-
pflege sind innerhalb des Plangebietes sow ie seines jew eils ndheren und/oder
w eiteren Umfeldes keine Bau- und Kulturdenkmale vorhanden, jedoch befin-
den sich innerhalb des Plangebietes zw ei Bodendenkmale (s. hierzu Ausfih-
rungen in Teil A, Kap. 8.2 ,Kultur-, Boden-, Baudenkmaler*).
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131

1.3.2

133

134

135

Umweltschutzziele aus Ubergeordneten Fachgesetzen und Fach-
planungen und ihre Bericksichtigung

Baugesetzbuch (BauGB, Stand 08/2015)

Mit dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAGB-Bau), im Langtitel ,Ge-
setz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien”, vom 20. Juli
2004, wurde die Umw eltpriifung als verbindlicher Verfahrensbestandteil in die
Bauleitplanung eingefuhrt. Gemal den 88 2 und 2a BauGB ist im Aufstel-
lungsverfahren der Begriindung des Bauleitplanes ein Umw eltbericht beizufi-
gen. Dieser Umw eltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB beschreibt und bew ertet
die voraussichtlichen erheblichen Umw eltausw irkungen der Planung und bil-
det diesen gesonderten Teil der Begrindung zur Bauleitplanung. Der Umw elt-
bericht ist je nach Erforderlichkeit mit dem Abschluss der jew eiligen Verfah-
rensschritte zu ergdnzen und fortzuschreiben.

Mit dem hier vorliegenden Umw eltbericht wird den diesbezuglichen Forderun-
gen des BauGBs nachgekommen.

Landesentw icklungsprogramm (LEP, Stand 09/2013)

Auf die diesbezlglichen Ausfihrungen in Teil A, Kapitel 5.1 (,Landesentw ick-
lungsprogramm Bayern“) wird verwiesen. Auf eine Wiederholung an dieser
Stelle wird verzichtet.

Regionalplan (RP, Stand 08/2015)

Auf die diesbeziglichen Ausfiihrungen in Teil A, Kapitel 5.2 (,Regionalplan
Westmittelfranken®) wird verwiesen. Auf eine Wiederholung an dieser Stelle
wird verzichtet.

Landschaftsentw icklungskonzept (LEK)

Die Region Westmittelfranken verfigt tber kein Landschaftsentw icklungskon-
zept.

Arten- und Biotopschutzprogramm fir den Landkreis Ansbach (ABSP, Stand
08/1996)

Das Vorhabengebiet liegt gemald Kap. 1.3 ,Raumliche Gliederung® im ,Mittel-
frankischen Becken” in der naturraumlichen Untereinheit ,Sidliche Mittelfréan-
kische Platten (113-A)". Die Untereinheit umfasst die grof3tenteils nach Sidost
ausgerichteten Taler von Wornitz, Sulzbach, Altmihl und Frankischer Rezat
mit den dazw ischenliegenden, flachen Hohenriicken.
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2.2

Charakteristisch sind breite Talauen, deren Fisse meist nur ein sehr geringes
Gefalle aufweisen, wodurch es haufig zu groReren Uberschwemmungen
kommt. Einige der flachen Gelandeerhebungen sind mit Nadelforst bestockt.
Lediglich die beiden nérdlichsten Talsysteme in der Untereinheit, der Oberlauf
der Schwabach und Oberlauf der Aurach weisen eine héhere Reliefenergie
auf. Die Flisse und einzelne Nebenb&ache w eisen noch w eitgehend einen na-
turnahen, méandrierenden Verlauf auf, die meisten Béache sind jedoch begra-
digt. Die strukturarmen Ebenen w erden ackerbaulich intensiv genutzt. Sie sind
nur schw ach strukturiert und w eisen eine geringe Biotopdichte auf.

Das ABSP macht speziell fur die Flachen des Anderungsgeltungsbereiches
keine relevanten Aussagen bzw. ist festzustellen, dass die vorliegende
Plananderung nicht dazu geeignet ist, negative Erheblichkeiten bzw . Ausw ir-
kungen gegentiber relevanten Planaussagen des ABSPs auszuldsen.

BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UMWELTAUSWIR-
KUNGEN

Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustandes und der
Umweltmerkmale

Bei der Aufstellung von Bauleitplanen sind der Umw eltzustand und die be-
sonderen Umw eltmerkmale im unbeplanten Zustand zu bericksichtigen. Ins-
besondere sind die Belange des Umw eltschutzes und der Landschaftspflege
beachtlich.

Aufgrund des Inhalts und der Art der vorliegenden Anderung (ausschlieRlich
Streichung einer Uberlagernden Planaussage bei gleichzeitiger Beibehaltung
der bisher unterlagernd dargesteliten Flachennutzungen) vertritt die Stadt
Dinkelsbiihl vor dem Hintergrund der bisher getatigten umfangreichen Ausfih-
rung die Auffassung, dass hierdurch weder im Hinblick auf die Schutzguter
.Mensch/Larm®, ,Mensch/Erholung®, ,Boden“, ,Wasser“, ,Flora/Fauna“, ,Kli-
ma/Luft, ,Landschafts-/Siedlungsbild und Freiraumerhaltung“ noch auf das
Schutzgut ,Kultur- und sonstige Sachguter”, erhebliche und/oder unzulassige
Ausw irkungen erkennbar sind.

Dies ware nach Enschatzung der Stadt der Fall gew esen, wenn auch eine
Anderung im Bereich der unterlagernden Plandarstellungen und der damit
verbundenen Flachennutzungen erfolgt w ére.

Vor diesem Hintergrund wird im vorliegenden Sonderfall auf eine jew eils ge-
sonderte Beschreibung der Schutzguter, der Ausw irkungen der Planénderung
auf die Schutzguter sow ie auf die Ergebnisbew ertung (kein, mittlerer, erhebli-
cher Bingriff) verzichtet.

Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-
durchfihrung der Planung

Bei der prognostischen Abschatzung des Umw eltzustandes bei Nichtdurch-
fuhrung der Plan&nderung geht es der Sache nach um eine auf die umw eltre-
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3.1

3.2

levanten Ausw irkungen bezogene Prifung der sog. ,Nullvariante®, namlich die
Folgen bei Unterbleiben der Plananderung.

Dabei ist die Entwicklung zu betrachten, die sich unter Beriicksichtigung der
gegebenen Rechtslage auf Grund der zum Planungszeitpunkt gegebenen
Nutzungen ergibt.

Unter Bericksichtigung der aktuellen Rechtslage sowie auf Grund derzeit ge-
geben Nutzung und Planungsaussagen ist festzustellen:

* Im Zuge der Errichtung einer bahnparallelen Trasse wirde es innerhalb
des Geltungsbereiches gegeniiber dem Status quo zu zuséatzlichen Ver-
siegelungen und damit verbundenen Auswirkungen in die Schutzgter
kommen (z. B. Anderung des Siedlungsbildes, Gehdlzrodungen usw .).

» Innerortlicher Durchgangsverkehr entlang der B 25 w lrde - wie in Teil A,
Kap. 2 (,Panungsanlass und Entw icklungsziel“) beschrieben - innerhalb
des Stadtzentrums nur geringfiigig von Westen nach Osten verlagert inkl.
aller damit verbundenen Auswirkungen (Larm, Abgas-, Feinstaubbelas-
tung usw.). An der unbefriedigenden Innerdrtlichen Situation w Urde sich
dadurch insgesamt jedoch nichts andern.

» Das Planfeststellungsverfahren zur Ostumgehung kdnnte nicht betrieben
werden, da diese Planung der Anpassungspflicht des § 7 BauGB nicht
entspréche.

MASSNAHMEN ZUR VERMEIDUNG UND ZUR VERRINGE-
RUNG EINSCHLIESSLICH ANWENDUNG DER NATUR-
SCHUTZFACHLICHEN EINGRIFFS- UND AUSGLEICHSREGE-
LUNG

Vermeidungs- und VerringerungsmalRnahmen bezogen auf die
Schutzglter

Aus den in Teil B, Kapitel 2.1 (,Bestandsaufnahme und Bew ertung des Um-
w eltzustandes und der Umw eltmerkmale®) genannten Grinden ertbrigen sich
im vorliegenden Sonderfall Ausfiihrungen zu ergreifenden Vermeidungs- und
Verringerungsmanahmen. Durch die Plananderung ergeben sich innerhalb
des Plangebietes keine Eingriffe in Natur und Landschaft, die zu vermeiden
und/oder zu verringern w aren.

Daher kann auf w eitere Ausfihrungen zu diesem Thema verzichtet w erden.

Ermittlung des Eingriffs sowie des Ausgleichsbedarfs

Da durch die vorliegende Plananderung innerhalb des Geltungsbereiches kei-
ne Eingriff verursacht wird, eriibrigt sich an dieser Stelle auch eine vorlaufige,
Uberschlagige Ermittlung des Ausgleichbedarfes.

-31-



[ -

Stadt Dinkelsbuhl, Landkreis Ansbach @)
11. Anderung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes l&

3.3

3.4

Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen

Ausgleichs- und Ersatzmaf3nahmen sind nicht notw endig. Auf die vorherge-
henden Ausfihrungen wird verw iesen.

Alternative Planungsmaglichkeiten

Mit dem Erfordernis einer Darstellung anderw eitig geprifter Losungsmaglich-
keiten sind nur die Alternativen in den Blick zu nehmen, die sich der Sache
nach anbieten. Auch kénnen bestimmte, ggf. vorhandene Alternativen zulas-
siger Weise schon in einem friihen Planungsstadium ausgeschieden w erden.

Kommen Alternatividsungen ernsthaft in Betracht, so sind sie als Teil des Ab-
w agungsmaterials mit der ihnen objektiv zukommenden Bedeutung in die ver-
gleichende Prifung der von den mdglichen Varianten jew eils berihrten 6ffent-
lichen und privaten Belange - unter Einschluss des Gesichtspunktes der Um-
w eltvertraglichkeit - einzubeziehen.

Hierbei ist es nicht notw endig, die Variantenpriifung bis zuletzt offen zu halten
und alle von ihr zu einem bestimmten Zeitpunkt erw ogenen Alternativen
gleichermalRen detailliert und umfassend zu untersuchen. Eine Alternative, die
auf Grund einer Grobanalyse als w eniger geeignet erscheint, darf daher be-
reits zu einem frihen Verfahrensstadium ausscheiden.

Die Alternativenprifung im Rahmen des vorliegenden Umw eltberichtes ist fer-
ner beschrankt auf solche Alternativen, die die Ziele und den raumlichen Gel-
tungsbereich des Bauleitplans bericksichtigen. Zu prifen sind mithin allein
plankonforme Alternativen. Hierfir sind insbesondere folgende Aspekte maf3-
geblich:

« Nicht erforderlich sind Uberlegungen, ob unter Umw eltaspekten fur den
betroffenen Bereich andere Nutzungsausw eisungen in Betracht kommen,
etw a die Ausw eisung naturnaher Flachen anstelle von Gew erbeflachen.

e Bei standortgebundenen Festsetzungen - wie vorliegend zutreffend - ist
nicht etw a die Alternative zu prifen, ob Gew erbeflachen andernorts aus-
gew iesen w erden kdénnen.

* Anderw eitige Planungsmoglichkeiten i. S. v. Nr. 2 d) der Anlage 1 zu § 2
Abs. 2 und § 2a BauGB sind neben Standortalternativen auch alternative
konzeptionelle Ausgestaltungen des Plans. Insow eit hat der Umw eltbericht
sich etw a auch damit zu befassen, ob mit Riicksicht auf das Integritatsinte-
resse von Natur und Landschaft, oder unter Aspekten des Immissions-
schutz- und Denkmalschutzes, die konkrete Ausgestaltung des Plans ohne
w esentliche Abstriche an den Planzielen, im Hinblick auf die negativ be-
troffenen Umw eltbelange, vertraglicher ausgestaltet w erden kann.

Vor diesem Hintergrund ist festzustellen:

Die vorliegende Plananderung ist das Ergebnis einer Alternativenprifung, bei
der die Stadt Dinkelsbiihl gerade eben zu dem Ergebnis gekommen ist, auf
eine bahnparallele innerdrtliche Trasse, zu Gunsten einer 6stlichen Umge-
hungsalternative, zukinftig zu verzichten.
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Bereits in Teil A, Kapitel 2 (,Planungsanlass und Planungsziele*) w urde aus-
gefuhrt, welche Grinde zur vorliegenden Plananderung innerhalb des Gel-

tungsbereiches gefihrt haben und warum die Flachen des bahnparallelen
Trassenkorridors zu Gunsten andere Fachen und eines anderen Korridors,

ausgeschieden wurden. Die dort gemachten Ausfihrungen gelten an dieser
Stelle analog.

Planungsanlass und -absicht sind im Vorfeld der Planung bereits mehrfach
Gegenstand von Anhdrungen und Diskussionen gew esen und ausreichend
dokumentiert.

Gesamtstadtische Planungsgrinde wurden berucksichtigt. Eine generelle
Vermeidung durch Verzicht auf die Planung scheidet daher aus. Eine ,Nulll-
sung” stellt somit keine Alternative dar. Die Griinde hierfir wurden gleichfalls
bereits in Teil A, Kapitel 2.2 (,Planungsanlass und Planungsziele*) dargestellt.

Im Rahmen des Panfeststellungsverfahrens fir die ,,Ostumgehung” erfolgte
eine umfangreiche Variantenuntersuchung verschiedener Trassenfuhrungen.
Die Variantenuntersuchung kam zu dem Ergebnis, dass die u. a. die bahnpa-
rallele Losung auszuscheiden und nicht w eiter zu verfolgen ist.

Die UVS kommt zu dem Ergebnis, dass aus Umw eltsicht die bahnparallele
Trasse zu bevorzugen ist.

Erganzend musste jedoch auch geprift werden, inwiew eit die bahnparallele
Trasse (und die hierflr untersuchten Untervarianten) Uberhaupt die Planungs-
ziele des Bundes erflllen kann und/oder andere unvertretbare Beeintrachti-
gungen den vorzeitigen Ausschluss der Variante erfordern. Hierzu w urde fest-
gestellt:

e Hinsichtlich der verkehrlichen Wirksamkeit wird mit der bahnparallelen
Trasse das Planungsziel des Bundes klar verfehlt.

e Ene Verbesserung der Verkehrssicherheit ist mit der bahnparallelen Tras-
se nicht erreichbar.

e Das Planungsziel ,Aufhebung der Mautsperrung“ und Freigabe fur alle
Verkehrsteilnehmer wird mit der bahnparallelen Trasse nicht erreicht.

¢ Hinsichtlich stadtebaulicher Belange ist die bahnparallele Trasse nicht ver-
tretbar.

e Das Erreichen des Planungsziels Entlastung von Larm und Abgasen wird
mit der bahnparallelen Trasse vdllig verfehlt.

* Massive Engriffe in Privatgrundstiicke, insb. Gew erbegrundstiicke sind bei
einer bahnparallelen Trasse zu erw arten

¢ Insgesant ist die bahnparallele Trasse mit h6hengleichen Anschliissen fir
den Baulasttrager, die Bundesrepublik Deutschland, nicht zumutbar und
nicht bauw urdig.

« Die bahnparallele Trasse (hohenfrei) ist mit noch gré3eren negativen
Ausw irkungen bei deutlich héheren Kosten verbunden. Der verkehrliche
Nutzen verbessert sich gegeniber der héhengleichen Variante nicht. Sie
ist deshalb fir den Baulasttrager, die Bundesrepublik Deutschland, nicht
zumutbar und nicht bauw Urdig.
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Die Stadt Dinkelsbihl kann daher nicht erkennen, w elche andere Planungsal-
ternative als die vorliegende hatte verfolgt w erden sollen und verw eist ergan-
zend auf die in Teil A, Kapitel 2.2 (,Planungsanlass und Entw icklungsziel”) be-
schriebenen planungsrechtlichen Erfordernisse fir die vorliegende FNP-/ LSP-
Anderung im Kontext mit dem laufenden Planfeststellungsverfahren zur
»0stumgehung.

4 BESCHREIBUNG DER VERWENDETEN METHODIK UND HIN-
WEISE AUF SCHWIERIGKEITEN UND KENNTNISLUCKEN

Die Beurteilung der Umw eltausw irkungen erfolgte verbal argumentativ. Dabei
w erden Ublicherw eise vier Stufen unterschieden: keine, geringe, mittlere und
hohe Erheblichkeit. Gemald 8§ 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB beschranken sich die
obigen Ausfiihrungen ausschlie3lich auf die voraussichtlichen, erheblichen
Umw eltausw irkungen.

Zur Durchfuhrung der Umw eltpriifung in der Bauleitplanung sow ie fir die Be-
urteilung der Eingriffsregelung und die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs, w ur-
den der Bayerische Leitfaden sow ie die Vorgaben und Handlungsempfehlun-
gen der Obersten Baubehdrde im Bayerischen Staatsministerium des Inneren
und des Bayerischen Staatsministeriums fir Umw elt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, verw endet.

Als Grundlage der Argumentationskette und des Bew ertungsprozesses sow ie
als Datenquellen wurden Angaben folgender anderer Fachplanungen heran-

gezogen:
e  FNP/LSP
e LEP

- RP

e ABSP

* Antliche Biotopkartierung
e Luftbildausw ertungen sow ie eine ¢rtliche Bestandserfassungen

* Informationsdienst ,Uberschw emmungsgefahrdete Gebiete in Bayern
(UG)" des LfUs

e Bayerischen Fachinformationssystems Naturschutz (FIS-Natur-Online)

» Datengrundlagen des Bayerischen Landesamtes fir Denkmalpflege (Bay-
ern-View er-Denkmal) beurteilt.

¢ Bayern Atlas Plus

¢ Unterlagen des laufenden Planfeststellungsverfahrens fir die Ostumge-
hung
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5 MASSNAMEN ZUR UBERWACHUNG (MONITORING)

Mit dem vorliegenden Umw eltbericht kommt die Stadt Dinkelsbihl ihrer Ver-
pflichtung zur Durchfiihrung einer Umw eltpriifung und zur Wirdigung der Be-
lange des Umw eltschutzes nach 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB
nach, in dem darin die voraussichtlich erheblichen Umw eltausw irkungen ermit-
telt, beschrieben und bew ertet werden. Gemafll Punkt 3 der Anlage 1 zu § 2
Abs. 4 BauGB und § 2a BauGB besteht seitens der Stadt eine Uberw a-
chungspflicht fur die erheblichen Auswirkungen der Durchfihrung des FNP-
/LSP-Anderungsverfahrens auf die Umw elt.

Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass im vorliegenden Sonderfall die
Plananderung auf Grund ihrer Art und ihres Inhaltes nicht dazu geeignet ist,
innerhalb des Geltungsbereiches erhebliche Ausw irkungen auf die Schutzgi-
ter auszulésen. Insofern eribrigen sich auch diesbezugliche MalRnahmen zur
Uberw achung (Monitoring).

6 ALLGEMEIN VERSTANDLICHE ZUSAMMENFASSUNG

Die 11. FNP-/LSP-Anderung dient ausschlieRlich dazu, die zwischenzeitlich
Uberholte, nicht mehr aktuelle und politisch nicht mehr gew ollte Planungsab-
sicht aus der Planzeichnung zu ldschen. Hierbei handelt es sich um die Dar-
stellung eines innerértlich gelegenen bahnparallelen Trassenkorridors, fir die
im Stadtgebiet abschnittsw eise Verlegung der Bundesstralle B 25 aus ihrem
derzeitigen Trassenverlauf, entlang der Luitpold/Stra3e/Feuchtw anger Stral3e
in den Bereich 6stlich der Bahnlinie ,Nordlingen - Dombuhl“.

Im Hinblick auf die Darstellung des wirksamen FNPs-/LSPs ist festzustellen,
dass nach dem Entfernen dieser Uberlagernden Darstellung des Trassenkor-
ridores die darunter dargestellten Arten der Nutzung (gew erbliche Bauflachen,
Bahnanlagen, Verkehrsanlagen, offentliche Grinflachen, Wohnbauflachen)
unveréndert w eiter gelten.

Insofern ist die vorliegende Plandarstellung nicht dazu geeignet, Ausw irkun-
gen erheblicher und damit prifungsrelevanter Art auf die Schutzgiter
.Mensch®, ,Boden®, ,Wasser*, ,Luft, ,Flora/Fauna“, ,Landschafts-/ Siedlungs-
bild“, ,Freiraumerhaltung”, ,Kultur-/ und sonstige Sachgiter auszulésen, da
durch die Plananderung hierin keine Eingriffe verursacht w erden.

Aufgestellt: s

Dipl. Ing. Jorg Meier _‘ :, -

Landschaftsarchitekt (ByAK) = & Hﬂhﬂ}ﬂ“ & Pﬂl‘tl'lEl'
Stadtplaner(ByAK) NI ENITRL 2R < =N =5=1 “{THA-

Bamberg, den 25.11.2015 Hainstrale 18a- 96047 Bamberg

G:\DIN1501\Bauleitplanung\Flachennutz ungsplan\beg-
2015-11-25_VE.doc
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Sitzuflsv?ge Stadtrat 6ffentlich

am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 3/115/2015

Berichterstatter: Gattler, Holger

Betreff: Vergabe der Tiefbauarbeiten 2016 fir die Stadt Dinkelsbuihl

(Jahresausschreibung) - Kanalhausanschlisse im 6ffentlichen
Grund, Strallenunterhaltungsarbeiten, Wasserrohrbriiche,
Schieberauswechslung, Kabelfehler usw.

Sachverhaltsdarstellung:
Fur die o.a. Arbeiten fand eine Beschrankte Ausschreibung statt.
Das Leistungsverzeichnis wurde in zwei Titel aufgeteilt.

Teil 1: Tiefbauarbeiten Stadtbauamt Dinkelsbiihl
Teil 2: Tiefbauarbeiten Stadtwerke Dinkelsbunhl

Fur die gesamte Ausschreibung ist das Bauunternehmen Dauberschmidt Hoch- und Tiefbau
GmbH, Botzenweiler 29, 91550 Dinkelsbihl, der mindestnehmende Bieter.

Nach fachtechnischer und rechnerischer Prifung ergab sich folgender Preisspiegel
(inkl. MwSt.):

Teil 1 Teil 2 Gesamtsumme
1. Dauberschmidt GmbH 187.806,88 € 117.780,89 € 305.587,77 €
2. 209.747,98 € 142.193,31€ 351.941,29 €
3. 255.868,45 € 190.067,99 € 445.936,44 €

Im stadtischen Haushalt und Wirtschaftsplan der Stadtwerke sind die Mittel fir das
Haushaltsjahr 2016 einzuplanen.

Haushaltsrechtliche Vermerke:
1. Die Gesamtausgaben der Mal3nahme/Vergabe betragen 305.587,77€
2. Haushaltsmittel vorhanden: 0,00 € bei HSt.:0.6479.5130 /Teil 1

3. Die Ausgaben werden gedeckt durch:
- Veranschlagung im Haushalt 2016

Vorschlag zum Beschluss:

Es wird beschlossen, dem Bauunternehmen Dauberschmidt GmbH, Botzenweiler 29,
91550 Dinkelsbuhl fur das Rechnungsjahr 2016 den Auftrag in Héhe von 305.587,77 €
zu erteilen.
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Sitzuflsvﬁ-ge Stadtrat 6ffentlich
am

25.11.2015
Vorlagen-Nr.: 1/026/2015
Berichterstatter: Schneider, Bettina
Betreff: Freiwillige Feuerwehr Weidelbach - Bestatigung der

Kommandanten und ihrer Stellvertreter

Sachverhaltsdarstellung:

Im November 2015 wurden nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Bayerisches Feuerwehrgesetz (BayFwG)
Wabhlen bei der Freiwilligen Feuerwehr Weidelbach durchgefiihrt. Dies fihrte zu folgendem Er-

gebnis:

Herr Friedrich Hofmann, Veitswend 6, wurde am 12.11.2015 zum Kommandanten der Freiwilli-
gen Feuerwehr Weidelbach gewahlt. Gleichzeitig erfolgte die Wahl von Herrn Karl Bach, Weidel-
bach 22, zum Stellvertreter vom Kommandanten.

Gemal Art. 8 Abs. 4 BayFwG bediirfen die Gewahlten jeweils der Bestatigung durch die Stadt
Dinkelsbuhl im Benehmen mit dem Kreisbrandrat. Die Bestétigung ist zu versagen, wenn ein
Gewahlter fachlich, gesundheitlich oder aus sonstigen wichtigen Griinden ungeeignet ist. Die
Bestatigung der Kommandanten und ihrer Stellvertreter ist kein Geschaft der laufenden Verwal-
tung ohne grundséatzlich Bedeutung nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Gemeindeverordnung
flr den Freistaat Bayern (GO) — zustandig ist deshalb der Stadtrat.

Die Auflagen des Kreisbrandrates sind einzuhalten.

Vorschlag zum Beschluss:

Herr Friedrich Hofmann und Karl Bach werden unter Berlicksichtigung der vom Kreisbrandrat
vorgeschlagenen Auflagen als Kommandant bzw. stellvertretender Kommandant der Freiwilligen
Feuerwehr Weidelbach bestéatigt.

20. Sitzung des Stadtrates Tagesordnungspunkt Nr. 14
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Sitzuflsvgge Stadtrat 6ffentlich
am

25.11.2015

Vorlagen-Nr.: 2/046/2015

Berichterstatter: Wegert, Walter

Betreff: Feststellung der Jahresrechnung 2014 der Stadt Dinkelsbihl gem.
Art. 102 GO

Sachverhaltsdarstellung:

Die Jahresrechnung 2014 wurde fristgerecht erstellt und vom Stadtrat am 29.04.2014 zur Kennt-
nis genommen. Der Vorlage schloss sich die 6rtliche Rechnungspriifung an. Uber die Feststel-
lungen bzw. Anregungen hat der Rechnungspriifungsausschuss unter Hinzuziehung der Verwal-
tung beraten. Erhobene Prifungserinnerungen wurden bereinigt bzw. werden weiter verfolgt.

Die nach § 77 Abs. 2 KommHYV erforderlichen Bestandteile zur Jahresrechnung (Schulden-,
Rucklagenubersicht, Rechnungsquerschnitt, Vorschusse, Verwahrgelder u. a.) lagen vor.

Der Rechnungsprufungsausschuss hat in seiner Sitzung am 09.11.15 erklart, die értliche Prifung
der Jahresrechnung 2014 als abgeschlossen zu betrachten und dem Stadtrat die Feststellung
der Jahresrechnung vorzuschlagen. Uber die Prufungstatigkeit berichtet der Ausschussvorsit-
zende, Herr Stadtrat Wendel, in der Sitzung.

Anlage: Feststellung der Jahresrechnungsergebnisses 2014

Vorschlag zum Beschluss:
Die Jahresrechnung 2014 der Stadt Dinkelsbuihl entspricht den Vorschriften des § 77 KommHV.
Sie wird daher mit dem beiliegenden Ergebnis gem. Art. 102 GO festgestellt.
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Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung

Kunde: 1
Haushaltsjahr: 2014

Betrige YPE

Datum:

ST Q

Sol1-Einnahmen

+ neve Haushaltseinnahmereste

./. Abgang alter Haushaltseinnahmereste
./. Abgang alter Kasseneinnahmereste
bereinigte Solleinnahmen

Sol1-Ausgaben

darin enthalten

Zufihrung zum versbgenshaushalt
(berschuss gem. §79 Abs. 3 Satz 2 KommHV
+ neue Haushaltsausgabereste

./. Abgang alter Haushaltsausgabereste
./. Abgang alter Kassenausgabereste
bereinigte Sollausgaben

etwaiger Unterschied

bereinigte Solleinnahmen
./. bereinigte Sollausgaben (Fehlbetrag)

28.551.916,85

0,00

0,00
19.700,25-

28.532.216,60

28.532.216,60
3.420.448,92

0,00
0,00
0,00
28.532.216,60

0,00

verwaltungshaushalt vermbgenshaushalt
(W) (vmH)

7.195.639,04

4.511.000,00
926.500,00-
55.000,00-

10.725.139,04

7.736.744,92

0,00
5.120.700,00
12.305,88-
0,00
12,665.139,04

1.940.000, 00-

Gesamthaushalt

35.747.555,89

4.511.000,00
926.500,00-
74.700,25-

39.257.355,64

36.268.961,52
3.420.448,92
0,00

$.120.700,00
192.305,88-

0,00

41.197.355,64

1.940.000,00-




Sitzuflsv@ge Stadtrat 6ffentlich
am

25.11.2015
Vorlagen-Nr.: 2/047/2015
Berichterstatter: Wegert, Walter
Betreff: Feststellung der Jahresrechnung 2014 der Hospitalstiftung

Dinkelsbuhl gem. Art. 102 GO

Sachverhaltsdarstellung:

Die Jahresrechnung 2014 wurde fristgerecht erstellt und vom Stadtrat am 29.04.2014 zur Kennt-
nis genommen. Der Vorlage schloss sich die 6rtliche Rechnungspriifung an. Uber die Feststel-
lungen bzw. Anregungen hat der Rechnungspriifungsausschuss unter Hinzuziehung der Verwal-
tung beraten. Erhobene Prifungserinnerungen wurden bereinigt bzw. werden weiter verfolgt.

Die nach § 77 Abs. 2 KommHYV erforderlichen Bestandteile zur Jahresrechnung (Schulden-,
Rucklagenubersicht, Rechnungsquerschnitt, Vorschusse, Verwahrgelder u. a.) lagen vor.

Der Rechnungsprufungsausschuss hat in seiner Sitzung am 09.11.15 erklart, die értliche Prifung
der Jahresrechnung 2014 als abgeschlossen zu betrachten und dem Stadtrat die Feststellung
der Jahresrechnung vorzuschlagen. Uber die Prufungstatigkeit berichtet der Ausschussvorsit-
zende, Herr Stadtrat Wendel, in der Sitzung.

Anlage: Feststellung der Jahresrechnungsergebnisses 2014

Vorschlag zum Beschluss:
Die Jahresrechnung 2014 der Hospitalstiftung Dinkelsbiihl entspricht den Vorschriften des
§ 77 KommHV. Sie wird daher mit dem beiliegenden Ergebnis gem. Art. 102 GO festgestellt.
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Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung

Kunde: 2
Haushaltsjahr: 2014

Betrdge in EUR
Datum:  22.04.2015

sol1-Einnahmen

+ neue Haushaltseinnahmereste

./. Abgang alter Haushaltseinnahmereste
./. Abgang alter Kasseneinnahmereste
bereinigte Sotleinnahmen
e,

ZufOhrung zum vermbgenshaushalt
Uberschuss gem. §79 Abs., 3 Satz 2 KommHV
4 neue Haushaltsausgabereste

./. Abgang alter Haushaltsausgabereste
./. Abgang alter Kassenausgabereste
bereinigte Sollausgaben

etwaiger Unterschied

bereinigte Solleinnahmen
./. bereinigte Sollausgaben (Fehlbetrag)

1.599.678,04

0,00

0,00
50.127,87-

1.549.550,17

1,549.550,17
0,00

0,00
0,00
0,00
1.549.550,17

0,00

verwaltungshaushalt vermdgenshaushalt
(wWH) ()

231,022,96
1.400.000,00
17.895,28-
0,00
1.613.127,68

550.476,23

0,00
1.168.000,00
55.348, 55~
0,00
1.663.127,68

50.000,00-

Gesamthaushalt

1.830.701,00

1.400.000,00
17.895,28-
50.127,87-

3.162.677,85

2.100.026,40

0,00
0,00

1.168.000,00
55.348,55-

0,00

3,212.677,85

50.000, 00~




Sitzuflsvor?ge Stadtrat 6ffentlich
am

25.11.2015
Vorlagen-Nr.: 2/049/2015
Berichterstatter: Pollet, Christine
Betreff: Neufassung der stadtischen Satzung Uber die Erhebung von

Gebuhren fir die Benutzung ihrer Bestattungsreinrichtungen
sowie fir damit in Zusammenhang stehende Amtshandlungen
(Friedhofsgebuhrensatzung)

Sachverhaltsdarstellung:

Die Grabgebuhren wurden zuletzt in einigen Bereichen zum 01.05.2008 erhoht.

Der Unterabschnitt 7511 ,Bestattungswesen” verzeichnet im Verwaltungshaushalt seit dieser Zeit
trotzdem jahrlich ein Defizit zwischen 28.000,00 € u. 66.000,00 €. Um eine Verbesserung des
Kostendeckungsgrades zu erreichen, ist es erforderlich, verschiedene Korrekturen vorzunehmen.
Gleichzeitig soll, aus Grinden der Praktikabilitét, eine neue Satzung zum 01.01.2016 beschlos-
sen werden.

Bei dieser Gelegenheit sollten auch die Bestattungs- u. sonstigen Geblhren an die Kostenent-
wicklung angepasst werden. Aul3er einer Mehrwertsteuererh6hung wurden diese seit 1999 nicht
mehr erhdht. Das von der Stadt Dinkelsbihl beauftragte Unternehmen hatte von der im Vertrag
vereinbarten Preisgleitklausel keinen Gebrauch gemacht. Vertraglich hatte ca. alle 3 Jahre eine
5 %ige Anpassung erfolgen kénnen. In Anbetracht dieser Umstande schlagen wir eine moderate
Anhebung — bezogen auf den langen Zeitraum - der Bestattungs- u. sonstigen Gebuhren vor.

Die vorgeschlagenen Erhéhungen kénnen der nachstehenden Gebihrentbersicht bzw. der bei-
geflgten Gebiihrensatzung entnommen werden:

Gebuhrenart Grab-Laufzeit Betrag alt Betrag neu
Friedhof Dinkelsbiihl:
Einzelgrabstatte fir Erwachsene 20 Jahre 380,00 € 450,00 €
Urnenreihen- oder Urnenwahlgrabstat- | 20 Jahre 250,00 € 350,00 €
te
ohne Einfassung
Urnenreihen- oder Urnenwahlgrabstat- | 20 Jahre 500,00 € 700,00 €
te
mit Einfassung
Urnennische (Urnenreihengrabstétte) 20 Jahre 500,00 € 900,00 €
Anonyme Urnenreihengrabstatte 20 Jahre 500,00 € 700,00 €
Familiengrabstatte 30 Jahre 1.100,00 € 1.500,00 €
dto. — jeder weitere Grabplatz 30 Jahre 550,00 € 750,00 €
Friedhof Weidelbach:
Einzelgrabstatte fur Erwachsene 20 Jahre 250,00 € 350,00 €
Urnenreihen- oder Urnenwahlgrabstat- | 20 Jahre 150,00 € 250,00 €
te
Urnennische (Urnenreihengrabstétte) — | 20 Jahre 500,00 €
neu angelegt
Familiengrabstatte 20 Jahre 650,00 € 750,00 €
dto. — jeder weitere Grabplatz 20 Jahre 325,00 € 375,00 €
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Friedhof Dinkelsbiihl u. Weidelbach:

Benutzung des Leichenhauses 120,00 € 200,00 €

Gebduhr fur die Trauerfeier mit Bestat- 196,00 € 245,00 €
tung (einschlieBlich das Offnen und
SchlieRen des Grabes)

je Grabstatte — fur Kinderreihengraber

dto. — fir Erwachsenenreihengraber 393,00 € 495,00 €
dto. — fur Familiengréber 393,00 € 495,00 €
Gebluihr fur Trauerfeier mit Beisetzung 105,00 € 130,00 €
einer Urne betragt — im Erdgrab

dto. — in einer Nische 105,00 € 90,00 €
Samstags-Zuschlag 122,00 € 200,00 €
Ausgraben und Umbetten einer Leiche 1.442,00 € 1.845,00 €
innerhalb des Friedhofs — wahrend der

Ruhefrist

dto. — nach Ablauf der Ruhefrist 1.180,00 € 1.510,00 €
Ausgraben und Umbetten einer Leiche 1.049,00 € 1.345,00 €

zur Uberfuhrung in einen anderen
Friedhof betragt — wahrend der Ruhe-
frist

dto. — nach Ablauf der Ruhefrist 786,00 € 1.005,00 €
Tieferlegen einer Grabsohle 96,00 € 250,00 €
Grabeinebnung Familiengrabstétte 150,00 € 250,00 €
Grabeinebnung Einzel-/ Urnengrabstat- 120,00 € 200,00 €
te

Grabeinebnung Kindergrabstatte 120,00 € 50,00 €

Durch die Anhebung dieser Gebulhren ist eine Mehrung der Einnahmen von ca. 30.000,00 € jahr-
lich zu erwarten.

Vorschlag zum Beschluss:

Mit der Neufassung der Satzung Uber die Erhebung von Gebihren fir die Benutzung ihrer Be-
stattungseinrichtungen sowie fur damit in Zusammenhang stehende Amtshandlungen (Friedhofs-
gebuhrensatzung) besteht Einverstandnis. Die beiliegende Satzung ist Bestandteil dieses Be-
schlusses.
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Satzung
der

Stadt Dinkelsbuhl

Uber die Erhebung von Gebiihren fur die Benutzung ihrer Bestattungseinrichtungen sowie
fur damit in Zusammenhang stehende Amtshandlungen (Friedhofsgebuhrensatzung) in der
Fassung Vom 25.11.2015

Aufgrund von Art. 8 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) i. d. F. d. Bek. v.
04.04.1993 (GVBI S. 264) — (BayRS 2024-1-1), zuletzt gedndert durch Gesetz v. 11.03.2014
(GVBI S. 70) und Art. 22 Abs. 1 des Kostengesetzes (KG) — (BayRS 2013-1-1-F), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 14.04.2011 (GVBI. S. 150), erlaflt die Stadt Dinkelsbhl
folgende Satzung:
Erster Teil
Allgemeine Vorschriften
§ 1 Gebiihrenpflicht und Gebiihrenarten

1. Die Stadt erhebt fir die Inanspruchnahme ihrer Bestattungseinrichtung sowie fur damit in
Zusammenhang stehende Amtshandlungen Gebihren.

2. Als Geblhren werden erhoben:
a) Grabgebuhren (§ 4)
b) Bestattungsgebiihren (§ 5)

c) Sonstige Geblhren (§ 6)

Nebijhrenschuldner ist,

H«/er zur Tragung der Bestattungskosten gesetzlich verpflichtet ist,

§ 2 Gebiihrenschuidner

wer den Antrag auf Benutzung der Bestattungseinrichtung gestellt hat,
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wer den Antrag zu einer Leistung erteilt hat,
wer das Nutzungsrecht an einer Grabstatte erwirbt.
Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner.
§ 3 Entstehen und Filligkeit der Gebiihren
1. Die Gebuhr entsteht

a) im Fall des § 2 Ziff. 1 Buchst. a mit der Inanspruchnahme der nach dieser Satzung
gebiihrenpflichtigen Leistung,

b) im Fall des § 2 Ziff. 1 Buchst. b mit der Bestatigung der Antragstellung durch die Stadt,
c) im Fall des § 2 Ziff. 1 Buchst. ¢ mit der Auftragserteilung,
d) im Fall des § 2 Ziff. 1 Buchst. d mit der Zuteilung des Nutzungsrechts.

2. Die Gebuhr wird mit Zustellung/Bekanntgabe des Gebuhrenbescheides fallig.

Zweiter Teil

Einzelne Gebiihren

§ 4 Grabgebiihr
A. Friedhof Dinkelsbuhl:
1. Die Grabgebuhr betrégt fur

a) eine Einzelgrabstatte fur Kinder 180,00 €
b) eine Einzelgrabstatte fir Erwachsene 450,00 €

¢) eine Urnenreihen- oder Urnenwahlgrabstatte
ohne Einfassung 350,00 €

d) eine Urnenreihen- oder Urnenwahlgrabstatte
mit Einfassung 700,00 €
e) Urnennische (Urnenreihengrabstétte) 900,00 €
f) anonyme Urnenreihengrabstatte 700,00 €

2. Die Grabgebhr fur das Nutzungsrecht an einer Familiengrabstatte betragt
1.500,00 €. Jeder weitere Grabplatz kostet 750,00 €. Fur eine Verlangerung des
Grabnutzungsrechts wird ein Betrag in gleicher Héhe erhoben.

3. Fur eine Verlangerung des Grabnutzungsrechts an einer Urnengrabstatte wird der
gleiche Betrag wie unter Ziffer 1. ¢) und e) erhoben.



4. Erstreckt sich eine Ruhefrist tiber die Dauer des Grabnutzungsrechts i. S. der
Ziffer 2 bzw. 3 hinaus, so ist die zur Verlangerung des Nutzungsrechts festgesetz-
te Gebuhr anteilig bis zum Ablauf der Ruhefrist im voraus zu entrichten.

5. Bei Verzicht auf ein Grabnutzungsrecht erhalt der Verzichtende keine Geblhrenriick-
erstattung.

B. Friedhof Weidelbach:

1. Die Grabgebuhr betragt fur

a) eine Einzelgrabstatte fur Kinder 100,00 €
b) eine Einzelgrabstatte fir Erwachsene 350,00 €
¢) Urnenreihen- oder Urnenwahlgrabstétte 250,00 €
d) Urnennische (Urnenreihengrabstétte) 500,00 €

2. Die Grabgebuhr fur das Nutzungsrecht an einer Familiengrabstétte betragt bei erst-
maliger Nutzung 750,00 €. Jeder weitere Grabplatz kostet je 375,00 €. FUr eine
Verlangerung des Grabnutzungsrechts wird ein Betrag in gleicher Héhe erhoben.

3. Buchstabe A Ziffer 4 bis 5 gelten entsprechend.

§ 5 Bestattungsgebiihren

1. Die Gebuhr fur die Benutzung des Leichenhauses betragt
fur Kinder und Erwachsene 200,00 €
fur die voriibergehende Aufbewahrung einer Urne 50,00 €

2. Die Gebuhr fur die Trauerfeier mit Bestattung (einschlieBlich das Offnen und SchlieRen
des Grabes) betragt je Grabstétte

a) fur Kinderreihengraber 245 00 €

b) fur Erwachsenenreihengréber 495,00 €

c) fur Familiengraber 495,00 €.
3. Die Gebihr fur die Trauerfeier mit Beisetzung einer Urne

betragt

a) in ein Erdgrab 130,00 €

b) in eine Nische 90,00 €.



. An Samstagen wird auf die unter Ziffer 2 genannten Gebihren ein Zuschlag
von 200,00 € erhoben.

§ 6 Sonstige Gebiihren

Die Gebihr fur das Ausgraben und Umbetten einer Leiche innerhaib des Friedhofs
betragt

a) wahrend der Ruhefrist 1.845,00 €
b) nach Ablauf der Ruhefrist 1.510,00 €

Die Gebuhr fur das Ausgraben und Umbetten einer Leiche
zur Uberfuhrung in einen anderen Friedhof betragt

a) wahrend der Ruhefrist 1.345,00 €
b) nach Ablauf der Ruhefrist 1.005,00 €
Die Gebuhr fur das Tieferlegen einer Grabsohle betragt 250,00 €.

Die Gebiihr fur die Erteilung sonstiger Zulassungen und Erlaubnisse (Anpflanzungen,
Aufstellen und Entfernen von Grabdenkmalern und Einfassungen etc.) betrégt 50,00 €.

Sofern die Einebnung (Entfernung Grabstein/ Einfassung und Bepflanzung) eines Grabes
durch die Stadt Dinkelsbuhl erfolgt, wird eine Gebulhr wie folgt erhoben:

a) fur Familiengrabstétte 250,00 €
b) fur Einzel-, Urnen- oder Kindergrabstatte 200,00 €
c) fur Kindergrabstatte 50,00 €

Die Gebiihr ist vor Einebnung an die Stadt Dinkelsbihl zu entrichten.

Fur sonstige Leistungen, die in dieser Satzung nicht aufgefihrt sind, werden gesonderte
Vereinbarungen Uber die Kostenerstattung getroffen. Das fur solche Leistungen erho-
bene Entgelt bestimmt sich nach den tatsachlichen Aufwendungen. Das gilt auch dann,
wenn eine Vereinbarung nicht getroffen wurde.

§2

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.05.2008
aufer Kraft.

Dinkelsbuhl, 25.11.2015

Dr. Hammer
Oberburgermeister
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am 25.11.2015

Vorlagen-Nr.: SWD/019/2015

Berichterstatter: Lechler, Werner

Betreff: Jahresabschlusspriufung Stadtwerke fur das Jahr 2015

Sachverhaltsdarstellung:

Die Stadtwerke sind bis einschlie3lich 2014 gepruft.

Fur eine gute Terminabstimmung ist es notwendig, die Prifung des Jahres 2015 rechtzeitig zu
beauftragen.

Da neben der Prifung gem. Art. 107 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) auch die Prifung
gem. 8 10 Abs. 4 EnWG die Entflechtung der internen Rechnungslegung gem. § 10 Abs. 3
EnWG und die Angabepflichten gem. 8 10 Abs. 2 EnWG zu beauftragen ist, schlagt die Werklei-
tung vor, mit der Prifung, wie auch in den Vorjahren, Herrn Wirtschaftsprifer Christian Gob, i. H.
BKWP Wiedemann & Partner mbB Wirtschaftsprifungsgesellschaft, Renatastral3e 73, 80639
Munchen, zu beauftragen.

Vorschlag zum Beschluss:

Der Stadtrat beschliel3t, mit der Jahresabschlusspriifung 2015 der Stadtwerke die BKWP Wie-
demann & Partner mbB Wirtschaftsprifungsgesellschaft, Renatastral3e 73, 80639 Miinchen , zu
beauftragen.

Seite 1von 1



	Sitzungsdokumente
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Sanierung der Jugendherberge Dinkelsbühl - Aufnahme verschiedener KfW-Kredite durch die Stadt Dinkelsbühl
	Vorlage  2/041/2015

	TOP Ö  3 Sanierung Jugendherberge Dinkelsbühl; Vergabe 024 Fliesenarbeiten
	Vorlage  3/118/2015

	TOP Ö  4 Sanierung Jugendherberge Dinkelsbühl; Vergabe 034 Anstricharbeiten
	Vorlage  3/119/2015

	TOP Ö  5 Errichtung eines Fahrradservicestützpunktes in Dinkelsbühl - Finanzierung
	Vorlage  2/048/2015

	TOP Ö  6 Neubau Radweg Dinkelsbühl - Segringen (St 2220)
	Vorlage  3/117/2015

	TOP Ö  7 Aufstellung des Bund-Länder-Städtebauförderungsprogramms 2016
	Vorlage  2/051/2015

	TOP Ö  8 Gründung einer Arbeitsgruppe "Parkplatz"
	Vorlage  3/113/2015

	TOP Ö  9 Bebauungsplan Gewerbegebiet "Wassertrüdinger Straße Nord" und 06. Änderung des Flächennutzungsplanes - Behandlung der Einwendungen, Billigung und öffentliche Auslegung
	Vorlage  3/114/2015
	01 - Anlage-01 - Bet-Abwäg-TOEB - 25-11-2015  3/114/2015
	02 - Anlage-02 - Bebauungsplan - 25-11-2015  3/114/2015
	03 - Anlage-03 - Flänupl-06-Änd - 25-11-2015  3/114/2015

	TOP Ö  10 Bebauungsplan "Gewerbe- und Industriegebiet Waldeck-Ost" - 03. Änderung; Flächennutzungsplan - 09. Änderung; Behandlung der Einwendungen (Abwägung der privaten und öffentlichen Belange), Billigung der Planentwürfe (25.11.15), Öffentl. Auslegung
	Vorlage  3/116/2015
	01 - Anlage-01 - Anhörung-Abwägung-Bürger  3/116/2015
	02 - Anlage-02 - Beteiligung-Abwägung-ToeB  3/116/2015
	03 - Anlage-03 - B-Plan-Satzung-Planteil-idF-25-11-2015  3/116/2015
	04 - Anlage-04 - B-Plan-Satzung-Teil-textliche Festsetz  3/116/2015
	05 - Anlage-05 - FNP-Neunte-Änd-idF-25-11-2015  3/116/2015

	TOP Ö  11 11. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Dinkelsbühl; Herausnahme der bahnparallen Trasse (B25); Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss
	Vorlage  3/111/2015
	01 - Anlage-01-Planentwurf-VE - 25-11-2015  3/111/2015
	02 - Anlage-02-Begründung-VE - 25-11-2015  3/111/2015

	TOP Ö  12 Vergabe der Tiefbauarbeiten 2016 für die Stadt Dinkelsbühl
	Vorlage  3/115/2015

	TOP Ö  14 Freiweillige Feuerwehr Weidelbach - Bestätigung der Kommandanten und ihrer Stellvertreter
	Vorlage  1/026/2015

	TOP Ö  15 Feststellung der Jahresrechnung 2014 der Stadt Dinkelsbühl gem. Art. 102 GO
	Vorlage  2/046/2015
	Ergebnis Jahresrechnung 2014 Stadt  2/046/2015

	TOP Ö  16 Feststellung der Jahresrechnung 2014 der Hospitalstiftung Dinkelsbühl gem. Art. 102 GO
	Vorlage  2/047/2015
	Ergebnis Jahresrechnung 2014 Hospitalstiftung  2/047/2015

	TOP Ö  17 Neufassung der städtischen Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung ihrer Bestattungsreinrichtungen sowie für damit in Zusammenhang stehende Amtshandlungen (Friedhofsgebührensatzung)
	Vorlage  2/049/2015
	Friedhofsgebührensatzung_01.01.2016  2/049/2015

	TOP Ö  18 Jahresabschlussprüfung Stadtwerke für das Jahr 2015
	Vorlage  SWD/019/2015



